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Klaus Troltsch

Der Verhaltenskodex von Abgeordneten
in westlichen Demokratien

Die gegenwärtige Situation unseres Parla-
mentarismus findet exemplarisch ihren Aus-
druck in der Unterbewertung der Rolle des
Bundestages im politischen Prozeß, der insbe-
sondere von Parteien und Regierung domi-
niert wird, d. h. die öffentliche Wahrnehmung
der Bedeutung des Bundestags und die ver-
fassungsrechtlich festgeschriebene Rolle des
Parlaments klaffen relativ weit auseinander.
Dies gilt auch für die Wahrnehmung des Ab-
geordneten und seiner Funktion. Ein hoher
und zunehmend höher werdender Anteil der
Bevölkerung erkennt im Abgeordneten nicht
mehr den Repräsentanten des Volkes, son-
dern den Vertreter persönlicher, parteilicher
und anderer Interessen ), ein Faktum, das zu
denken geben sollte: Der Parlamentarier als
homo oeconomicus und nicht mehr als homo
politicus? Auf Grund
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dieser veränderten
Wahrnehmung ist es verständlich, daß gegen-

I. Vorbemerkung

wärtig in der Bundesrepublik eine Diskussion
geführt wird, die genau diesen zuletzt
genannten Aspekt betrifft. Um diese häufig
emotional geprägte Diskussion etwas zu ver-
sachlichen, erscheint es sinnvoll, sich mit
Regelungen zu beschäftigen, wie in west-
lichen Demokratien das Verhalten von Parla-
mentariern unter diesem Gesichtspunkt nor-
miert worden ist. Eine solche komparative
Analyse erlaubt zudem, Kriterien und dazuge-
hörige Normen zu gewinnen, die für eine
Übernahme in den bundesrepublikanischen
Kontext geeignet scheinen und daher in die
öffentliche Diskussion eingeführt werden
können. Ein gewisser Pessimismus scheint in
dieser Beziehung allerdings angebracht, da
diejenigen, die von dieser Art von Rege-
lungen betroffen sind, gleichzeitig darüber
entscheiden, welche Regelung letzten Endes
verhaltensrelevant werden soll.

II. Zur Stellung des Abgeordneten in westlichen Demokratien

Die Zentralität des Abgeordnetenmandats in
den politischen Systemen der westlichen
Welt steht in engem Zusammenhang mit der
Bedeutung, die den Parlamenten im politi-
schen Prozeß durch die jeweiligen Verfassun-
gen zugesprochen wird. Ungeachtet der
strukturellen und funktionalen Unterschiede
in den jeweiligen Ländern kann die Stellung
der Parlamente vor allem dadurch charakteri-
siert werden, daß sie in freien Wahlen zu kon-
stituieren sind, maßgeblich an der politischen
Willensbildung teilnehmen und über verfas-
sungsmäßig garantierte Hoheitsrechte bei der
Gesetzgebung, der Staatshaushaltsaufstellung
sowie der Kontrolle der Exekutive verfügen.

Notwendigerweise ist damit auch der Bereich
abgesteckt, der das Tätigkeitsfeld des Abge-
ordneten umfaßt und in dem dessen Rechts-
status seinen rechtlichen Ausdruck findet.
Ohne nun im Detail auf die einzelnen Nor-
mierungen, die den Status des Abgeordneten
betreffen, einzugehen, sollen im folgenden ei-
nige wichtige Chrakteristika genannt werden,
die die Rechtsstellung des Abgeordneten be-
treffen und entweder im Verfassungsrecht, im
Parlamentsrecht, den Geschäftsordnungen,
den Wahlgesetzen oder in speziellen Abge-
ordnetengesetzen ihre rechtliche Normie-
rung gefunden haben2).

1) E. Noelle-Neumann (Hrsg.), Allensbacher Jahr-
buch für Demoskopie. 1978—1983, Bd. VIII, S. 235;
G. Loewenberg/S. C. Patterson, Comparing legisla-
tures, Boston 1979, S. 285; R. Liedtke, Die tun sowie-
so, was sie wollen, München 1983, S. 25.

) Vgl. dazu A. Blaustein/P. Flanz/H. Gisbert (Eds.),
Constitutions of the World. A series of updated
texts. Constitutionäl chronologies and annotated
bibliographies, 15 Bände, Ergänzungen in Loseblatt-
form, New York 1971 ff.; P. C. Mayer-Tasch (Hrsg.),



1. Rechtliche Aspekte
des Abgeordnetenstatus

Als gemeinsame Nenner in der rechtlichen
Ausgestaltung des Abgeordnetenstatus las-
sen sich die Normen der Freiheit, der Gleich-
heit und der Partizipation an der Staatsgewalt
fixieren. Diese Grundprinzipien sollen vor al-
lem der normativen Vorgabe Rechnung tra-
gen, daß mit der Übernahme eines Mandats
bestimmte Verantwortlichkeiten verknüpft
sind, nämlich die der Beteiligung an der Aus-
arbeitung von Politik und deren Kontrolle, die
der Rechtfertigung eigener Handlungen oder
derjenigen des Parlaments gegenüber der
Wählerschaft bzw. der Bevölkerung und die
der Hilfestellung und Unterstützung von Bür-
gern ).3

Der Verbindlichmachung dieser Verantwort-
lichkeiten, wie sie in kommunistisch regier-
ten Staaten durch die Norm des Imperativen
Mandats und andere Vorkehrungen, die vom
persönlichen Rechenschaftsbericht bis zur
Abberufung durch die Wähler reichen, getrof-
fen worden sind, steht das Prinzip des Freien
Mandats in westlichen Demokratien gegen-
über.
Ausgehend von dem Grundgedanken, daß der
Abgeordnete in keiner Weise eine rechtliche
Verpflichtung einzelnen Wählern oder gesell-
schaftlichen und politischen Gruppen gegen-
über eingehen soll, wird der westliche Man-
datsträger als Repräsentant der gesamten Be-
völkerung gesehen. Einerseits folgen aus die-

• sen Normierungen die Unabhängigkeit des
Mandats und andererseits das Gebot der Ge-
meinwohlorientierung. Das westliche Man-
datsmodell ist demnach nicht an direkter De-
legation von Inhalten, Meinungen usw. durch
den Abgeordneten interessiert, sondern

orientiert sich an einer allgemein gehaltenen
Gemeinwohlklausel. Mangels anderer Mög-
lichkeiten bleibt dem Bürger in modernen Re-
präsentativverfassungen — soweit er nicht
über andere Kanäle seiner Stimme Ausdruck
verleiht — zumeist nur die Chance, in den
darauffolgenden Wahlen vielleicht eine Än-
derung herbeizuführen.
Eng mit der Unabhängigkeit des Abgeordne-
ten ist demnach auch die Unentziehbarkeit
des parlamentarischen Mandats verbunden.
Diese Aussage gilt allerdings nur unter ge-
wissen Einschränkungen, wie die folgende
Übersicht zeigt4):

2 Bde, Neuwied-Darmstadtt
1984, Bd. 2, S. 266 f; V. Herman (Anm. 2), S. 182. 4) Ebd, S. 186f.

— Nur in einigen Ländern ist der Ausschluß
vom Parlament bzw. der Mandatsverlust prin-
zipiell nicht möglich, wie zum Beispiel in Bel-
gien, Israel, Irland, Italien und Norwegen.
— Wird eine mit dem Mandat nicht zu ver-
einbarende Tätigkeit nicht aufgegeben, so
führt das beispielsweise in Österreich, Frank-
reich, den Niederlanden und anderen Län-
dern zum Mandatsverlust.
— Weitere Ausschlußkriterien hängen mit
dem Verlust der Wählbarkeit zusammen, d. h.
das Mandat wird einem Amtsinhaber abge-
sprochen, wenn er nicht mehr den Vorausset-
zungen entspricht, die durch seine Wählbar-
keit vorgegeben waren (Bundesrepublik
Deutschland, Dänemark, Finnland, Niederlan-
de, Schweden und weitere).
— Längere Nichtteilnahme an Plenar- oder
Ausschußsitzungen kann in Australien, Finn-
land und anderen Staaten mit dem Ausschluß
bestraft werden.
— Ungebührliches Verhalten und anti- bzw.
unparlamentarische Aktivitäten sind Aus-
schlußgründe in Japan, Australien, Kanada,
Großbritannien, USA.
— Bei kriminellen Delikten und dem Verlust
der Bürgerrechte folgt in Demokratien wie
Kanada, Frankreich, Schweden und den USA
der Mandatsverlust.
Wie schon erwähnt, ist der Rechtsstatus des
Abgeordneten ferner durch das Prinzip for-
malisierter Gleichheit charakterisiert. Damit
soll sichergestellt werden, daß personale oder
positioneile Unterschiede zumindest auf der
Ebene formaler Chancengleichheit in bezug
auf den Zugang zum Mandat nicht zum Tra-
gen kommen und daß die gleichberechtigte
Ausübung des Mandats gewährleistet ist. Die
erste Komponente findet ihren Ausdruck vor
allem in den Regelungen zur Wählbarkeit von



Abgeordneten, während die zweite Kompo-
nente mehr das Stimm-, Rede- und Antrags-
recht des Abgeordneten betrifft.
Die untersuchten Länder weisen in bezug auf
ihre Wählbarkeitskriterien zwar alle das Al-
ter des Bewerbers, seine Nationalität und Re-
gelungen bezüglich seines Wohnorts als Ka-
tegorien aus, sind aber im Zusammenhang mit
unserer Gesamtfragestellung nicht weiter re-
levant. Weitaus wichtiger erscheint hier die
Frage nach Personen- bzw. Berufsgruppen, für
die Ausschlußgründe im Hinblick auf eine
Kandidatur zum Parlament vorliegen. Diese
Ausschlußregelungen beziehen ihre Rechtfer-
tigung vor allem aus drei Gründen:
„1 ) not to jeopardise the Separation of powers
by ensuring that a Parliament consists of
Members who are in no economic or occupa-
tional sense subordinated to or dependent on
the Government;
2) to guarantee the freedom of the elector by
preventing certain persons from profiting by
the influence which they have acquired from
the positions they hold in particular constitu-
encies;
3) to secure the independence of Members of
Parliament from private interests." )5

Durch diese Rechtfertigungsgründe sind fol-
gende Berufskategorien — wenn auch jeweils
mit bestimmten Unterschieden — betrof-
fen*):
— öffentliche Bedienstete in Australien,
Frankreich, Irland (mit Einschränkungen), Ita-
lien (Höherer Dienst), Großbritannien u. a.
— Mitglieder des Militärs, der Polizei etc. in
Finnland, Irland, Italien und Großbritannien.
— Mitglieder der Judikative in Finnland, Ir-
land und Großbritannien.
— Vertragspartner mit der öffentlichen Hand
in Australien und Italien.
— Inhaber von Geschäftsleitungsfunktionen
in öffentlichen Unternehmen in Australien.
— Keinerlei Nichtwählbarkeitskriterien gibt
es außer in den sozialistischen Staaten in
Österreich, den Niederlanden, der Schweiz
und in Belgien.
Zwar gibt es in einigen Ländern noch eine
Restgruppe an Nichtwählbarkeitsgründen,
die mit Ämtern in der Exekutive und mit Par-
lamentsmandaten, beispielsweise in Länder-
parlamenten, Zusammenhängen; weitaus in-
teressanter aber ist hier die Frage nach den

Konsequenzen, die sich aus der oben be-
schriebenen Rechtsstellung des Abgeordne-
ten unter politiksoziologischen Aspekten er-
geben.

2. Politische Aspekte
des Abgeordnetenstatus

Aus den hier erwähnten, zugegebenermaßen
selektiven Aspekten, die die zentrale Rechts-
stellung des Abgeordneten in den einzelnen
Ländern umschreiben sollten, lassen sich fol-
gende analytische Dimensionen bestim-
men7):
— Die Dimension der Basisbindung; gemeint
ist hiermit der demokratische Bezug der Ab-
geordneten auf ihre Wähler und ihre Partei-
basis hin.
— Die Dimension der Legitimation; im Zen-
trum dieser Dimension steht die Rechtferti-
gung politischen Handelns sowohl in bezug
auf die Person des Abgeordneten als auch un-
ter Bezugnahme auf seine Partei und das Par-
lament.
— Die Dimension der Willensbildung; dabei
steht als Aufgabe die Kontaktaufnahme zu
den in politischen Entscheidungsprozessen
mitbeteiligten Akteuren wie Interessengrup-
pen, Ministerien, Verwaltung, Parlament etc.
im Zentrum.
— Die Dimension der Kompetenz bzw. Lei-
stung; sie betrifft die Erarbeitung spezieller
Politikbereiche und das Einbringen der Ar-
beitsergebnisse in den Willensbildungspro-
zeß, beispielsweise über die Arbeit in den Par-
lamentsausschüssen.
Sämtliche Normierungen zum Parlaments-
mandat und zu den Aufgaben und Rechten
des Abgeordneten sind sowohl dem Prinzip
der Demokratie als auch dem Prinzip der Sta-
bilisierung und Funktionalität von politischen
Systemen verpflichtet. Dabei tendieren die er-
sten beiden Dimensionen mehr in Richtung
auf Demokratie, die beiden letzten Dimensio-
nen mehr in Richtung auf Funktionalität.
Damit ist allerdings die Funktionslogik des
Mandats selbst durch eine gewisse Ambiva-
lenz gekennzeichnet: Zum einen wird Wert
darauf gelegt, daß die Unabhängigkeit des



Abgeordneten so weit wie möglich sicherge-
stellt ist, zum anderen aber soll gleichzeitig
unter Aspekten der Funktionalität des politi-
schen Systems die Einbindung des Mandats-
trägers in Entscheidungsabläufe und -Struktu-
ren garantiert werden, was wiederum zu be-
stimmten Abhängigkeiten führt.
Der politische Spielraum und die persönliche
Abhängigkeit des Abgeordneten werden vor
allem von folgenden Faktoren bestimmt:
1. dem Wahlsystem und der Form der Kandi-
datenaufstellung;
2. der Struktur der Parteien, der Fraktionen
und der parlamentarischen Konfliktaustra-
gungsmuster;
3. der Einbindung des Abgeordneten in den
außerparlamentarischen Raum, insbesondere
seine Verflechtung mit politischen Interes-
sengruppen;
4. der materiellen Situation des Abgeordne-
ten und seinen eigenen ökonomischen Inter-
essen.
Gehen wir diesen Faktoren im einzelnen
nach, so macht es wohl keinen besonderen
Sinn, an dieser Stelle auf die unterschiedli-
chen wahlsystematischen Regelungen in den
verschiedenen Ländern im Detail einzugehen.
Sicherlich ist es zum Beispiel für den einzel-
nen Abgeordneten von Relevanz, in welcher
Form er bei der Verteilung der Stimmen auf
die einzelnen Parteien „verrechnet"8) wird;
eine weitaus größere Bedeutung hingegen
muß der Kategorie des Stimmgebungsverfah-
rens zugesprochen werden, da hierbei ein di-
rekter Bezug des Abgeordnetenverhaltens auf
den Wähler und umgekehrt möglich ist.

Zur Erläuterung mag hierzu das von Valen-
tine Herman vorgegebene Raster zur Typisie-
rung der Stimmgebungsverfahren), bei dem
zwischen kategorialen und ordinalen Verfah
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ren unterschieden wird, als Grundlage die-
nen:

— Die erste Variante des Kategorialverfah-
rens besteht in der Vergabe einer Stimme für
einen einzelnen Kandidaten, wie dies zum
Beispiel in Kanada oder in Großbritannien,
aber auch in Finnland und Frankreich der Fall
ist (1).
— Die zweite Variante dieses Verfahrens er-
laubt eine Stimmvergabe für einen einzelnen
Kandidaten einer Partei und/oder eine Partei-
enliste, so beispielsweise in Belgien (2).
— Die erste Variante des Ordinalverfahrens
macht die Vergabe von Präferenzstimmen für
verschiedene Kandidaten einer Parteiliste er-
forderlich; beispielhaft ist hierfür Italien, wo
jeder Wähler je nach Wahlkreisgröße drei bis
vier Präferenzstimmen zur Verfügung hat. In
Österreich ist ein zusätzliches Stimmensplit-
ting unter verschiedenen Parteilisten mög-
lich (3).
— Die zweite Variante dieses Verfahrens ge-
stattet dem Wähler, die Kandidaten verschie-
dener Parteien in seine eigene Präferenzord-
nung zu bringen, so z. B. in Australien und
Irland (4).
— Bei der letzten Variante, dem Schweizer
Wahlsystem, erlaubt das Stimmgebungsver-
fahren dem Wähler, bestimmte Kandidaten
mit Präferenzstimmen zu belegen. Dieser hat
darüber hinaus die Möglichkeit des Stimmen-
splittings zwischen verschiedenen Listen, der
Kandidatennamenwiederholung bzw. -aus-
Streichung und der Formung neuer Listen zu-
mindest in einer bestimmten Anzahl von
Kantonen.

Nicht ohne Grund wurde eine Auflistung der
Stimmgebungsverfahren in dieser Reihen-
folge gewählt, läßt sich doch an ihr möglicher-
weise die umgekehrte Proportionalität des
Wähler- und des Parteieneinflusses illustrie-
ren. Im Fall der ersten Variante des Kategori-
alverfahrens ist der Spielraum des Wählers
relativ eingeengt und der Machteinfluß der
Parteien aus der Perspektive des Bewerbers
ungeheuer groß. Im Falle der letzten Variante
des Ordinalverfahrens werden diese. Verhält-
nisse auch aus der Sicht des Kandidaten, zwar
nicht gleich umgekehrt, aber doch’zumindest
relativiert.



3. Parteiendominanz
im Nominierungsprozeß

Sieht man einmal von den länderspezifischen
Unterschieden in bezug auf die Parteifunktio-
nen der einzelnen Systeme ab und fragt nach
dem Nominierungsprozeß unter den Aspek-
ten der Kandidatenpräsentation, so läßt sich
folgendes feststellen 10): In den meisten Län-
dern wird die Nominierung der Kandidaten
von den Parteien beherrscht, ob nun auf der
Grundlage gesetzlicher Vorkehrungen oder
allein aufgrund ihrer faktischen Dominanz im
Nominierungsprozeß. Dies ist der Fall in
Österreich, Finnland, Italien, Japan, Schwe-
den und der Schweiz. In einer zweiten
Gruppe von Ländern ist es sowohl Gruppen
von Einzelpersonen als auch Parteien mög-
lich, Kandidaten zu benennen, so in Austra-
lien, Belgien, Kanada, Frankreich, Israel, Nor-
wegen, Großbritannien und den Vereinigten
Staaten, sieht man einmal von deren Vor-
wahlmodus ab. Außerdem wird die Parteien-
dominanz noch dadurch gestärkt, daß in eini-
gen Ländern an parteilose Kandidaten und
Bewerber, deren Parteien noch nicht im Parla-
ment vertreten sind, zusätzliche Anforderun-
gen gestellt werden.
Vergegenwärtigt man sich nochmals die auf-
gelisteten Stimmgebungsverfahren, so ist es
einsichtig, daß die Reihenfolge, in der die no-
minierten Kandidaten auf dem Wahlzettel
auftauchen, von nicht zu unterschätzender
Bedeutung für das eigene Erfolgschancenkal-
kül des künftigen Abgeordneten sein sollte.
Hier schließt sich nun die Frage an, wer die
Reihenfolge bestimmt, wobei die Antwort lau-
tet: nicht die Wähler, sondern die Parteiorga-
nisationen.
Die Unabhängigkeit des Abgeordneten wird
darüber hinaus nicht zuletzt durch die Struk-
tur der Fraktionen und des parlamenta-
rischen Konfliktaustragungsprozesses be-
stimmt11)- Wenn auch nicht in allen Parla-
menten Abgeordnetengruppen bzw. Fraktio-
nen ihre offizielle Anerkennung gefunden ha-
ben, so ist die faktische Notwendigkeit derar-
tiger Zusammenschlüsse für die Parteien
kaum zu bestreiten. Daraus ergibt sich — zu-

mindest unter normativen Gesichtspunkten
— ein Konflikt zwischen dem Interesse des
Abgeordneten an relativ freier Mandatsaus-
übung und dem Interesse der Parteien an der
problemlosen Durchsetzung ihrer Beschlüsse
im Parlamentsplenum.
Folgt man Alexander Ruch12), so gibt es im
Zusammenhang der Fraktionsdisziplin bzw.
-loyalitäten sozusagen zwei Endpunkte: die
Vereinigten Staaten auf der einen und Groß-
britannien auf der anderen Seite. In den USA
existieren keinerlei parteidisziplinarische
Versuche und die generelle Bindungslosig-
keit des Abgeordneten wird durch Fraktions-
beschlüsse, die bindenden Charakter haben
und zu deren Durchsetzung in den Fraktions-
satzungen auch in den USA entsprechende
Möglichkeiten bestehen, kaum gestört, wäh-
rend im Gegensatz dazu für Großbritannien
gilt: „Die stärkste Parteidisziplin besteht im
englischen Unterhaus. Nach der Entstehung
der Parteienordnung ... wurde der Abgeord-
nete mehr und mehr von seiner Partei abhän-
gig, so daß er zwangsläufig mit seiner Nicht-
wiederwahl zu rechnen hatte, wenn er nicht
mit der Partei stimmte"13). Wenngleich sich
dieser Sachverhalt heute etwas modifiziert
darstellt, so scheint doch für das britische Re-
gierungssystem ein relativ streng gehandhab-
ter Abstimmungszwang sicherlich eher not-
wendig als in anderen Staaten, da die Ableh-
nung eines als wichtig bezeichneten Regie-
rungsentwurfs zum Rücktritt der jeweiligen
Regierung führt.
Weitaus stärker als durch die fraktionelle
Einbindung dürfte jedoch die Unabhängigkeit
von Abgeordneten durch außerparlamentari-
sche Einflüsse gefährdet werden. Dies läßt
sich vor allem aus dem Sachverhalt folgern,
daß Abhängigkeiten, die im Parlament und •
insbesondere in der Fraktion entstehen, we-
nigstens im Rahmen der Institution sichtbar
werden. Sie betreffen häufig auch nicht nur
einen einzelnen Politiker, sondern ganze
Gruppen von Abgeordneten, die wiederum
rechtliche Möglichkeiten der Gegenwehr ha-
ben. Abhängigkeiten von außerparlamentari-
schen Interessenten bilden sich hingegen
überwiegend auf den einzelnen Abgeordne-
ten bezogen und vollziehen sich in diskreter
Vertraulichkeit. Zugleich betreffen sie un-



gleich häufiger die ökonomischen Interessen
der Abgeordneten selbst. Die Gefahr derarti-
ger Einflüsse steigt in dem Maße, in dem Ab-
geordnete von ihren politischen Ämtern fi-
nanziell abhängig sind, was insbesondere auf
die sogenannten Berufspolitiker zutrifft, de-
ren Anteil in den letzten Jahrzehnten stetig
gestiegen ist. Abgeordnetenentschädigung
und -altersversorgung bilden offenbar selbst
dann, wenn sie staatlich in großzügiger Weise

gewährt werden, keinen absoluten Schutz ge-
gen die Gefahr der Kommerzialisierung des
Mandats, die mit der Vertretung spezieller
Einzelinteressen einhergeht. Um so wichtiger
sind daher Regelungen, die die Unvereinbar-
keit von Mandat und solchen Tätigkeiten si-
cherstellen, die die Unabhängigkeit des Abge-
ordneten in normwidriger Weise beeinträch-
tigen können, worauf im folgenden eingegan-
gen werden soll.

III. Inkompatibilitäten und Offenlegungsprinzipien
für private Tätigkeiten

1. Zweck von Inkompatibilitätsregelungen

Die Absicherung des Parlamentsmandats
durch Inkompatibilitätsregelungen in bezug
auf öffentliche Ämter und Mandate schien
den meisten Gesetzgebern in den untersuch-
ten Ländern nicht ausreichend zu sein. In ei-
nigen Fällen hat es sich als sinnvoll erwiesen,
die Unvereinbarkeit des Mandats nicht nur"
auf bestimmte öffentliche Ämter zu beschrän-
ken, sondern auch auf gewisse private Berufe
und Tätigkeiten auszudehnen, um so einer-
seits die Unabhängigkeit der Parlamentarier
in ökonomischer und finanzieller Hinsicht zu
sichern und auf der anderen Seite den Abge-
ordneten von Verlockungen abzuhalten, d. h.
ihn davor zu .bewahren', bei der Ausübung
seines Berufes aus dem Mandat ungerechtfer-
tigt Nutzen zu ziehen14). Prinzipiell ist die
Intention derartiger Normierungen in der
Verhinderung von Interessenkonflikten zu
sehen, die einer normgerechten Ausübung
des parlamentarischen Mandats zuwiderlau-
fen könnten ). Diese Regelungen zur15 Inkom-
patibilität finden in den Verfassungen und
Gesetzen, in Parlamentsbeschlüssen und
-bräuchen sowie in Geschäftsordnungen ih-
ren Niederschlag.
2. Inkompatibilitätsdimensionen
Aus der Analyse der rechtlichen Normierun-
gen lassen sich insgesamt vier Dimensionen
von Inkompatibilitäten in bezug auf private
Tätigkeiten von Abgeordneten zusammenfas-
sen:
— Aufrechterhaltung der Trennungslinie zwi-
schen Legislativ- und Exekutivorganen, d. h.

Schutz des parlamentarischen Mandats vor
Einwirkungen der Exekutive und damit
Schutz der Kontrollfunktion des Parlaments
gegenüber der Exekutive.
— Inkompatibilitäten des Mandats mit Be-
rufstätigkeiten in oder für Wirtschaftsunter-
nehmen, wobei davon ausgegangen werden
kann, daß eine unzulässige Einflußnahme bei-
spielsweise durch Nutzung spezifischer Infor-
mationen des Abgeordneten und dessen
gleichzeitige Abhängigkeit von Unternehmen
eingedämmt werden soll.
— Absicherung der Gesetzgebungsfunktion
des Parlaments durch Unvereinbarkeitsrege-
lungen, die sich auf das Vorliegen gewisser
finanzieller Interessen des Abgeordneten
richten und in diesem Fall auf einen Verzicht
auf eine Stimmabgabe bei parlamentarischen
Entscheidungen zielen.
— Diejenigen Inkompatibilitäten, die Wer-
bung mit dem Mandat für ein Unternehmen
oder andere wirtschaftliche Einrichtungen als
unvereinbar ansehen, lassen sich auf dem
Hintergrund der Legitimationsfunktion des
Parlaments verstehen.

a) Mandatsinkompatibilitäten mit Tätigkei-
ten in staatlichen und staatsunterstützten
Unternehmen

Rigoros wird die Vereinbarkeit des parlamen-
tarischen Mandats mit führenden Positionen
in verstaatlichten Unternehmen bzw. in priva-
ten Unternehmen, die Subventionen und an-
dere Vorteile von der öffentlichen Hand er-
halten oder sogar dafür tätig sind, untersagt.
In Frankreich sind gemäß der Neuregelung
von 1972 ) die Funktion als Unternehmens16 -



chef, als Präsident oder Delegierter des Ver-
waltungsrates, als Vorsitzender oder Mitglied
des Direktoriums, als Vorsitzender des Auf-
sichtsrates, als Generaldirektor oder als Ge-
schäftsführer inkompatibel, und zwar in Orga-
nisationen wie

— rein staatlichen Unternehmen,
— in Gesellschaften, die mit der Ausführung
von Dienstleistungen für Rechnung oder
unter Kontrolle des Staates, öffentlichen
Körperschaften bzw. Einrichtungen betraut
sind ),17

— in Gesellschaften oder anderen Einrichtun-
gen, die in Form von Zinsgarantien Subven-
tionen oder andere Vorteile vom Staat oder
einer öffentlichen Körperschaft erhalten, al-
lerdings mit der Ausnahme, daß in den Fällen,
in denen eine Funktionskompatibilität beste-
hen kann, sich diese Vergünstigungen aus ei-
ner allgemein geltenden Gesetzgebung her-
leiten lassen18).

Eine weitere Ausnahme besteht darin, daß
eine Vereinbarkeit mit dem Parlamentsman-
dat für den Fall möglich ist, daß Abgeordnete
in ihrer Eigenschaft als Mandatsträger zu
Mitgliedern des Verwaltungsrates in staatli-
chen Unternehmen auf der Grundlage ein-
schlägiger Gesetze bestimmt werden ). An19 -
sonsten bleibt die Übernahme einer leitenden

Stellung in staatlichen Unternehmen unter-
sagt20 ). Auch die Regelungen in Italien sind
besonders prägnant und weisen in die gleiche
Richtung wie die französischen, zumal der
Katalog der Funktionsinkompatibilitäten um
die Aufgabenbereiche des Syndicus und des
Liquidators erweitert ist21 ). Diese Art der In-
kompatibilitätsregelung besteht ebenso in
den USA22 ), in Griechenland23 ), das die In-
kompatibilitäten sogar in die Verfassung auf-
genommen hat, sowie in Belgien24 ).

b) Inkompatibilitäten von Tätigkeiten in oder
für Wirtschaftsunternehmen

Diese Unvereinbarkeitsregelungen beziehen
sich insgesamt gesehen auf folgende Wirt-
schaftsbereiche:
— auf Bankinstitute (Italien25 ), Österreich26 )
und Frankreich27 )),
— auf Aktiengesellschaften (Italien, Öster-
reich, Frankreich),
— auf Immobiliengesellschaften (Frankreich,
Griechenland 28 )),
— auf GmbHs der Industrie und des Handels
(Österreich),
— auf Versicherungsgesellschaften (Öster-
reich).
In bezug auf die Form der Tätigkeit beziehen
sich diese Regelungen in erster Linie auf lei-
tende Funktionen wie Vorstand, Aufsichtsrat,
Verwaltungsrat, Geschäftsführer etc. (Öster-
reich und Frankreich) und auf juristische und
anders geartete Beratungsfunktionen (Italien,
Frankreich, Griechenland). Zu Frankreich
bleibt in diesem Zusammenhang noch zu sa-
gen, daß insbesondere Rechtsanwälte, für die
diese Norminierung besonders relevant ist,
prinzipiell nicht gegen die öffentliche Hand
auftreten dürfen und auch die Mandatsüber-
nahme bei Strafprozessen wegen strafbarer
Handlungen gegen das Gemeinwesen, wegen
Pressevergehen oder wegen Kreditgefähr-
dung untersagt ist.

c) Inkompatibilitäten bei pekuniärem Inter-
esse des Abgeordneten oder am Abgeord-
neten

Diese Art von Inkompatibilitätsdimension,
die ihre Regelung vor allem in Ländern wie
Großbritannien, Australien und den Vereinig-
ten Staaten erfährt, betrifft den Sachverhalt,
daß ein Mandatsträger ein unmittelbares pe-
kuniäres Interesse an einer bestimmten parla-
mentarischen Materie oder einem Abkom-
men mit der öffentlichen Verwaltung hat. Der
parlamentsfunktionale Hintergrund dieser
Normierung zielt insbesondere auf die Regu-
lierung verzerrender Einflußnahmen auf den
Gesetzgebungsprozeß, die dann notwendig
wird, wenn allgemeines Mandat und von au-



ßen stimulierte finanzielle Interessen des Ab-
geordneten sich zu überlagern drohen.
Die Regelungen sind in dieser Hinsicht recht
eindeutig:
— Die Verfassung von Australien nimmt sol-
che Bestimmungen sogar schon in die Nicht-
wählbarkeitskriterien auf, wonach bei Vorlie-
gen finanzieller Interessen des Kandidaten an
einem Abkommen mit der Verwaltung weder
eine Wahl zum Senator noch zum Mitglied
des Repräsentantenhauses möglich ist29 ). In
der Geschäftsordnung des Repräsentanten-
hauses wird darüberhinaus bestimmt: „no
Member shall be entitled to vote in any divi-
sion upon a question.. .in which he has a
direct pecuniary interest not held in common
with the rest of the subjects of the Crown"30 ).
Dieses Verbot der Stimmabgabe kann bei er-
folgter Abstimmung bis zu deren Ungültig-
keitserklärung führen. Eine Aberkennung des
Mandats nach Art. 45 Nr. III der australischen
Verfassung wird dann durchgeführt, wenn ein
Senator oder ein Mitglied des Repräsentan-
tenhauses direkt oder indirekt „eine Gegen-
leistung für Dienste für den Staat oder
Dienste im Parlament für irgend jemand oder
für irgendeinen Staat entgegennimmt"31 ).
— In Großbritannien war seit längerem als
bestehender Parlamentsbrauch festgelegt, daß
bei persönlichen finanziellen Interessen des
Abgeordneten eine Offenlegung in der De-
batte zu erfolgen hatte. Dies wurde durch ei-
nen Beschluß des Unterhauses vom 22. Mai
197432) nochmals ausdrücklich festgehalten.
Prinzipiell verboten sind die Annahme von
Geschenken, Honorarzahlungen, direkte
Geldzuwendungen und die Annahme von Ge-
genleistungen für bestimmte Tätigkeiten, die
mit dem Ziel gemacht werden, Verfahren im
Parlament zu beeinflussen oder das Verhalten
des Abgeordneten in eine bestimmte Rich-
tung zu lenken.
— Der Verbotstatbestand in den USA bezieht
sich auf die Förderung von Gesetzesvorhaben
aus partikulären oder pekuniären Interessen
seiner eigenen Person, seiner engeren Fami-
lie oder anderer Personen.
Liegen solche Interessenkonflikte vor, so sol-
len sich die Mitglieder der Stimme enthalten.
Darüberhinaus ist die Annahme von Ge-
schenken im Wert von über 100 Dollar (pro

Jahr), die von Personen kommen, bei denen
ein besonderes Interesse an der Gesetzge-
bung des Kongresses vorliegt, verboten33 ).

d) Inkompatibilität des Mandats mit Wer-
bungsfunktionen für Unternehmen etc.

Als Grundlage zur Erklärung dieses Komple-
xes an Normierung der Inkompatibilität wäre
denkbar, daß der jeweilige Gesetzgeber jegli-
che Art von Werbungs- und Marketingstrate-
gien für Wirtschaftsunternehmen oder Sozie-
täten deshalb für unvereinbar hält, weil derar-
tige Tätigkeiten mit dem Ansehen und der
Reputation des Parlaments nicht verträglich
und der Legitimationsfunktion des Parla-
ments für das politische System insgesamt ab-
träglich sind. Darunter fallen beispielsweise
in Frankreich Werbungstätigkeiten für Indu-
strie-, Finanz- und Handelsunternehmen, wo-
bei auch die Verantwortlichen des Unterneh-
mens mit Geld- und Gefängnisstrafen belegt
werden können34 ). Diese Art von Verbotstat-
bestand gilt auch für die USA und für Bel-
gien35 ).

3. Offenlegungsprinzipien

Behandelte die bisherige Übersicht Regelun-
gen, in denen Berufstätigkeiten bzw. Neben-
tätigkeiten entweder völlig oder nur unter be-
stimmten Voraussetzungen als inkompatibel
mit Parlamentsmandaten erklärt wurden, so
sollen im folgenden die Verfahren aufgezeigt
werden, in denen die Regelungen erst zum
Tragen kommen. Mit anderen Worten: Es gilt
die Technik zu erklären, mit deren Hilfe ge-
wisse Regelungen durchgesetzt werden kön-
nen. Dazu lassen sich zwei Prinzipien der Of-
fenlegung unterscheiden:
— Das erste Verfahrensprinzip wird in zwei
Stufen durchgeführt:
1) Verzicht auf jede Tätigkeit, die als inkom-
patibel normiert ist, und
2) Nennung von Tätigkeiten, die der Parla-
mentarier beibehalten will und als kompati-
bel ansieht.
— Das zweite Offenlegungsprinzip erfolgt
ebenfalls in zwei Stufen:
1) Verzicht auf mandatsinkompatible Tätig-
keit und
2) Offenlegung von Tätigkeiten unter Einbe-
ziehung der Bezahlung, der Quellen der Ein-



künfte etc., die durchaus als kompatibel ange-
sehen werden.

a) Offenlegung nach Vertrauensprinzip
In Frankreich wird das Verfahren der Offen-
legung von Berufstätigkeiten in Art. 151
Wahlgesetz geregelt, wobei zwei Wochen
nach der Übernahme inkompatibler Funktio-
nen bzw. nach der Entscheidung des Verfas-
sungsrates im Wahlprüfungsverfahren der
Verzicht ausgesprochen werden muß. Im sel-
ben Zeitraum sind dem Bureau der National-
versammlung diejenigen Tätigkeiten zu nen-
nen, die der Abgeordnete beizubehalten oder
zu übernehmen gedenkt und von deren Kom-
patibilität er ausgeht. In Streitfällen kann da-
her das Bureau der Nationalversammlung,
der Justizminister oder der Abgeordnete
selbst den Verfassungsrat anrufen36 ). Wird in
der Entscheidung des Conseil Constitutionnel
eine Unvereinbarkeit mit dem Mandat festge-
stellt, dann hat sich der Abgeordnete zwi-
schen seinem Parlamentsmandat und der Be-
rufstätigkeit zu entscheiden, wobei ihm im
Falle seiner Untätigkeit der Verfassungsrat
seines Mandats für verlustig erklärt. In der
Praxis ist dies aber außerordentlich selten ge-
schehen ).37

36)

Auch Österreich sieht in seinem Unverein-
barkeitsgesetz eine derartige Regelung vor.
Zwar ist die zeitliche Frist für die Bekannt-
gabe inkompatibler Tätigkeiten auf einen Mo-
nat nach Eintritt in das Parlament bzw. nach
Übernahme einer derartigen Tätigkeit festge-
setzt und unter Bekanntgabe der damit ver-
bundenen Bezüge mitzuteilen38 ). Der für die-
sen Zweck konstituierte Parlamentsausschuß,
der über die Zulässigkeit zu entscheiden hat,
bleibt aber auf die im Gesetz genannten In-
kompatibilitätskategorien beschränkt. Ent-
sprechende Verfahren wie in Österreich und
Frankreich gelten auch in Italien39 ).

b) Offenlegung nach Transparenzprinzip
In Großbritannien wird eine Offenlegung
nach dem Transparenzprinzip praktiziert, d. h.
durch Einrichtung eines Registers, das von je-
dem Mitglied des Unterhauses eine Offenle-
gung seiner Interessen abverlangt und das
der öffentlichen Einsichtnahme offenstehen
muß. In einem Beschluß vom 12. Juni 1975
wurde das Register in neun Kategorien einge-
teilt:

„1. Direktor in öffentlichen oder privaten Ge-
sellschaften gegen Entgelt;
2. Arbeits- oder sonstige Berufstätigkeit ge-
gen Entgelt;
3. gewerbliche, freie und sonstige Berufe ge-
gen Entgelt;
4. die Namen von Klienten, wenn die angege-
benen Interessen persönliche Dienste durch
das Mitglied beinhalten, die sich in irgendei-
ner Weise aus der Mitgliedschaft im Hause
ergeben oder sich darauf beziehen;
5. finanzielle Unterstützungen,
a) als Parlamentskandidat, wenn nach Kennt-
nis des Mitglieds die Förderung in irgendei-
nem Falle 25% der Wahlkampfausgaben des
Kandidaten übersteigt, oder
b) als Mitglied des Parlaments durch irgend-
eine Person oder Organisation, wobei anzuge-
ben ist, ob eine solche Förderung irgendeine
Zahlung an das Mitglied oder einen materiel-
len direkten oder indirekten Vorteil ein-
schließt;
6. Auslandsreisen, die sich auf die Mitglied-
schaft im Hause beziehen oder sich aus ihr
ergeben, wenn die Kosten der Reisen nicht
voll vom Mitglied oder aus öffentlichen Mit-
teln getragen werden;
7. alle Zahlungen oder materiellen Vorteile
im Auftrage einer ausländischen Regierung,
Organisation oder Person;
8. Land und Vermögen wesentlicher Bedeu-
tung oder solches, das wesentliches Einkom-
men abwirft;
9. die Namen von Gesellschaften oder ande-
ren Körperschaften, in denen das Mitglied
nach seiner Kenntnis entweder selbst oder im
Namen seines Ehegatten oder seiner minder-
jährigen Kinder ein rentierliches Anteilsrecht
hat, wenn der Nominalwert der Anteile höher
ist als 1 v. H. der ausgegebenen Kapitalantei-
le." a)39
Diese gesamten Angaben sind dem Register-
führer, zugleich ein höherer Beamter in der
Abteilung des Clerk of the House (Parla-
mentsdirektor) und gleichzeitig Sekretär des
Select Committee on Members' Interests, zur
Verfügung zu stellen und dann zu veröffentli-
chen, was seit 1975 regelmäßig geschieht40 ).



Für Mitglieder des Repräsentantenhauses,
des Senats und eine Reihe von Mitarbeitern
des Kongresses der Vereinigten Staaten steht
ein komplexes und ausgefeiltes Raster von
Offenlegungspflichten zur Verfügung, die im
sogenannten Ethics in Government Act von
197841) festgehalten sind und in ihrer gesam-
ten Differenziertheit und Tragweite an dieser
Stelle überhaupt nicht dargestellt werden
können. Nur einige grundlegende Regelungs-
bereiche gilt es im folgenden zu erwähnen,
wobei insbesondere die Senatsbestimmungen
im Vordergrund stehen sollen ).
Folgende Bereiche sind mit Offenlegungs-
pflichten bedacht:
— Funktionen als Direktor, Gesellschafter,
Berater, Eigentümer, Bevollmächtigter oder
Mitglied des Vorstandes einer Körperschaft,
Gesellschaft oder anderer Geschäftsunter-
nehmen );43

— Einkommen unter Bekanntgabe des Be-
trags und der Quelle bei Überschreitung der
Grenze von 100 Dollar im Jahr, wobei Ein-
künfte aus künstlerischen Tätigkeiten, Abfin-
dungsvereinbarungen und Einkünfte aus Fa-
milienunternehmen unberücksichtigt blei-
ben ). Dies gilt auch für finanzielle Vereinba-
rungen, aus denen der Ehegatte oder Angehö-
rige Einkommen erzielen können );

44

45

— Geschenke jeglicher Art sowie andere
Vergünstigungen wie Unterkunft, Verpfle-
gung, unentgeltlicher Transport sind bei ei-
nem Wert von mehr als 250 Dollar pro Jahr
offenzulegen;
— Vermögen an Immobilien, Geschäfts- oder
Investmentanteile, die 1000 Dollar überstei-
gen; Schulden, soweit sie über die Grenze von
2500 Dollar hinausgehen; Kauf und Verkauf
von Grund- und Kapitalvermögen im Werte
von mehr als 10000 Dollar );46

— Absprachen über die Beurlaubung bzw.
Gehaltsweiterzahlungen für die Zeit der Kon-
greßmitgliedschaft bzw. über Einstellungszu-
sagen an Senatoren für die Zeit danach ).47

Die Abgeordneten und Senatoren sind ver-
pflichtet, vollständige Berichte in bezug auf
die oben beschriebenen Offenlegungskatego-
rien anzufertigen. Diese Berichte sind dann —
z. B. im Fall des Senats — dem Sekretär des
Senats auszuhändigen, der sie an das Select
Committee on Ethics48 ) als dem für die Sena-
toren zuständigen Ehrenausschuß weiterlei-
tet und sie darüber hinaus der Öffentlichkeit
zugänglich macht49 ). Beide Ausschüsse prü-
fen die Angaben, führen entsprechende Un-
tersuchungen durch und erstatten Bericht.

Parallel dazu verläuft eine stichprobenmäßige
Überprüfung durch den Rechnungshof
(Comptroller General), dem die Aufgabe ob-
liegt, im Laufe von sechs Jahren zumindest
einen Bericht eines jeden Senators zu prüfen.
Dem Rechnungshof soll außerdem von jedem
Senator in einem versiegelten Umschlag ein
Bericht eingereicht werden, der die Kopien
sämtlicher Einkommenssteuererklärungen
und der dazugehörigen Dokumente über sich
und seinen Ehegatten umfaßt50 ).

Die Sanktionsmöglichkeiten, die den Aus-
schüssen bei Verstößen gegen das Gesetz und
die Ehrenordnung zur Verfügung stehen, rei-
chen von einfachen parlamentarischen Ver-
weisen bis hin zum Ausschluß des Abgeord-
neten, da dem Kongreß die Disziplinargewalt
zusteht. Ergänzend ist noch auf einige straf-
rechtliche Bestimmungen hinzuweisen, die
die aktive und passive Bestechung von und
sonstige gesetzlich nicht reglementierte Zah-
lungen an Kongreßmitglieder und anderes
unter Strafe stellen51 ).

Ein wichtiger Aspekt von Offenlegungsvor-
schriften bedarf in diesem Zusammenhang
noch der Hervorhebung, nämlich die Offenle-
gung und Anrechnung von Nebentätigkeits-
einkünften (bzw. Berufstätigkeitseinkünften)
in bezug auf Höhe und Quellen.

In den Vereinigten Staaten ist dabei eine Re-
gelung ins Auge gefaßt worden, die in bezug
auf die an sich erlaubten privaten Berufstätig-
keiten eine Begrenzung dieses Einkommens
auf 15 v. H. der Diäten für Senatoren und auf
30 v. H. der Diäten für Abgeordnete vorsieht,



wobei das Inkrafttreten dieser Regelungen
für den Senat noch ausgesetzt ist52 ).
Mitglieder der Assemblee in Frankreich sind
verpflichtet, Auskunft über ihre beruflichen
Aktivitäten zu geben, müssen aber keine An-
gaben über Höhe und Herkunft ihrer Ein-
künfte machen.
In Italien steht eine gesetzliche Regelung an,
wobei Mitglieder derzeit schon freiwillig Aus-
kunft über ihr Einkommen und dessen Her-
kunft geben können.
Griechenland fordert von seinen Parlamenta-
riern, daß sie ihre Steuererklärungen veröf-
fentlichen und somit Informationen über ihre
finanziellen Verhältnisse weitergeben53 ).
Die Bestimmungen in den Niederlanden ge-
hen von einem interessanten Modell aus,
nach dem sich jedes Mitglied der Zweiten
Kammer, das eine jährliche Grundentschädi-
gung in bestimmter Höhe erhält, seine Ein-
künfte aus nichtparlamentarischen Tätigkei-
ten von einer gewissen Untergrenze an an-
rechnen lassen muß. Die Diäten werden dann
um die Hälfte des Betrages, der über dieser
Mindestgrenze liegt, gekürzt, wobei aller-
dings eine bestimmte Mindestgrenze für die
Diätenhöhe erhalten bleibt54 ).

4. Offenlegung des Parlamentslobbyismus
Sieht man von der Betrachtung der Verbände
als geschlossene außerparlamentarische In-
teressengruppen einmal ab, so ergeben sich
institutionalisierte Einflußmöglichkeiten in-
sofern, als eine Vertretung der Interessen-
gruppen durch den Abgeordneten selbst er-
folgen kann. Diese Lobbyisten sind zumeist
als Experten zugleich die wichtigsten Mitglie-
der der für ihre Interessen jeweils einschlägi-
gen Parlamentsausschüsse.
In den Vereinigten Staaten ist man zur Ein-
dämmung von Interessengruppeneinflüssen

auf Parlament und Parlamentarier dazu über-
gegangen, einen jeden Abgeordneten, der ge-
gen Bezahlung durch einen Interessenver-
band zur Beeinflussung von Gesetzgebungs-
verfahren im Sinne des Verbandes beitragen
soll, aufzufordern, sich beim Clerk des Senats
einzuschreiben. Auf der Grundlage dieses Fe-
deral Lobbying Act, der ein Bestandteil des
Legislative Reorganisation Act von 1946 ist,
wird von Abgeordneten verlangt, in viertel-
jährlichen Berichten über ihre Finanzen Re-
chenschaft abzulegen, jede Einzeleinnahme
von mehr als 100 Dollar anzuzeigen sowie den
Finanzier zu nennen. Diese Angaben werden
unter Eid abgenommen. Ganz analog zu den
bisher erwähnten Regelungen des amerikani-
schen Parlamentsrecht steht auch hier nicht
das Verbot oder die Inkompatibilität be-
stimmter Tätigkeit, sondern deren Transpa-
renz im Vordergrund. Ein paritätischer Aus-
schuß, bestehend aus zwölf Mitgliedern, über-
prüft das Verhalten der Abgeordneten.
Ziel dieser Regelung war es, „den Einfluß der
Verbände auf den Abgeordneten zu bremsen,
ohne die Vorteile ihrer Informationsmittlung
abzuschneiden ... Diese Gesetzgebung hat
sich indessen nicht bewährt und läßt der Infil-
tration von Sonderinteressen freien Lauf."55 )
Hierfür werden insbesondere Konstruktions-
mängel bei der Erstellung des Gesetzes in be-
zug auf die Weitmaschigkeit zur Erfassung
von Gesetzgebungsbeeinflussung und das
Fehlen einer Überwachungsinstanz verant-
wortlich gemacht56 ).
Erfahrungen, die Frankreich in der Phase der
III. und IV. Republik infolge mißglückter Ver-
botsregelungen machte, haben in den Ge-
schäftsordnungsregelungen der V. Republik
zu einer Normierung geführt, die nicht nur
auf ein Verbot innerparlamentarischer Kon-
solidierungen wirtschaftlicher Interessen ab-
zielt, sondern auch die „Constitution... de
groupes de döfense dintrts particuliers, lo-
caux ou professionnels“57 ) untersagt. Ebenso
sind Gruppierungen verboten, die die in der
genannten Regelung formulierten Interessen
zu verteidigen suchen. Dies kann mit diszipli-
narischen Strafbestimmungen geahndet wer-
den.



IV. Verhaltensregeln für Parlamentarier in der Bundesrepublik —
Konsequenzen aus dem internationalen Vergleich

Um das Ergebnis vorwegzunehmen: Die Ab-
geordneten im parlamentarischen Regie-
rungssystem der Bundesrepublik nehmen so-
wohl unter rechtlichen als auch unter politik-
soziologischen Aspekten in bezug auf die
Mehrzahl der bisher erwähnten Kategorien
eine mittlere Position ein. Dies kann etwa für
folgende Bereiche geltend gemacht werden:
— Die Mandatsunabhängigkeit und die Rege-
lungen zur Entziehbarkeit, wie sie in bezug auf
Wählbarkeit und die normierten Mandatsin-
kompatibilitäten bei öffentlichen Ämtern gere-
gelt sind, stehen in einem durchaus vergleich-
baren Rahmen58 ).
— Analoges gilt auch für politiksoziologische
Bereiche wie Nominierung und Fraktionsdis-
ziplin, in denen eben auch die Dominanz der
Parteien offen zutage tritt, sowie für die
Struktur der Tätigkeitsfelder des Abgeordne-
ten.
Mit der Regelung vom 19. Oktober 1972 und
der Ergänzungsregelung von 1980 hat der
Bundestag einen Katalog von Verhaltensre-
geln für Abgeordnete beschlossen und ver-
sucht, damit der öffentlichen Auseinanderset-
zung um den Mandatsmißbrauch, die in den
fünfziger Jahren mit der Diskussion um eine
Ehrenordnung und in den siebziger Jahren
mit der Affäre Geldner und dem Diätenurteil
des Bundesverfassungsgerichts (1975) ihre
Höhepunkte fand, ein Ende zu bereiten. Die
derzeit gültige Verhaltensordnung kann wie
folgt beschrieben werden:
— Generelle Offenlegungspflicht in Form ei-
ner Veröffentlichung im amtlichen Handbuch
besteht gemäß Nr. 1 des Regelkatalogs nur
beim Beruf des Abgeordneten, einschließlich
der Personen, Firmen, Institutionen und Or-
ganisationen, für die er tätig ist. Darüber hin-
aus gilt dies auch für bezahlte Tätigkeiten als
Mitglied eines Unternehmerorgans (Vorstand
etc.) und für Verbände und Organisationen,
soweit diese mit Bundestag oder Bundesre-
gierung zu tun haben (Nr. 4).
— Partielle Offenlegungspflicht, das heißt
Anzeigepflicht gegenüber dem Präsidium, be-
seht für den Abgeordneten bei 1. vergüteten
Nebentätigkeiten, 2. sämtlichen Beraterver-

trägen mit Verbänden, Firmen, Organisatio-
nen oder Einzelpersonen ab einer monatli-
chen Grenze von 3000 DM, 3. Spenden für
seine politische Tätigkeit ab 10000 DM pro
Jahr und 4. bei gerichtlichem Verfahren für
oder gegen die öffentliche Hand ab einem
Honorar von 1500 DM.
— Offenlegungspflicht gegenüber Ausschüs-
sen tritt dann ein, wenn ein Gegenstand be-
handelt wird, an dem ein Abgeordneter ein
berufliches oder finanzielles Interesse hat
und er dies im allgemeinen Offenlegungsver-
fahren noch nicht publiziert hat.
— Verbotstatbestände betreffen 1. die Wer-
bung mit der Abgeordneteneigenschaft bei
nichtparlamentarischen Angelegenheiten und
als wesentlich wichtigeren und erst 1980 ge-
regelten Punkt 2. die sogenannten Beraterver-
träge: „Danach darf ein Mitglied des Bundes-
tages kein Rechtsverhältnis eingehen, das
ihm Bezüge verschafft, die es, ohne die da-
nach geschuldeten Dienste zu leisten, nur
deshalb erhält, weil von ihm im Hinblick auf
sein Mandat erwartet wird, daß es im Bundes-
tag die Interessen des Zahlenden vertreten
und nach Möglichkeit durchsetzen wird59 ).
Die einzige rechtliche Sanktionsmöglichkeit,
die sowohl für eine Verletzung der Verbots-
tatbestände als auch für die Nichtbeachtung
der Offenlegungspflichten vorgesehen ist, be-
steht in der Veröffentlichung der Untersu-
chungsergebnisse, die das Präsidium zusam-
menstellen und einmütig feststellen muß. Die
in den Verhaltensregeln vorgesehenen Offen-
legungskategorien und Offenlegungsprinzi-
pien genügen damit den Artikeln 38 und 48
des Grundgesetzes, da die öffentliche oder
präsidialinterne Bekanntgabe privater Inter-
essen den Abgeordneten weder in seiner Ent-
scheidungsfreiheit noch in seiner Mandats-
ausübung beschränkt60 ).
Bei den Problemen, die sich aus dieser Form
der Regelung ergeben, sei hier auch an die
insbesondere in den letzten drei Jahren ge-
führte Diskussion um die Finanzierung von
Parteien und deren Verflechtung mit wirt-
schaftlichen Interessen erinnert. Ihren vor-
erst letzten Höhepunkt fand diese Auseinan-
dersetzung in dem Vorschlag des CDU-Gene-
ralsekretärs und Bundesfamilienministers



Heiner Geißler vom gläsernen Abgeordneten,
der wohl eher dazu gedacht war, politische
Positionen in der veröffentlichten Meinung
zu besetzen.
Der Stellenwert, den die bundesdeutschen
Parlamentarier selbst den Verhaltensregeln
als Verhaltensnorm zuerkennen, kann als
wohlwollende Nichtbeachtung bezeichnet
werden, d. h. der Grad der Verbindlichkeit
dieser Regeln ist insgesamt sehr niedrig ge-
halten, sie gelten eher als Empfehlungen:
„Bisher werden die Angaben im amtlichen
Handbuch nicht nachgeprüft... Sie sind des-
halb nicht selten lückenhaft und unvollstän-
dig ... Man geht sicher nicht fehl in der An-
nahme, daß im amtlichen Handbuch mehr
verschwiegen als offengelegt wird, mit dem
Hintergedanken, es werde schon nichts her-
Auskommen."61 ) Nach einem ähnlichen Motto
muß, so der Eindruck, auch das Präsidium des
Deutschen Bundestages vorgegangen sein, da
eine Überprüfung der im Handbuch veröf-
fentlichten und der dem Präsidium anzeige-
pflichtigen Nebentätigkeiten nicht besonders
stringent verfolgt wurde62 ).
Weiterhin wirft die Form, in denen einzelne
Verhaltensregeln normiert sind, Fragen nach
der dahinterstehenden .Doppelmoral' auf.
Zum Beispiel ist der Begriff der Bezüge sehr
vage gehalten63 ), da nicht genau festgelegt
wird, ob es sich dabei um einmalige oder wie-
derkehrende Leistungen handeln muß, ob
eventuell auch geldwerte Leistungen einge-
schlossen sind und ob es schon ausreicht,
wenn die Bezüge auch subjektiv in der Ab-
sicht der Beeinflussung gezahlt worden sind.
Darüber hinaus ist nicht besonders eindeutig
geregelt, ob die Anzeigepflicht bestimmter
Nebentätigkeiten erst dann eingreift, wenn
eine bestimmte Bezugshöhe erreicht ist.
Denkbar ist hier etwa eine Aufsplittung von
Arbeitsverträgen, um diese Einkunftsgrenzen
nicht zu überschreiten.
Ein weiterer Problempunkt kann in der Un-
terscheidung zwischen Offenlegungspflicht
und Anzeigepflicht gesehen werden. Anders
als das Offenlegungssystem des britischen
Parlaments, bei dem das Register ofMembefs
Interest von jedermann eingesehen werden
kann, begnügt sich das deutsche Prinzip mit

der Nennung von Berufstätigkeiten als dem
eigentlich Wissenswerten. Damit stellt es ein
eher nominales System dar, das die Ent-
schlüsselung der möglichen Einflußnahmen
auf den Abgeordneten und dessen Eigeninter-
essen zur reinen Spekulation werden läßt und
darüber hinaus selbst die Parlamentarier ver-
wirrt.
Eine Verbesserung der bundesrepublikani-
schen Verhaltensregeln wäre in folgenden
Aspekten denkbar und notwendig:

— Eine Erhöhung des Grades an Verbindlich-
keit läßt sich nur erreichen, wenn die Verhal-
tensregeln nicht mehr als Anlage zur Ge-
schäftsordnung des Bundestages normiert
sind, sondern eine eigenständige gesetzliche
Grundlage erhalten64 ).
— Eine Offenlegungspflicht erscheint auch
für die Bereiche erforderlich, in denen bisher
nur eine Anzeigepflicht herrschte. Dies gilt
zum Beispiel für den Komplex von Nebentä-
tigkeiten und Beraterverträgen, bei denen
eine Bezahlung vorliegt oder bei denen bei-
spielsweise eine Beteiligung an Kapital- und
Personengesellschaften existiert. Hier sollten
Bezugshöhe und Bezugsquelle genannt wer-
den.
— Ebenso sollte eine generelle Offenlegungs-
pflicht in bezug auf Spenden an Abgeordnete
eingeführt werden, insbesondere vor dem
Hintergrund, daß dieses Prinzip ja auch für
Parteien gilt und der Druck von Geldspenden
für den einzelnen Mandatsträger wesentlich
höher angesetzt werden muß als bei den Par-
teien.
— Wichtig erscheint es auch, die Verpflich-
tung zur Untersuchung der Abgeordnetenan-
gaben durch das Präsidium zu unterstreichen,
wobei neben einer Ausweitung der Informa-
tionsmöglichkeiten an die Schaffung eines



unabhängigen, dem Präsidium zugeordneten
Gremiums zu denken wäre.
— Als letzter Punkt verbleibt noch der Hin-
weis auf eine Neuregelung der Sanktions-
möglichkeiten, da das Instrument der drohen-
den Veröffentlichung, sieht man sich insbe-
sondere die bisherige Handhabung an, als re-
lativ wirkungslos bezeichnet werden kann.
Überlegenswert wäre eine Staffelung der
Sanktionen, angefangen von einer Verpflich-
tung zur öffentlichen Erklärung der Interes-
sen66 ), wenn die in Ausschüssen oder im Ple-
num behandelte Materie eigene Interessen
des Abgeordneten betrifft und damit verbun-
den die Möglichkeit zum Ausschluß des Par-
lamentariers von weiteren Ausschußsitzun-
gen67 ), bis zu bestimmten finanziellen Ein-
griffsmöglichkeiten, beispielsweise in bezug
auf die Kostenpauschale68 ).
Darüber hinaus müßte geprüft werden, ob
nicht ab einer bestimmten Höchstgrenze die

Bezüge aus den Nebentätigkeiten der Abge-
ordneten, wie im niederländischen Modell,
auf die Diäten angerechnet werden sollten
und inwieweit das Problem der Mandatsaus-
übung im Sinne dieser Interessen — nicht die
Eigeninteressen der Abgeordneten und deren
Offenlegung stellen das eigentliche Problem
dar — mit einer parlamentsrechtlichen Rege-
lung aufgefangen werden könnte.
Zweifellos wird man der Hoffnung beipflich-
ten können, daß „eine nicht bloß trügerische
Katharsis der Flick- und Parteiaffäre darin be-
stehen (könnte), einer neuen, rigorosen und
konstruktiven Wertung politischer Regeln
und Institutionen den Weg zu ebnen"69 ). Letz-
ten Endes aber kann keine noch so ausge-
feilte Neuregelung der Verhaltenskodizes das
Problem der Interessenverflechtungen aus
der Welt schaffen, auch wenn unsere Abge-
ordneten, eventuell auch unter Druck der öf-
fentlichen Meinung, die nötige Bereitschaft
und das entsprechende Problembewußtsein
entwickeln.



Edwin Czerwick

Debattenordnung und Debattenstil

Überlegungen zur Reform des Deutschen Bundestages
(

Wieder einmal ist in der Bundesrepublik
Deutschland eine Kontroverse über eine an-
gebliche oder tatsächliche Krise des Parla-
mentarismus ausgebrochen. Diese Diskussion
ist jedoch weder neu, noch sind die Argumen-
te, die ausgetauscht werden, besonders origi-
nell ).

Im wesentlichen geht es dabei um Ansehen
und Stellung des Deutschen Bundestages in
der Öffentlichkeit, wobei im einzelnen die
mangelnde Verwurzelung des Parlaments im
Bewußtsein der Bevölkerung und geringes In-
teresse an der Parlamentsarbeit beklagt wer-
den.
Da jedoch das öffentliche Erscheinungsbild
des Parlaments als in starkem Maße auf Vor-
urteilen und Unkenntnis beruhend interpre-
tiert wird, zielen die Reformvorschläge auf
eine Verbesserung seiner Außenrepräsenta-
tion. Insbesondere durch eine Stärkung der
kommunikativen Funktionen des Parlaments
soll den politischen Entfremdungserscheinun-
gen in der Bevölkerung wirksam entgegenge-
wirkt werden2).

Verknüpft wird dieses Ziel mit einer Verbes-
serung der Stellung des einzelnen Bundes-
tagsabgeordneten gegenüber seiner Fraktion.

Einleitung
Nur wenn die Parlamentarier politisch unab-
hängiger von ihren Fraktionsvorständen wür-
den, könne der Deutsche Bundestag auf grö-
ßere öffentliche Resonanz hoffen. Die Unab-
hängigkeit der Abgeordneten wird also als
wesentliche Bedingung einer besseren Wahr-
nehmung ihrer Kommunikationsfunktion ge-
sehen. Vereinfacht könnte von daher die
These wie folgt lauten: Die Erweiterung der
Kommunikationsfunktion des einzelnen Par-
lamentariers verbessert insgesamt die Kom-
munikationsfunktion des Parlaments und
stärkt die Position des Deutschen Bundesta-
ges im politischen System der Bundesrepu-
blik Deutschland.
Die folgenden Ausführungen sollen demge-
genüber zeigen, daß wir
1. noch viel zu wenig über die Voraussetzun-
gen wissen, auf denen diese These beruht;
daß
2. die derzeitigen Kommunikationsleistungen
des Deutschen Bundestages zu negativ gese-
hen werden-, daß
3. mit einer Reihe von Reformvorschlägen, so-
fern sie verwirklicht werden sollten, eher das
Gegenteil dessen erreicht wird, was bezweckt
werden soll.

I. Die Funktion von Parlamentsdebatten in der Demokratie
Im Zentrum der Vorschläge zur Verbesserung
der Kommunikationsfunktion des Deutschen
Bundestags stehen Ordnung und Stil von Par-
lamentsdebatten. Traditionell wird diesen
eine große Bedeutung für eine offene und de-
mokratische Gesellschaft zugewiesen3).

Durch sie soll sich das Parlament als Mittel-
punkt der öffentlichen Diskussion über politi-
sche Probleme erweisen. Parlamentarismus-
theorien haben dabei den Debatten in unter-
schiedlicher Begrifflichkeit die folgenden,
sich zum Teil überschneidenden idealtypi-
schen Funktionen zugeschrieben:

1. Die Öffentlichkeitsfunktion: Das Parlament
soll die Bürger über die aktuellen Probleme
der Gesellschaft sowie über die in Aussicht



genommenen Wege der Problemlösung infor-
mieren, um ihre Aufmerksamkeit auf den ak-
tuellen Entscheidungsbedarf des politischen
Systems zu richten. Parlamente sollen aber
auch von sich aus initiativ werden, indem sie
auf zukünftige Probleme verweisen.
2. Die Repräsentationsfunktion: Mit der
Wahrnehmung der Öffentlichkeitsfunktion
muß jedoch gewährleistet sein, daß möglichst
alle in der Gesellschaft artikulierten Auffas-
sungen zu dem betreffenden Problem zu
Worte kommen, bevor sie in unterschiedli-
chen Lösungskonzepten zusammengefaßt
werden. Parlamentsdebatten müssen sich also
auf die öffentliche Meinung beziehen lassen
und zugleich für die von dort ausgehenden
Anforderungen offen sein.
Mit der Erfüllung dieser beiden Funktionen
sind eine Reihe von Erwartungen verknüpft,
die dem Ideal eines demokratischen Gemein-
wesens nahe kommen. Indem das Parlament

die Belange der Bürger aufgreift und öffent-
lich diskutiert, wird die Kluft zwischen Staat
und Gesellschaft, zwischen politischem Sy-
stem und Bürger tendenziell verringert. Der
politische Prozeß wird durchschaubarer und
damit auch kritisier- und kontrollierbar. Der
kontroverse Charakter von Parlamentsdebat-
ten ermöglicht dem Bürger darüber hinaus
ein eigenes Urteil unter Abwägung der unter-
schiedlichsten Argumente.

Politik wird damit auf eine rationale Grund-
lage gestellt, deren Endziel zwar nicht (mehr)
in der Wahrheit, wohl aber in dem zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt für das Gemeinwohl
als richtig erkannten liegt. Da das Gemein-
wohl aber beständig über die Lösung der poli-
tischen Probleme konkretisiert werden muß,
bedarf es einer permanenten Mitwirkung der
Bürger am Problemlösungsprozeß, dessen
Voraussetzungen wieder von den Parlamen-
ten gestaltet werden müssen.

II. Die Kritik an den Debatten im Deutschen Bundestag

Diese hier nun in sehr verkürzter Form dar-
gestellte Argumentationskette bildet vielfach
den Maßstab der Beurteilung von Parlaments-
debatten, sowohl durch die Parlamentarier
selbst als auch von Seiten der wissenschaftli-
chen Parlamentarismuskritik. Insofern ist es
auch nicht besonders überraschend, wenn an
Parlamentsdebatten immer wieder erhebliche
Defizite hervorgehoben werden4).
So wird z. B. festgestellt, der Bundestag sei ein
diskussions- und argumentationsfaules Parla-
ment, das seine Arbeit vor allem in den Aus-
schüssen verrichte und nur dann im Plenum
debattiere, wenn es unvermeidlich sei. Dann
aber seien die Debatten introvertiert und zu
wenig nach außen gerichtet. Wichtige Fragen
würden nicht rechtzeitig und gründlich genug
diskutiert und statt der Diskussion von
Grundsatzfragen überwiege ein Feilschen um
Details. Außerdem verkündeten die immer
gleichen Sprecher die immer gleichen Inhal-
te, wobei sich die Stereotypie der Inhalte
nicht nur auf eine Debatte oder Wahlperiode
begrenzen lasse, sondern seit Bestehen des
Bundestages gelte. Als Gesamtfazit der De-
battenkritik kann nach wie vor die Aussage
Gerhard Loewenbergs gelten, der in den De-

batten keinen integralen Bestandteil des im
Bundestag stattfindenden Diskussions- und
Verhandlungsprozesses sieht, „sondern eher
ein Etikett für diesen Prozeß"5).
Insofern werden die Plenarsitzungen mehr als
Schauplatz antizipierter Wahlreden denn als
effektives Diskussionsforum öffentlicher Poli-
tik beurteilt Kritik am gegenwärtigen Ablauf
der Parlamentsdebatten findet sich aber nicht
nur in der wissenschaftlichen Literatur, son-
dern ist auch bei den Bundestagsabgeordne-
ten selbst verbreitet. In einer von Ewald Rose
und Joachim Hofmann-Göttig erhobenen Um-
frage äußerten sich 65% der „Neuparlamenta-
rier" und 80% der „Altparlamentarier" nicht
zufrieden mit dem Ablauf der Plenardebatten.
Gewünscht wurden von den Jungparlamenta-
riern vor allem kürzere Beiträge, größere
Spontaneität und mehr frei gestaltete Re-
den6 ).
Noch eindrucksvoller nehmen sich die Ergeb-
nisse aus, die die Ad-hoc-Kommission „Parla-
mentsreform" bei einer Befragung ermittelt



hat, an der sich insgesamt 196 Abgeordnete
(37,7%) beteiligt und 170 die gestellten Fragen
auch beantwortet haben. Aus dieser Befra-
gung geht hervor, daß der größte Teil der Par-
lamentarier ein allgemeines Rederecht, die
Einführung „offener" Debattenrunden sowie
eine Auflockerung der Debatten durch die
Zulassung freier .Wortmeldungen wünscht7).
Sie erwarten, daß mittels eines so veränder-
ten Debattenstils das Ansehen des Bundesta-
ges in der Öffentlichkeit verbessert werden
kann.

Interessanterweise beziehen sich Kritik und
Verbesserungsvorschläge also vor allem auf
die Ordnung und den Stil von Debatten. Be-
vor aber in dieser Richtung Reformvorschläge
entwickelt werden, müßte man zunächst ein-
mal prüfen, ob die den Debatten zugrundelie-
genden demokratietheoretischen Prämissen
überhaupt stichhaltig sind. Sollte sich näm-
lich erweisen, daß die mit ihnen verbundenen
Erwartungen auf falschen Voraussetzungen
beruhen, müßten die Reformen zur Verbesse-
rung der öffentlichen Stellung des Deutschen
Bundestages an einer ganz anderen Stelle
einsetzen als an der Veränderung der Debat-
tenordnung und des Debattenstils. Zum ge-
genwärtigen Zeitpunkt fehlen u. a. gesicherte
Erkenntnisse darüber,

— welchen Stellenwert Parlamentsdebatten
im politischen Meinungsbildungsprozeß ein-
nehmen und welche Motive es gibt, sich De-
batten anzuhören;
— welche Erwartungen gegenüber Parla-
mentsdebatten geäußert und wie kontroverse
Debatten beurteilt werden;
— wie die in den Debatten geäußerten Infor-
mationen verarbeitet werden und in welcher
Weise sie der politischen Orientierung die-
nen.

Eine Beantwortung dieser Fragen ist notwen-
dig, wenn die Bedeutung von Vorschlägen zur
Debattenreform eingeschätzt werden soll,
denn je nachdem, wie diese Fragen beantwor-
tet werden, wird sich zeigen, ob die bisherige
Kritik an den Parlamentsdebatten gerechtfer-
tigt ist und ob die von Kritikern entwickelten
Reformvorschläge realistisch sind.

Kompliziert wird die Beantwortung der obi-
gen Fragen allerdings dadurch, daß die Bür-
ger sich in ihrem politischen Informations-
stand, dem Grad ihrer politischen Bildung
und ihres politischen Interesses usw. unter-
scheiden und es wenig wahrscheinlich ist, daß
Parlamentsdebatten eine derart einheitliche
Wirkung entfalten, wie es unterstellt wird.
Selbst der beste Debattenstil kann wohl kaum
Defizite im politischen Bewußtseinsstand der
Bevölkerung ausgleichen; mit einer solchen
Aufgabenstellung wäre er schlicht überfor-
dert. Doch scheint eine solch überhohe Er-
wartungshaltung genau der Maßstab zur Be-
urteilung von Parlamentsdebatten zu sein,
womit ein negatives Ergebnis automatisch
vorgegeben ist.
Dagegen gibt es viele Anhaltspunkte dafür,
daß die Parlamentsdebatten sehr viel besser
als ihr Ruf sind. Wie der folgende Abschnitt
am Beispiel der Debatte über den Weltwirt-
schaftsgipfel in Williamsburg zeigen wird, er-
füllen diese durchaus eine Reihe der Funktio-
nen, die ihnen im Rahmen von Parlamentaris-
mustheorien zugeschrieben werden, was bis-
her offensichtlich viel zu wenig zur Kenntnis
genommen wurde. Während die Kritiker des
Debattenstils im Deutschen Bundestag die ih-
rer Kritik zugrundeliegenden Annahmen
nicht oder nur sehr selektiv offenlegen und
ihre Ergebnisse nur in den seltensten Fällen
— und dann zumeist nur in Teilbereichen —
auf empirisch abgesicherte Untersuchungen
zurückführen können, soll, um diese beiden
Schwachstellen wenigstens ansatzweise zu
vermeiden, im folgenden die Debatte quanti-
tativ und qualitativ daraufhin analysiert wer-
den, ob sich in ihr Kriterien eines demokrati-
schen Diskussionsstils nachweisen lassen.
Diese Kriterien sind: Aktualität und Themen-
vielfalt, Transparenz und Meinungsbildung
durch zwischenparteiliche Polarisierung so-
wie gegenseitige argumentative Bezugnahme
der Redner.
Wenn sich solche Elemente in der Debatte
nachweisen lassen, sind damit natürlich die
Argumente der Debattenkritiker noch nicht
widerlegt, denn dazu ist die Untersuchungs-
basis zu schmal. Das gilt sowohl für die Quan-
tität der ausgewählten Debatten als auch für
die Kritikpunkte, die hier nur partiell aufge-
griffen werden8). Immerhin könnte aber der



Nachweis von Elementen eines demokrati-
schen Diskussionsstils in Bundestagsdebatten
den Geltungsbereich der Debattenkritik ein-

schränken und damit den Blick für neue Fra-
gestellungen freilegen, die zu einer differen-
zierteren Bewertung von Debatten führen.

III. Elemente eines demokratischen Diskussionsstils in der Debatte
über den Weltwirtschaftsgipfel von Williamsburg

Vorbemerkung: Das theoretische Konzept,
mit dessen Hilfe die Analyse der Debatte an-
geleitet wird, wird im folgenden als Positions-
fixierungskonzept bezeichnet9). Mit seiner
Hilfe lassen sich die spezifischen politischen
Positionen der Parteien zu den einzelnen
Sachproblemen, ihre politische Identität so-
wie ihre Sichtweise der anderen Parteien her-
ausarbeiten. Das Positionsfixierungskonzept
soll auf Muster zwischenparteilichen Wettbe-
werbs hinweisen und einen Beitrag zum
Nachweis parteispezifischer Kommunika-
tionsbezüge und parteitypischen Kommuni-
kationsverhaltens im Bundestag leisten.
Der Begriff Positionsfixierung spricht zwei
Arten der Kommunikation von Parteien an.
Er bezieht sich einmal auf deren Anstrengun-
gen, ein möglichst günstiges „Selbstbild" zu
entwickeln, zum anderen darauf, die politi-
schen Gegner auf eine Position zu fixieren,
die Zustimmungsentzug bewirken soll
(„Fremdbild"). Positionsfixierungen beinhalten
damit sowohl das Element von Kommunika-
tion, das auf die politische Auseinanderset-
zung zwischen den Parteien bezogen ist, als
auch das Bemühen der Parteien (jede für sich
selbst), ihre Handlungen, Absichten und Mo-
tive den Bürgern mitzuteilen und um Zustim-
mung für ihre Politik zu werben.
Im folgenden werden deshalb die Redebeiträ-
ge der ersten 13 Politiker auf Anzahl und the-

matischen Bezug der von ihnen geäußerten
Selbst- bzw. Fremdbilder untersucht, wobei
als Selbstbilder jeweils solche Äußerungen
verstanden werden, die sich explizit auf
Handlungen, Einstellungen und politische
Ziele der eigenen Partei, Parteifreunde, die
eigene Person und/oder die politischen Rol-
len, die diese einnehmen, beziehen. Unter
Fremdbildern werden dagegen alle jene Äu-
ßerungen verstanden, die politische Grund-
sätze, Handlungen, politische Ziele oder Rol-
len der anderen Parteien oder ihrer Reprä-
sentanten betreffen. Die von den Akteuren
geäußerten Selbst- und Fremdbilder werden
aber nicht gesondert untersucht, sondern ein-
zelnen Akteursgruppen zugeordnet und nach
ihren thematischen Hauptbezügen quantifi-
ziert und typisiert. Auf dieser Basis lassen
sich schließlich Vergleiche zwischen den ein-
zelnen Akteursgruppen erstellen, die die
Grundlage für Aussagen über ihr spezifisches
Kommunikationsverhalten im Deutschen
Bundestag abgeben.
Die Gründe, warum gerade die Debatte über
den Weltwirtschaftsgipfel von Williamsburg
zum Analysegegenstand gemacht wird, kön-
nen in den folgenden Punkten zusammenge-
faßt werden:
1. Weltwirtschaftsgipfel sind in der Regel mit
hohen Erwartungen bezüglich einer Abstim-
mung der Politik zwischen den westlichen In-
dustrienationen sowie mit der Erarbeitung
von Problemlösungsperspektiven verknüpft,
was ihnen eine breite öffentliche Aufmerk-
samkeit sichert.
2. Die auf den Weltwirtschaftsgipfel disku-
tierten Probleme können in ihrer Dringlich-
keit als die zentralen Schwierigkeiten angese-
hen werden, mit denen die einzelnen westli-
chen Staaten konfrontiert sind. Insofern for-
dern sie zu grundsätzlichen Stellungnahmen
heraus.
3. Die auf den Weltwirtschaftsgipfeln erarbei-
teten Lösungsperspektiven haben für die ein-
zelnen Länder eine zumindest moralische
Bindungswirkung und beeinflussen damit



auch die Politik der Bundesrepublik Deutsch-
land. Deshalb geht es auf den Weltwirt-
schaftsgipfeln immer auch um die Grundsätze
deutscher Politik.
4. Der Weltwirtschaftsgipfel von Williams-
bürg fand zu einem Zeitpunkt statt, wo in der
Bundesrepublik Deutschland die Diskussion
um den Stationierungsbeschluß der NATO
immer intensiver wurde. Das Gipfelkommuni-
qu, das die westliche Position in der Statio-
nierungsfrage noch einmal unterstrichen hat,
mußte deshalb nahezu zwangsläufig auch zu
zwischenparteilichen Auseinandersetzungen
in der Bundesrepublik führen.
5. Da die Bundestagsdebatte über den Welt-
wirtschaftsgipfel mit den zentralen Pro-
blemen der wirtschaftlichen Situation in der
Bundesrepublik sowie der Wirtschafts- und
Finanzpolitik der Bundesregierung kombi-
niert wurde, bot die Debatte den Parteien die
Möglichkeit, die Grundzüge ihrer Politik öf-
fentlich und geschlossen zur Diskussion zu
stellen.

6. Darüber hinaus kann die Debatte über den
Gipfel von Williamsburg mit der Debatte über
den gerade beendeten Weltwirtschaftsgipfel
von Bonn verglichen werden, wodurch nicht
nur ein aktueller Bezug möglich wird, son-
dern auch die Abhängigkeit von Debatten
vom politischen Kontext deutlich wird.

1. Aktualität und Themenvielfalt
der Debatte

Offizielle Themen der hier untersuchten De-
batte waren in der Hauptsache der Weltwirt-
schaftsgipfel in Williamsburg, das Jahreswirt-
schaftsgutachten 1982/83 des Sachverständi-
genrats zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung, der Jahreswirt-
schaftsbericht 1983 der Bundesregierung so-
wie der Europäische Rat in Stuttgart. Kurz: Es
ging in dieser Debatte um die ganze Palette
internationaler und nationaler wirtschaftli-
cher und politischer Probleme ).10

Entsprechend vielfältig waren die themati-
schen Bezüge der von den Rednern geäußer-
ten Positionsfixierungen. Die Schwerpunkte
betrafen vor allem: den Gipfel in Williams-
burg, die Entwicklungsländerproblematik, die
Sicherheitspolitik, die Arbeitslosigkeit und
die Maßnahmen zu ihrer Überwindung wie
z. B. Arbeitszeitverkürzung, die Europapolitik,
die Wachstumsförderung und Zinsentwick-10

lung, die Finanzen der Kommunen, die Sozial-
politik, Existenzgründungsprogramme und
Risikokapitalförderung, Entbürokratisierung
und Subventionsabbau, die Konsolidierung
des Bundeshaushalts, die betriebliche Vermö-
gensbildung, die Frage einer angemessenen
Investitionsförderungspolitik, die amerikani-
sche Wirtschaftspolitik, eine liberale Welt-
wirtschaftspolitik, die Energiepolitik, die
Steuerpolitik sowie die Problematik staatli-
cher Beschäftigungsprogramme.
Diese Vielfalt der im Deutschen Bundestag
diskutierten Themen veranschaulicht das
Problembewußtsein der politischen Akteure
und auch den hohen Aktualitätsbezug der De-
battenbeiträge. Von daher kann man, zumin-
dest was diese Debatte anbelangt, wohl kaum
davon sprechen, der Deutsche Bundestag be-
finde sich mit seinen Debatten nicht auf der
Höhe der aktuellen Problemlösungsdiskus-
sion. Im Gegenteil: Mit der Quasi-Institutio-
nalisierung von aktuellen Themen, die zum
Gegenstand der politischen Kommunikation
gemacht werden, wirkt der Bundestag nicht
nur bei der Aufgabe mit, den allgemeinen po-
litischen Problemhaushalt auf den aktuellen
Entscheidungsbedarf des politischen Systems
zu beziehen, sondern er vermittelt der Öffent-
lichkeit zugleich die Vielfalt, Intensität und
Struktur des politischen Entscheidungsbe-
darfs. Insofern trägt er wesentlich zu der Her-
ausbildung von öffentlicher Meinung bei11).
Die Anzahl der genannten Themen verweist
außerdem auf seine politische Offenheit.
Bestätigt diese Debatte also mit ihrer The-
menvielfalt das ausgeprägte Problembewußt-
sein der Parlamentarier, so scheint damit aber
zugleich auch ein nicht zu unterschätzender
Nachteil verbunden zu sein. Die große Zahl
der behandelten Themen macht es fast un-
möglich, sie im einzelnen so zu diskutieren,
wie das in Anbetracht der jeweiligen Proble-
matik eigentlich wünschenswert wäre. So
mag leicht der Eindruck entstehen, als wür-
den in den Debatten wichtige Probleme nur
sehr oberflächlich angerissen und die Bürger
durch die Vielfalt in ihrer Aufnahmebereit-
schaft überfordert, zumal eine detaillierte
Vermittlung der Problemlösungsansätze zu
kurz kommt. Ob dies aber tatsächlich immer
als Nachteil gedeutet werden darf, muß so
lange offenbleiben, solange nicht geklärt ist,



ob der relativ allgemeine Charakter solcher
Debatten nicht auch als Anregung zur weite-
ren Informationssuche der Bürger wirken
kann.
Zudem ist darauf zu verweisen, daß im Bun-
destag ja auch eine Fülle von sehr detaillier-
ten Debatten stattfinden, wobei sich dann al-
lerdings wieder andere Probleme (z. B. das der
Verständlichkeit) stellen. Man kann also auch
argumentieren, daß Debatten wie die über
den Weltwirtschaftsgipfel in ihrer themati-
schen Offenheit und inhaltlichen Deutungs-
bedürftigkeit insofern funktional sind, als sie
die Bandbreite der politischen Probleme fest-
legen, die in Fachdebatten dann um so inten-
siver erörtert werden können.

2. Transparenz und Meinungsbildung
durch zwischenparteiliche Polarisierung

Im Gegensatz zum vorherigen Abschnitt geht
es jetzt um die Frage, ob die Akteure ihre
politischen Positionen so vermittelt haben,
daß sich die Bürger ein Bild von den unter-
schiedlichen Auffassungen der Parteien zu
den diskutierten Themen machen können.
Wie bereits ausgeführt worden ist, gilt dies ja
gemeinhin als eine Voraussetzung dafür, den
politischen Prozeß nachzuvollziehen und sich
eine eigene Meinung über die vorgebrachten
Argumente bilden zu können. Auch hierbei
kann das Positionsfixierungskonzept die Ana-
lyse erleichtern. Je stärker nämlich der Zuhö-
rer in Debatten dem Austausch zwischenpar-
teilicher Positionsfixierungen ausgesetzt ist,
desto mehr sieht er sich politischen Alternati-
ven gegenüber, die ihm die Meinungsbildung
erleichtern. Positionsfixierungen sind inso-
fern ein Mittel, die Bürger in die potentielle
Rolle eines Entscheidenden zu versetzen.
Wenn auch in der Debatte über den Welt-
wirtschaftsgipfel die Intensität, mit der die
angesprochenen Themen diskutiert worden
sind, durch ihre Vielfalt gelitten hat, enthielt
sie dennoch genügend Ansatzpunkte zu einer
Orientierung über die Positionen von Regie-
rung und Opposition bzw. der einzelnen Par-
teien. Aus der Übersicht (auf Seite 23), in der,
in der notwendigen Verkürzung, die Hauptar-
gumentationsbezüge der Akteursgruppen in
der Debatte über den Wirtschaftsgipfel zu-
sammengefaßt sind, lassen sich recht deutlich
ihre unterschiedlichen politischen Positionen
ablesen, mit denen sie sich gegenüber dem
Bürger rechtfertigen (Selbstbilder) bzw. die
politische Rechtfertigung des jeweiligen Geg-
ners in Frage stellen (Fremdbilder).

Der kontroverse Charakter dieser Debatte
zeigt aber nicht nur die Argumentationsweise
und ihre inhaltlichen Schwerpunkte bei den
einzelnen Akteursgruppen, sondern er veran-
schaulicht auch, daß die Argumentation der
Redner — jenseits der von ihnen zur Stützung
ihrer eigenen bzw. Infragestellung der gegne-
rischen Position verwendeten Einzelargu-
mente — sehr stark auf die Bilanzierung von
Politik im allgemeinen abhebt. Unter Bilan-
zierung von Politik ist die Zuspitzung kom-
plexer Probleme auf relativ eindeutige Alter-
nativen sowie ihre Einbindung in einzelne
„Problemlösungsphilosophien" zu verstehen.
Damit eröffnet sich die Möglichkeit, sowohl
die geäußerten Einzelargumente als auch den
ihnen zugewiesenen ideologischen Hinter-
grund zu überprüfen.
Unter diesem Aspekt greifen deshalb auch
kritische Einwände, wie z. B. der häufig erho-
bene Vorwurf, daß die Parlamentsdebatten
viel zu wenig konkret seien, zu kurz, weil sie
deren inhaltliche Doppelfunktion (Sachaus-
sage und Ideologietransport) nicht erkennen.
Indem nämlich der Austausch von Sachargu-
menten zum entscheidenden Kriterium für
die Qualität von Parlamentsdebatten erhoben
wird, wird zugleich einem technokratischen
Politikverständnis Vorschub geleistet, wel-
ches den immer auch notwendigen ideologi-
schen und damit in einer offenen Gesellschaft
kritisierbaren Gehalt von Politik ) unberück12 -
sichtigt läßt.

3. Gegenseitige argumentative
Bezugnahme

Neben der Themenvielfalt und dem kontro-
versen Charakter von Parlamentsdebatten ist
die gegenseitige argumentative Bezugnahme
der Redner ein weiteres Kriterium für einen
Diskussionsstil, der dem Bürger die politische
Orientierung erleichtern soll. Erst ein intensi-
ves Eingehen auf die Argumentation des poli-
tischen Gegners bietet die Voraussetzung da-
für, das eigene Problemlösungskonzept her-
vorzuheben sowie der Debatte eine nach au-
ßen wirkende Ordnung zu geben. Andernfalls
wäre sie nur eine Abfolge weitgehend unzu-
sammenhängender und kaum verständlicher
Feststellungen.
Gegenseitige argumentative Bezugnahme
setzt kontroverse parlamentarische Ausein-





andersetzung nicht voraus; die ausdrückliche
Zustimmung der Opposition zu einer Maß-
nahme der Regierung ist damit ebenso erfaßt
wie deren Ablehnung. Gegenseitige argumen-
tative Bezugnahme kann über Personen und
politische Maßnahmen bzw. Unterlassungen
hergestellt werden. Sie kann sich an dem in
der Debatte entwickelten Kommunikations-
kontext orientieren, indem z. B. ein Redner
auf die Äußerungen eines Vorredners ein-
geht, sie kann aber auch durch Verweis auf
andere Kontexte entstehen.
In der Debatte über den Wirtschaftsgipfel ha-
ben die Akteure nicht aneinander vorbeige-
sprochen, sondern ihre Beiträge waren eng im
Sinne von Argument — Gegenargument bzw.
Kritik — Rechtfertigung aufeinander bezo-
gen. Dies war ebenso bei der Bewertung der
Ergebnisse des Weltwirtschaftsgipfels in Wil- 
liamsburg der Fall, die von den Sozialdemo-
kraten kritisiert, von den Vertretern der Re-
gierung und den Koalitionsparteien dagegen
als Erfolg der deutschen Verhandlungsfüh-
rung gewertet wurden, wie bei den Pro-
blemen Arbeitslosigkeit, Sinn und Nutzen ei-
ner staatlichen Beschäftigungspolitik sowie
Chancen und Risiken einer adäquaten Sicher-
heitspolitik. Dabei ging es nicht immer nur
um den Gegensatz zwischen Regierung und
Opposition bzw. Mehrheits- und Minderheits-
fraktionen, sondern auch, wie das weitere Bei-
spiel Arbeitszeitverkürzung zeigt, um eine
Kontroverse zwischen den beiden Opposi-
tionsparteien SPD und GRÜNE.
Diese wenigen Beispiele, denen sich noch
weitere hinzufügen ließen, belegen ein we-
sentliches Charakteristikum von Parlaments-
debatten. Insgesamt läßt sich also feststellen,
daß die an der Bundestagsdebatte über den
Weltwirtschaftsgipfel in Williamsburg aufge-
zeigten Elemente eines demokratischen Dis-
kussionsstils die häufig an den Parlamentsde-
batten geübte Kritik als überzogen erschei-
nen lassen13). Themenvielfalt, kontroverser
Charakter von Debatten und Bezugnahme auf
die Argumentation des parteipolitischen Geg-
ners sind zwar nicht die einzigen Charakteri-

stika, sie gehören aber zu den wesentlichen
Voraussetzungen eines demokratischen De-
battenstils.
Das hier gezeichnete Bild von Bundestagsde-
batten mag manchem Leser als zu freundlich
und als zu wenig kritisch erschienen. Wie re-
lativ leicht lassen sich doch Debatten zitieren,
in denen parlamentarische Diskussionen in
sture zwischenparteiliche Polemik ausufern,
in denen es dann nicht mehr um die diskur-
sive Lösung gesellschaftlicher Probleme geht,
sondern nur noch um die Initiierung oder Zu-
rückweisung gegenseitiger Anschuldigungen.
In solchen Debatten beschäftigen sich Politi-
ker nur noch mit sich selbst und der von
ihnen erzeugten Realität vor einer teils er-
staunten, teils aber auch verständnislosen Öf-
fentlichkeit.
Als Beispiel für einen solchen Diskussionsstil
kann zum Teil die Bundestagsdebatte über
den Weltwirtschaftsgipfel in Bonn vom
. Mai 1985 herangezogen werden14 14). Ob-
wohl in ihr eine Fülle aktueller Themen ange-
schnitten worden ist, betrafen diese weniger
gesellschaftliche Probleme als vielmehr das
Verhalten der Parteien zueinander. Zwi-
schenparteiliche Polemik und Polarisierung
beherrschten so über weite Strecken die Dis-
kussion, ohne allerdings den Prozeß der
Transparenz und Meinungsbildung zu beför-
dern. Von daher war es auch nicht weiter ver-
wunderlich, daß die Redner nur in Ausnahme-
fällen auf die Ausführungen ihrer Vorredner
Bezug nahmen, zumal sie sich auf vorgefer-
tigte Texte gestützt haben. Insgesamt gese-
hen entsprach diese Debatte damit kaum dem
Postulat eines demokratischen Diskussions-
stils, wie es hier entwickelt worden ist.
Haben also die Kritiker des Debattenstils im
deutschen Bundestag mit ihrer negativen
Auffassung über parlamentarische Diskussio-
nen doch recht? Eine pauschale Bejahung
oder Verneinung dieser Frage erscheint als
wenig angemessen. Wenn man die Situation
berücksichtigt, in der die Debatte über den
Bonner Weltwirtschaftsgipfel stattgefunden
hat, also nach den heftigen Auseinanderset-
zungen um Bitburg sowie nach der nordrhein-
westfälischen Landtagswahl und ihren Fol-
gen, dann stellte diese Debatte eher eine Aus-
nahme als den Regelfall dar. Nicht jede Bun-
destagsdebatte findet in einem solch emotio-
nal geladenen und kontroversen politischen



Klima wie diese statt. Auch ist zu berücksich-
tigen, daß sich eine Reihe von Rednern um
einen demokratischen Diskussionsstil be-
müht haben, so daß eine undifferenzierte Ver-
urteilung dieser Debatte unangebracht wäre.
Von daher wird deshalb auch an der generel-
len Einschätzung festgehalten, daß die Quali-
tät von Bundestagsdebatten in ihrer überwie-
genden Mehrheit wesentlich besser ist, als

ihre Kritiker behaupten. Unter den Voraus-
setzungen eines demokratischen Debatten-
stils werden deshalb im folgenden Abschnitt
vor der Entwicklung eigener Reformvor-
schläge eine Reihe jener Reformvorschläge
kritisch untersucht, die in der öffentlichen
Diskussion über die Verbesserung des Debat-
tenstils im Deutschen Bundestag immer wie-
der vorgebracht werden.

IV. Vorschläge zur Reform von Debattenordnung und -stil
im Deutschen Bundestag

1. Kritische Anmerkungen zu den Vor-
schlägen einer Neuordnung der Parla-
mentsdebatten

Hauptziel aller Vorschläge zur Reform der
Debattenordnung und des -stils ist es, das Par-
lament stärker in den Mittelpunkt des öffent-
lichen Interesses zu rücken und gleichzeitig
dem Bürger das Bewußtsein zu vermitteln,
daß im Deutschen Bundestag an seinen Inter-
essen orientiert verantwortungsvoll disku-
tiert und entschieden wird. Mit der intensive-
ren Einbeziehung öffentlicher Erwartungen in
den parlamentarischen Willensbildungspro-
zeß soll der Bundestag seine Funktion als di-
rekt gewähltes Repräsentationsorgan des ge-
samten deutschen Volkes besser als bisher
erfüllen können. Die zahlreichen hierzu un-
terbreiteten Einzelvorschläge ) lassen sich
wie folgt zusammenfassen:
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Verbesserung des Diskussionsstils
— sachliche Diskussion statt zwischenpartei-
liche Polemik;
— kürzere Redebeiträge, damit mehr Redner
zu Wort kommen können (mehr Vielfalt);
— mehr freie Reden im Plenarsaal;
— Erweiterung des Wechselspiels zwischen
Redner und Zwischenfrager;

— Redner mit Kurzbeiträgen (5 Minuten) sol-
len vor anderen Sprechern zu Wort kom-
men;
— diskussionsfreundliche bauliche Umgestal-
tung des Plenarsaals.

Verbesserung der Redemöglichkeit von Ab-
geordneten
— Möglichkeit, Reden zu Protokoll zu ge-
ben;
— frühere Festlegung der Debattenthemen,
damit sich Abgeordnete besser darauf vorbe-
reiten können;
— pro Monat soll eine Debatte stattfinden,
für die sich jeder Abgeordnete melden kann;
— jeder offiziellen Tagesordnung ist ein Zeit-
raum anzufügen* in dem von den Fraktionen
abweichende Meinungen vorgetragen werden
können (erweitertes Recht zur Abgabe per-
sönlicher Erklärungen);
— Einführung „offener" Debattenrunden zwi-
schen den von den Fraktionen geplanten De-
batten.

Partizipationsmöglichkeiten für parlaments-
externe Gruppen
— Redemöglichkeiten für Betroffene in Aus-
schüssen und Plenum, wenn sich dafür eine
Fraktion ihr Redekontingent anrechnen läßt;
— unmittelbare Behandlung von Massenpeti-
tionen im Plenum.

Entlastung des Parlamentsplenums
— Einsparung der ersten Lesung bis auf we-
nige Ausnahmen oder
— Wegfall der dritten Lesung, dafür öffentli-
che Ausschußsitzungen;
— kürzere Debattensitzungen (keine Mam-
mutdebatten);



— Verlagerung der Diskussion „unpolitischer"
Themen in öffentlich tagende Ausschüsse.

Stärkung des Parlaments gegenüber der Re-
gierung
— Beschränkung der Redemöglichkeiten von
Mitgliedern der Bundesregierung und des
Bundesrats;
— Einführung unvorbereiteter Fragestunden,
bei denen die Themen nur einen Tag vorher
bekannt gegeben werden;
— Verlagerung des Initiativrechts von der
Bundesregierung auf das Parlament. Das Par-
lament führt über ein Problem eine Grund-
satzdebatte durch und beschließt Leitlinien
zur Lösung des Problems, an denen sich die
Regierung orientieren muß;
— „Politische Stunde": Das Kabinett gibt dem
Parlament Auskunft über seine Beschlüsse,
bevor die Öffentlichkeit informiert wird. Im
Anschluß daran soll sich eine Fragezeit oder
eine „Aktuelle Stunde" anschließen.

Erweiterung der Öffentlichkeit
— Einführung sogenannter „Erweiterter Aus-
schußberatungen", die öffentlich sein sollen
und die die Belange von Debatten und Einzel-
beratung berücksichtigen;
— (versuchsweise) generelle Einführung von
öffentlichen Ausschußsitzungen;
— Übertragung aller Debatten durch Rund-
funk und Fernsehen;
— Debatten nur am Vormittag bzw. Nachmit-
tag, um Berichterstattung der Medien zu er-
leichtern.
Diese Übersicht zeigt, daß die Reformvor-
schläge nicht nur auf eine Korrektur der der-
zeit gültigen Debattenordnung abheben, son-
dern z. T. auch substantielle Veränderungen
beinhalten. Sollten diese alle durchgesetzt
werden, würden sie die inner- wie zwischen-
fraktionellen Beziehungen, das Repräsenta-
tionsprinzip und das Verhältnis von Regie-
rung und Parlament verändern, ohne daß die
politischen Konsequenzen abgeschätzt wer-
den können und man Gewißheit hätte, daß
der intendierte Zweck der Reformen auch tat-
sächlich erreicht wird ).16

Vorschläge, die auf eine Verbesserung des
Diskussionsstils im Deutschen Bundestag ge-
richtet sind, scheinen dabei noch am wenig-
sten risikobeladen, wenn gewährleistet ist,
daß die gewünschte Verlebendigung der De-
batten nicht zum „unverbindlichen Palaveris-
mus" (Norbert Lammert) führt. Eine solche
Gefahr ist zumindest potentiell dann vorhan-
den, wenn es durch die Kürze der Debatten-
beiträge, die große Zahl der Sprecher und das
Gebot der freien Rede nicht mehr möglich ist,
Probleme ausführlich und stringent — und
damit auch für den Burger nachvollziehbar —
zu behandeln und statt dessen Einzelaspekte,
die möglicherweise Profilierungsabsichten
von Abgeordneten dienen, im Vordergrund
der Diskussion stünden.
Vor einem solchen Mißbrauch sind auch die
Vorschläge nicht gefeit, die zu einer Erweite-
rung und Verbesserung der individuellen Re-
demöglichkeiten der einzelnen Parlamenta-
rier führen sollen. Je mehr nämlich die Rede-
möglichkeiten des einzelnen Abgeordneten
ausgebaut werden, desto mehr könnte sich
das Parlament vom jetzigen Fraktionenparla-
ment zum Abgeordnetenparlament verän-
dern. Es wäre dann zunehmend schwieriger,
zwischen dem politischen Standpunkt einer
Fraktion und der „privaten" Auffassung des
Abgeordneten zu unterscheiden. Die damit
einhergehende Unübersichtlichkeit der politi-
schen Positionen könnte zudem noch dadurch
verstärkt werden, daß die „privaten" Äußerun-
gen des Abgeordneten von einer gegneri-
schen Fraktion zum offiziellen Standpunkt
der anderen Fraktion hochstilisiert werden,
so daß schließlich der Austrag von politischen
Scheingefechten zu einem parlamentarischen
Dauerproblem würde. Die Möglichkeit, daß
gegnerische Fraktionen die Auffassung eines
Abgeordneten dazu benutzen, um Vorteile im
zwischenparteilichen .Wettbewerb zu errin-
gen, könnte aber auch dazu führen, daß die
Parlamentarier von ihren erweiterten Rede-
möglichkeiten, sofern sie eine von der Frak-
tionsmehrheit abweichende Meinung zur Dis-
kussion stellen wollen, letztlich doch nur
sparsam Gebrauch machen. Dann stellt sich
zwar nicht mehr das Problem der Übersicht-
lichkeit parlamentarischer Debatten, es ent-
stehen jedoch gerade für den Abgeordneten
andere Konflikte. Er könnte sich nämlich jetzt
den Ansprüchen seiner politischen Basis aus-
gesetzt sehen, die von ihm eine Stellung-
nahme zu einem bestimmten Thema im Parla-
ment verlangt. Der häufig beklagte Fraktions-
zwang würde somit durch einen größeren
Druck der politischen Basis ergänzt, so daß



der mit Bezug auf Art. 38 Abs. 1 Grundgesetz
angestrebten Unabhängigkeit des Abgeordne-
ten letztlich wenig gedient wäre.
Explizit angestrebt wird eine Einbeziehung
der politischen Basis in den Willensbildungs-
prozeß des Parlaments in den Vorschlägen,
die eine Erweiterung der Partizipationsmög-
lichkeiten für außerparlamentarische Grup-
pen fordern. Diese Vorschläge, die bisher nur
aus den Reihen der GRÜNEN erhoben wer-
den, sollen eine engere Anbindung der Parla-
mentsdebatten an die Interessen der von ein-
zelnen Gesetzesinitiativen betroffenen Grup-
pen und damit bevölkerungsfreundlichere
Entscheidungen ermöglichen. Die Realisie-
rung dieser Vorschläge birgt indes die Gefahr
in sich, daß die im Parlament vertretenen Par-
teien ihre Vorfeldorganisationen mobilisie-
ren, um den von ihnen vertretenen politi-
schen Auffassungen durch scheinpopulisti-
sche Maßnahmen mehr öffentliches Gewicht
zu verleihen. Das Ergebnis wäre dann eher
eine Verfestigung der Parteienstandpunkte
— und damit eine Einengung der Möglichkei-
ten zum Kompromiß — als tatsächliche Arti-
kulationsmöglichkeiten solcher Bevölke-
rungsgruppen, die sich nicht auf einflußreiche
Interessenorganisationen stützen können.
Anstelle der Teilnahme parlamentsexterner
Gruppen an den Debatten im Deutschen Bun-
destag ließe sich der gleiche Effekt erzielen,
wenn die bereits vorhandenen Möglichkeiten,
in Hearings bzw. öffentlichen Ausschußsit-
zungen den Abgeordneten spezifische Inter-
essen zu Gehör zu bringen, weiter ausgebaut
würden.

Daneben müssen aber auch Vorschläge, die
zu einer Stärkung des Parlaments gegenüber
der Bundesregierung führen sollen, kritisch
hinterfragt werden, so z. B. der Vorschlag, das
Initiativrecht von der Regierung auf das Par-
lament zu verlagern oder die Forderung nach
Einführung einer „Politischen Stunde", in der
die Regierung dem Parlament Auskunft über
ihre Beschlußlage geben soll, bevor die Öf-
fentlichkeit informiert ist. Abgesehen von ei-
ner Reihe technischer Schwierigkeiten, die
sich ergeben würden, wenn die Regierung
darauf warten müßte, bis das Parlament zu
einem Problem Stellung genommen hat, be-
vor sie selbst aktiv werden könnte, würde ein
solcher Vorschlag den Entscheidungsprozeß
verlangsamen und die Möglichkeit der Regie-
rung zur langfristigen Planung einschränken.
Darüber hinaus könnte ein solcher Vorschlag
ebenso wie derjenige der „Politischen Stunde"
zu einer Einmischung des Parlaments in exe-

kutive Befugnisse und damit zu einer Vermi-
schung der Gewalten führen. Sinnvoll wäre
die Einführung einer „Politischen Stunde"
nämlich nur dann, wenn die Bundesregierung
auch bereit wäre, die Unterlagen der Kabi-
nettssitzungen zur Verfügung zu stellen, da-
mit die Abgeordneten sich ein genaues Bild
vom Entscheidungsprozeß innerhalb der Bun-
desregierung machen können. Dazu aber
dürfte keine Bundesregierung, die ihre Hand-
lungskompetenz nicht in Frage stellen lassen
möchte, bereit sein, weil damit kabinettsin-
terne Meinungsverschiedenheiten im Parla-
ment und damit in aller Öffentlichkeit ihre
Fortsetzung fänden. Dies war mit ein Grund
dafür, daß ein früherer Versuch in dieser
Richtung wieder aufgegeben worden ist.
Während bisher immer nur vor den Gefahren
gewarnt wurde, die sich aus einem Mißbrauch
der Vorschläge über eine Reform der Debat-
tenordnung und des -Stils ergeben könnten,
sind die in einzelnen Vorschlägen unzweifel-
haft enthaltenen positiven Aspekte dagegen
ganz bewußt dicht thematisiert worden. Die
möglichen negativen Konsequenzen stärker
als den Nutzen solcher Vorschläge hervorzu-
heben erscheint aber vertretbar angesichts ei-
ner Diskussion, die allzu hoffnungsvoll auf die
mit.einer Debattenreform erzielbaren Ergeb-
nisse blickt und dabei die vorhandenen positi-
ven Aspekte, wie sie die derzeitigen Debatten
aufweisen, übersieht. Die Themenvielfalt in
den Debatten, ihr kontroverser Charakter so-
wie die gegenseitige argumentative Bezug-
nahme der Akteure könnten zwar bei Reali-
sierung einiger der Reformvorschläge verbes-
sert werden, es könnte sich aber auch eine
Themenüberflutung einstellen, die kontro-
verse Debatten zu polemischen Auseinander-
setzungen überdehnt, ohne daß es dabei noch
zu einer rationalen Auseinandersetzung mit
den Argumenten des politischen Gegners
kommt. Auf diese Gefahr hinzuweisen er-
scheint in der aktuellen politischen Situation
gewiß überspitzt, jedoch als Warnung sicher-
lich berechtigt.

Zudem sind eine Reihe von Fragen, wie sie
bereits angeschnitten worden sind, bislang
unbeantwortet geblieben. Wir wissen weder,
welche Erwartungen die Bürger tatsächlich
an Debatten stellen, noch wie sie diese verar-
beiten und welchen Stellenwert diese im poli-
tischen Willensbildungsprozeß einnehmen.
Bevor hierzu nicht mehr Informationen ver-
fügbar sind, ist Skepsis gegenüber solchen
Versuchen angebracht, über eine Neuord-
nung der Debattenordnung und des Debat-



tenstils eine Verbesserung des Ansehens des
Deutschen Bundestages im öffentlichen Be-
wußtsein zu erreichen. Reformmaßnahmen
dürfen sich außerdem nicht allein auf den
Deutschen Bundestag konzentrieren, sondern
sollten Parteien, Regierung und Verwaltung
mit einbeziehen. Das so häufig beklagte ge-
ringe Ansehen des Parlaments scheint näm-
lich mehr Reflex eines allgemeinen Unbeha-
gens zu sein, als daß es vom Parlament selbst
verursacht wäre. Dennoch sollen im letzten
Abschnitt einige Vorschläge unterbreitet
werden, die dazu geeignet sein könnten, das
öffentliche Bild vom Deutschen Bundestag zu
verbessern, wobei ihr vorläufiger Charakter
angesichts der Fülle offener Fragen eigens
betont werden muß.

2. Vorschläge zur Verbesserung des öffent-
lichen Ansehens des Deutschen Bundes-
tages

Es gibt bisher nur sehr wenige verläßliche
Daten über das Ansehen des Bundestages in
der Öffentlichkeit. Peter Schindler hat das
vorliegende lückenhafte demoskopische Ma-
terial, das teilweise nur bis gegen Ende der
siebziger Jahre reicht, zusammengestellt und
u. a. folgende Trends herausgearbeitet:
— eine wachsende Einsicht in die Notwen-
digkeit des Parlaments;
— ein beachtliches Interesse, einmal den Par-
lamentsverhandlungen zuzuhören;
— ein 1982 sprunghaft gestiegener ungünsti-
ger Eindruck von der Arbeit des Bundesta-
ges ).17

Inwieweit diese Feststellungen heute noch
Gültigkeit beanspruchen dürfen, bleibt offen
angesichts einer Reihe von politischen Affä-
ren, für die der sogenannte „Parteispenden-
Skandal" nur stellvertretend genannt werden
muß.
Immerhin ergibt sich aber aus den vorliegen-
den Daten die Notwendigkeit, das öffentliche
Ansehen des Deutschen Bundestages zu ver-
bessern, wobei zunächst zu trennen ist zwi-
schen dem öffentlichen Bild von Parlamenta-
riern und der politischen Institution Bundes-
tag. Eine Verbesserung des Ansehens der
Bundestagsabgeordneten auf Kosten des Bun-
destages darf ebensowenig angestrebt werden

wie der umgekehrte Fall; beides muß im
Gleichklang miteinander geschehen.
Bevor aber Vorschläge zur Verbesserung des
öffentlichen Ansehens des Bundestages ge-
macht werden können, soll zunächst ver-
suchsweise die Frage beantwortet werden,
worauf eigentlich das Ansehen einer Institu-
tion beruht. Die Forschung gibt hierfür einige,
wenngleich nicht immer abgesicherte An-
haltspunkte. Im einzelnen werden genannt:
Leistung, Tradition, normgerechtes Verhalten
und Übereinstimmung der Meinungen bzw.
Interessen zwischen der Institution bzw. den
in ihr agierenden Personen und ihrer Umwelt.
Darauf und inwieweit sie einem demokrati-
schen Diskussionsstil förderlich sind, müssen
sich die nachfolgenden Vorschläge beziehen
lassen, wenn man auch einräumen muß, daß
unter Leistung, Tradition usw. höchst Stritti-
ges verstanden werden kann.

a) Verbesserung der Öffentlichkeitsarbeit
Wesentlich scheint zunächst zu sein, daß die
von Schindler ebenfalls festgestellte, weit ver-
breitete Unkenntnis über den Bundestag ab-
gebaut ) und ein realistisches Verständnis
von der Arbeitsweise des Parlaments und des
einzelnen Abgeordneten vermittelt wird. Ne-
ben einer Intensivierung der politischen Bil-
dung kann das zum einen durch eine erwei-
terte Öffentlichkeitsarbeit des Bundestages
selbst geschehen. Erfolgsträchtiger dürfte es
aber sein, mehr Einfluß auf die Parlamentsbe-
richterstattung zu nehmen, die häufig ausge-
sprochen selektiv, sporadisch und ungenau
ist ), wodurch weder ein Interesse in der Be-
völkerung am Bundestag geweckt, noch ein
wirklichkeitsnahes Bild vermittelt wird. So
berichteten z. B. die Frankfurter Allgemeine
Zeitung, die Frankfurter Rundschau, die Welt
sowie die Süddeutsche Zeitung (alle vom
15. Mai 1985) von der bereits weiter oben an-
gesprochenen Debatte über den Bonner Welt-
wirtschaftsgipfel in einer Weise, die sie in
einem noch ungünstigeren Licht erscheinen
ließ, als sie ohnehin war. Die Berichterstat-
tung und Kommentierung bezog sich vor al-
lem auf die polemischen Äußerungen zwi-
schen den einzelnen Rednern. Die behandel-
ten politischen Themen dagegen wurden
nicht in ihren Auswirkungen dargestellt, son-
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dem dienten als Transportmittel zur Darstel-
lung der zwischenparteilichen Auseinander-
setzungen. Deshalb wurden im wesentlichen
auch nur die Debattenredner genannt, die mit
ihren provozierenden Diskussionsbeiträgen
die Debatte über weite Strecken bestimmt ha-
ben. Die Redner, die sich um einen sachlichen
Diskussionsteil bemühten, fanden dagegen
nur am Rande Erwähnung. Es scheint deshalb
dringend geboten, die Parlamentsberichter-
stattung in die Maßnahmen zur Verbesserung
der Öffentlichkeitsarbeit des Deutschen Bun-
destages einzubeziehen. Da es sich in einer
freien Gesellschaft verbietet, die Presse in ir-
gendeiner Form zu zensieren, sollten die Rah-
menbedingungen der Berichterstattung )
verbessert werden, z. B.
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— durch häufigeres, aber kürzeres Tagen im
Plenum, um eine kontinuierliche Berichter-
stattung zu gewährleisten und um die Presse
nicht mit einer Masse von Informationen, die
in Mammutdebatten vermittelt werden, zu ei-
ner selektiven Berichterstattung zu nötigen;
— durch zeitliche Streuung der Ausschußter-
mine und — sofern die Ausschußarbeit der
Öffentlichkeit nicht häufiger als bisher zu-
gänglich gemacht wird — öffentliche Stel-
lungnahmen zu den in den Ausschußsitzun-
gen geführten Diskussionen und gefällten
Entscheidungen durch die Ausschußvorsit-
zenden;
— durch Institutionalisierung von Gesprä-
chen zwischen Parlamentariern und Vertre-
tern der Presse über eine angemessene Parla-
mentsberichterstattung und Verbesserung ih-
rer Rahmenbedingungen;
— wichtigen ausländischen Staatsmännern
sollte die Möglichkeit eingeräumt werden, im
Bundestag zu den Abgeordneten zu sprechen.
Allerdings setzt die Realisierung dieses Vor-
schlages zwischenparteilichen Konsens vor-
aus, weil es andernfalls zu öffentlichen Aus-
einandersetzungen über dieses Thema kom-
men würde, die den zwischenstaatlichen Be-
ziehungen abträglich sein könnten.

b) Übereinstimmung der Interessen
Eine Übereinstimmung der Interessen zwi-
schen dem Deutschen Bundestag bzw. den
Bundestagsabgeordneten und der Offentlich-

keit kann nur in einem permanenten Kommu-
nikationsprozeß hergestellt werden. Dies
spricht wiederum für die Notwendigkeit,
mehr Pariamentsdebatten einzuberufen, aber
auch für öffentliche Ausschußsitzungen.
Übereinstimmung der Interessen bedeutet in
diesem Zusammenhang weniger ähnliche
Meinungen zu einem bestimmten politischen
Problem, sondern mehr noch den Tatbestand,
daß der Deutsche Bundestag als ein Reprä-
sentationsorgan, in dem die Bevölkerung ihre
Anliegen vertreten sieht, Anerkennung fin-
det. Das setzt allerdings voraus, daß die im
Bundestag gesprochene Sprache so verständ-
lich wird, daß sich darin die Alltagsprobleme
der Menschen wiederentdecken lassen. Dies
gilt gerade für Fachdebatten, die manchmal
den Anschein von Disputen über hochkom-
plexe wissenschaftliche Probleme erwecken,
von denen sich die Bürger, weil sie die Dis-
kussion weder nachvollziehen, noch darin
ihre Sorgen entdecken können, enttäuscht ab-
wenden. Wenn es richtig ist, daß Kommunika-
tion über Politik in der Demokratie eine
„Sprache für alle" voraussetzt, die Politik nicht
nur für wenige reserviert, sondern zu einer
Angelegenheit aller macht210 ), dann hat der
Deutsche Bundestag auf diesem Gebiet noch
ein erhebliches Defizit aufzuarbeiten.

c) Normgerechtes Verhalten
Normgerechtes Verhalten ist eine Forderung,
die sich in erster Linie auf das Rollenver-
ständnis der Abgeordneten bezieht. Obwohl
darüber nur die Ergebnisse einer im Jahre
1968 durchgeführten Untersuchung vorlie-
gen22 ), belegt doch eine Vielzahl von Äuße-
rungen seitens der Parlamentarier, daß sie
sich teilweise noch an einem Abgeordneten-
bild orientieren, das von der „klassischen" Par-
lamentarismustheorie abgeleitet ist, aber we-
nig mit modernem Fraktionenparlamentaris-
mus bundesdeutscher Prägung gemein hat23 ).
Dieses Verständnis ist im bereits erwähnten
Art. 38 Abs. 1 Grundgesetz niedergelegt, in
dem es heißt, daß Abgeordnete „Vertreter des
ganzen Volkes (sind), an Aufträge und Wei-
sungen nicht gebunden und nur ihrem Gewis-



sen unterworfen". Dieser Grundsatz, der zwei-
fellos seine Berechtigung hat, läßt aber, wenn
er als Norm überdreht wird, eine Fülle kriti-
scher Einwände zu, wie z. B. die enge Interes-
sen- und Parteibindung vieler Abgeordneter,
die ihre verbriefte Unabhängigkeit nach au-
ßen häufig als folgenloses Postulat erscheinen
läßt Je mehr aber der aus Art. 38 Grundge-
setz abgeleitete Grundsatz betont wird, desto
mehr wird er zum Maßstab für die Abgeord-
neten, den sie kaum erreichen können; je
mehr Anspruch und Wirklichkeit auseinan-
derklaffen, um so weniger wird die Arbeit der
Abgeordneten in der Öffentlichkeit verständ-
lich. Von daher sollten die Parlamentarier
von sich aus ein Interesse besitzen, ein reali-
tätsgerechtes Bild ihrer Rolle im parlamenta-
rischen System zu vermitteln, sich zu den po-
litischen Bindungen, denen sie unterliegen,
bekennen und sie offensiv als Chance darstel-
len, daß nämlich durch sie politische Ent-
scheidungen und ein klarer Parteienstand-
punkt, an dem die Bürger sich orientieren
können, überhaupt erst möglich werden. Das
bedeutet, daß der Volksvertreter sich nicht
bedingungslos unter die Hoheit der Frak-
tions- und Parteivorstände unterwirft, son-
dern Anerkennung der Tatsache, daß sich
auch Abgeordnete in der Regel den Mehr-
heitsentscheidungen ihrer Fraktionen unter-
ordnen müssen. Es gilt also, das Bild des Ab-
geordneten, wie es die „klassische" Parlamen-
tarismustheorie zur Norm erhebt, den heuti-
gen Gegebenheiten anzupassen und zugleich
neu zu begründen.
Ähnlich änderungsbedürftig scheint die
Norm, mit der die Position der Institution
Bundestag im politischen System gerechtfer-
tigt wird. „Oberstes Entscheidungsorgan", „Fo-
rum der Nation" und ähnliche Definitionen
sind nicht dazu angetan, ein wirklichkeitsge-
treues Bild zu vermitteln, so richtig sie auch
unter Zugrundelegung formaler Gesichts-
punkte sein mögen. Inzwischen aber ist nicht
nur dem politisch Eingeweihten bekannt, daß
Entscheidungen oft außerhalb des Bundesta-
ges fallen oder daß die Debatten häufig vor
leerem Plenum stattfinden. Die Vorurteile,
die sich in der Öffentlichkeit auch hierbei aus
der Kluft zwischen normativem Anspruch
und Wirklichkeit ergeben, sind dem parla-
mentarischen System im ganzen abträglich24 ).
Auch hier gilt es, ein neues Selbstverständnis
zu entwickeln, aus dem deutlich wird, daß

a) der Bundestag in einer pluralistischen Ge-
sellschaft zwar das formal ausschlaggebende,
materiell aber nur ein politisches Entschei-
dungsorgan unter mehreren sein kann;
b) er kein Monopol auf die Willens- und Mei-
nungsbildung besitzen kann, sondern diese
Funktion ebenfalls mit anderen Institutionen
teilen muß;
c) der Großteil der politischen Arbeit in den
Ausschüssen erledigt wird und das Plenum in
erster Linie die Funktion hat, die politischen
Entscheidungen der Öffentlichkeit zu begrün-
den;
d) deshalb die Quantität der im Plenum ver-
sammelten Abgeordneten nichts mit der Qua-
lität der zu fällenden Entscheidungen zu tun
hat.
Auch auf die Position der Institution Bundes-
tag bezogen heißt es also wieder, nicht an
auch historisch fiktiven Normen festzuhalten,
sondern vielmehr diese im Rahmen einer plu-
ralistischen Demokratie neu zu begründen
und offensiv zu vertreten.

d) Leistung
In Fachkreisen besteht Konsens darüber, daß
der Bundestag ein sehr fleißiges Parlament
ist, insbesondere was seine Gesetzgebungsar-
beit betrifft. Allerdings scheint in der Öffent-
lichkeit häufig der gegenteilige Eindruck vor-
zuherrschen, vor allem, wenn bei Fernseh-
übertragungen leere Abgeordnetenbänke ge-
zeigt werden. Von daher ist es notwendig,
nicht so sehr die Leistung des Bundestages zu
erhöhen, sondern vielmehr seine Leistungen
besser nach außen deutlich zu machen. Dies
setzt jedoch wieder voraus, daß die Ausschuß-
sitzungen öffentlich stattfinden oder daß zu-
mindest die Ausschußvorsitzenden nach jeder
Ausschußsitzung darüber eine Erklärung ab-
geben. Es sollten aber auch häufigere Plenar-
sitzungen stattfinden, was eine entspre-
chende Änderung des parlamentarischen Ar-
beitsrhythmus bedeuten würde. Beide Vor-
schläge wurden bereits in einem anderen Zu-
sammenhang erhoben, was die Dringlichkeit
ihrer Realisierung nur unterstreicht. In die-
sem Zusammenhang gilt es aber auch, den
vielfach in Aussicht genommenen Ausbau des
Wissenschaftlichen Dienstes endlich zu ver-
wirklichen und den Abgeordneten ein erwei-
tertes Recht auf Akteneinsicht zu geben, um
auf diese Weise ihre Kontrollmöglichkeiten
zu verbessern und ihre Informationsbasis zu
erhöhen. Nur so kann gewährleistet werden,
daß vom Bundestag verabschiedete Gesetze



tatsächlich auch die Wirkung erlangen, die
bei ihrer Verabschiedung intendiert war und
sich nicht bereits nach kurzer Zeit als novel-
lierungsbedürftig erweisen, was zugleich na-
türlich kein positives Bild auf die Tätigkeit
der Abgeordneten wirft.

5. Tradition
Der Deutsche Bundestag ist, verglichen mit
anderen westeuropäischen Parlamenten, eine
relativ junge Institution. Dennoch hat er sich
im Bewußtsein der Bevölkerung inzwischen
als notwendiger Bestandteil des politischen
Systems durchgesetzt. Dies gilt es weiter aus-
zubauen. Es wäre deshalb auch zu prüfen, ob
nicht ein „Tag des Parlaments" begangen wer-
den sollte, in dessen Rahmen der Bundestag
über sein Selbstverständnis diskutieren, und
mit dem seine Bedeutung für das politische
System der Bundesrepublik Deutschland un-
terstrichen werden könnte. Ein solcher „Tag
des Parlaments" könnte auch im Rahmen ei-
nes schon häufig geforderten „Tages der Ver-
fassung" begangen werden, mit dem die Ver-
antwortung des Deutschen Bundestages für
die Bewahrung und den Ausbau des demokra-

tischen und sozialen Rechtsstaates dokumen-
tiert werden könnte. So trivial dieser Vor-
schlag auch erscheinen mag, so wenig sollte
seine symbolische Wirkung25 ) unterschätzt
werden.
Die Realisierung der hier unterbreiteten Vor-
schläge wird das öffentliche Ansehen des
Deutschen Bundestages sicher nicht sprung-
haft erhöhen können. Dies kann vielmehr nur
in einem langwierigen Prozeß erreicht wer-
den, dessen Erfolg auch wesentlich davon ab-
hängig ist, wie sich das Ansehen von Regie-
rung, Parteien und Abgeordneten insgesamt
entwickeln wird. Von daher sollte die Wir-
kung von Vorschlägen, die sich allein auf das
Parlament beziehen, nicht überbewertet wer-
den, zumal sich bei ihrer Umsetzung auch
eine Reihe negativer Begleiterscheinungen
einstellen können, die heute noch nicht vor-
auszusehen sind.



Wolfgang Ismayr

Ansätze und Perspektiven einer Parlamentsreform

I. Einleitung
Erstmals seit Anfang der fünfziger Jahre ist
es einer neuen Partei gelungen, die Hürde
der Fünf-Prozent-Klausel zu überspringen
und als „grüne" Oppositionsfraktion in den
Bundestag einzuziehen. Viele Vertreter der
traditionellen Bonner Parteien sehen darin
auch eine Folge eigener Versäumnisse; sie
gestehen ein, daß der in Bürgerinitiativen und
neuen sozialen Bewegungen sich artikulie-
rende Bewußtseins- und Wertwandel sowie
die zugrundeliegenden strukturellen Pro-
bleme von den Bonner Parteien nicht ernst
genug genommen wurden ).1

In der vorausgegangenen 9. Wahlperiode
hatte sich eine parlamentarische Entwicklung
zugespitzt, deren Fortsetzung zu einer ein-
schneidenden Glaubwürdigkeitskrise der par-
lamentarischen Demokratie hätte führen kön-
nen. Grundlegende Kritik und Alternativen
der außerparlamentarischen Ökologie- und
Friedensbewegung an vertrauten Zielvorstel-
lungen und Handlungsmustern der Politik
wurden beispielsweise auf Kirchentagen dis-
kutiert, hatten teilweise auch Eingang in die
innerparteiliche Diskussion der Bonner Re-
gierungsparteien gefunden, blieben aber aus
den Debatten des Deutschen Bundestages
weitgehend ausgegrenzt. Die parlamentari-
sche Opposition zeigte sich von dieser Dis-
kussion wenig berührt, und die kleine Gruppe
von SPD-Abgeordneten, die diese friedenspo-
litischen und ökologischen Alternativen zur
Regierungspolitik zur Sprache bringen wollte,
fühlte sich von ihrer Fraktionsführung unter
Druck gesetzt. Diese Abgeordneten hatten
Mühe, als Debattenredner eingeteilt zu wer-
den oder Redezeiten außerhalb des Fraktions-
kontingents zu erhalten2). „Friedensdebatte

überall, nur nicht im Parlament: Das kann
nicht gutgehen"3), schrieb Klaus von Dohna-
nyi.
In der Tat hätte die parlamentarische Demo-
kratie in der Bundesrepublik eine so einge-
schränkte Wahrnehmung der Kommunika-
tions- und Artikulationsfunktion durch den
Deutschen Bundestag auf Dauer nicht unbe-
schadet überstanden. Eine krisenhafte Schwä-
chung der demokratischen Legitimation
staatlicher Entscheidungen wäre wohl die
Folge gewesen. Diese Entwicklung ist erfreu-
licherweise nicht eingetreten. Mit dem Ein-
zug der GRÜNEN in den Bundestag ist eine
wichtige Integrationsleistung gelungen, zu
der die bisherigen Bundestagsparteien (allein)
nicht mehr in der Lage waren: die Vertretung
der Anliegen der Ökologie-, Friedens- und
Frauenbewegung sowie verschiedener Min-
derheitengruppen und ihrer überwiegend jün-
geren Anhänger4). Die parlamentarische Prä-
senz und die beachtlichen Wahlerfolge der
GRÜNEN bei Landtags- und Kommunalwah-
len haben die anderen im Bundestag vertrete-
nen Parteien stärker zur Auseinandersetzung
mit neuen Themen und Inhalten herausgefor-
dert, als dies eine nur außerparlamentarische
Opposition vermochte, deren Aktivitäten zu-
dem eher Schwankungen unterworfen sind.
Die Palette der Themen, Inhalte und politi-
schen Strömungen ist also im 10. Deutschen
Bundestag breiter und vielfältiger geworden,
wobei natürlich deren Gewichtung wie auch
deren Wahrnehmung in den Massenmedien
unterschiedlich beurteilt wird. Mit einer so



verbesserten Wahrnehmung der Kommunika-
tions- und Repräsentationsfunktion ist nicht
nur nach Auffassung „grüner“ Abgeordneter
der Bundestag attraktiver geworden. Vermut-
lich hat die neue parlamentarische Situation
die parlamentarische Demokratie insgesamt
mehr gestärkt, als dies eine Parlamentsreform
bei einer Parteienkonstellation wie in der
9. Wahlperiode hätte bewirken können.
Andererseits sind vielen Abgeordneten
Strukturprobleme des parlamentarischen
Willensbildungs- und Entscheidungsprozes-
ses, die Stellung des Bundestages sowie die
Position von Mehrheits- und Minderheits-
fraktionen gegenüber Regierung und Verwal-
tung aufgrund der Erfahrungen der letzten
Jahre sowie aufgrund des Rollentauschs von
CDU/CSU und SPD stärker bewußt gewor-
den. Dabei geht es vor allem um den Zusam-
menhang von fraktionsinternen Mitwirkungs-
und Handlungsspielräumen der einzelnen
Abgeordneten und den Mitwirkungsrechten
nach der Geschäftsordnung des Bundestags
und in der parlamentarischen Praxis. CDU-
und CSU-Abgeordnete erfahren den Druck
zur Geschlossenheit und zur Zurückstellung
eigener Intentionen in einer „Regierungsfrak-
tion", wenn Bundesminister oder gar der Bun-
deskanzler eindringlich um Zustimmung für
einen in Koalitionsgesprächen zwischen Ver-
tretern der Regierung und den Fraktionsspit-
zen der Koalitionsparteien ausgehandelten
Kompromiß bitten — weil man den nun ein-
mal erreichten Kompromiß nicht wieder aufs
Spiel setzen und die Regierung nicht öffent-
lich bloßstellen dürfe.
In der SPD-Fraktion haben sich im Herbst
1983 während der fraktionsinternen Debatte
um die Haltung von Partei und Fraktion zur
„Nachrüstung" die Mehrheitsverhältnisse ge-
wandelt5). Die Befürworter des NATO-Dop-
pelbeschlusses waren es nun, die in der Frak-
tion um Respektierung ihrer Gewissensent-
scheidung und ihres von der Fraktionsmehr-
heit abweichenden Stimmverhaltens baten.
Das Klima in den Fraktionssitzungen hatte
sich unter der integrationsfähigen wie tole-
ranten Fraktionsführung des neuen Vorsit-
zenden gewandelt. Von einer „neuen politi-
schen Kultur" im Umgang miteinander ist
seither etwas zu spüren. Gerade jene Abge-
ordneten, die als „Abweichler" den Druck von
Fraktionsführung und Kanzler zu spüren be-

kommen hatten, plädierten nun versöhnlich
für tolerantes Verhalten gegenüber der
neuen Minderheit6).
Schließlich sind auch die Erfahrungen jener
ehemaligen Minister und Parlamentarischen
Staatssekretäre erwähnenswert, die, soweit
sie nicht in die Fraktionsführung einrücken
bzw. sich als Arbeitskreisvorsitzende mit ei-
nem Stab von Mitarbeitern umgeben konnten,
sich der beschränkten Einflußmöglichkeiten
des „einfachen" Abgeordneten besonders be-
wußt wurden. Zu ihnen gehört auch Frau
Hamm-Brücher, mit deren Namen die Anfang
1984 entstandene „Überfraktionelle Initiative
Parlamentsreform" verbunden ist. 110 Abge-
ordnete aus allen Fraktionen hatten „Überle-
gungen und Vorschläge zur Parlamentsre-
form" unterzeichnet und dem Bundestagsprä-
sidenten zugeleitet7). Unterstützt wurde die
insbesondere an einer Verbesserung der
Kommunikationsfähigkeit des Bundestages
interessierte Abgeordneten-Initiative um
Frau Hamm-Brücher auch von einer etwa zur
gleichen Zeit von den Abgeordneten Sigrid
Skarpelis-Sperk und Helmuth Becker ange-
regten SPD-Arbeitsgruppe, der es vor allem
um eine Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen der einzelnen Abgeordneten geht und die
ebenfalls „Bündnispartner" in anderen Frak-
tionen (vor allem aus ländlichen Wahlkreisen)
fand. Einig in der Kritik an zu ausgeprägten
Fraktionshierarchien und mit dem Ziel einer
Stärkung der Position des einzelnen Abgeord-
neten wird zwischen beiden Anliegen ein
konditionaler Zusammenhang hergestellt.
(Entsprechend hatte auch die Enquete-Kom-
mission Verfassungsreform eine Alternative
von Rede- oder Arbeitsparlament abgelehnt.)

Inzwischen kam eine fast sechsstündige
Selbstverständnis-Debatte des Bundestages
(mit 45 Diskussionsbeiträgen) zustande, die
sich entgegen manchen Erwartungen durch-
aus nicht als bloßer .Aufstand der Hinter-
bänkler" darstellte8). Einem einstimmig ange-
nommenen Entschließungsantrag entspre-
chend, wurde alsbald die vom Bundestagsprä-
sidenten geleitete Ad-hoc-Kommission Parla-
mentsreform einberufen, die inzwischen erste



Empfehlungen erarbeitet hat. Das Ziel ist eine
Stärkung parlamentarischer Kontrollrechte,
eine Verbesserung der Arbeitsmöglichkeiten

für Abgeordnete und — nicht zuletzt — eine
lebendigere und offenere Gestaltung von Ple-
nardebatten9).

12) Art. 44 GG; Geschäftsordnung des Deutschen
Bundestages (GOBT), § 56 und §70 Abs. 1; Erfahrun-
gen aus der Sicht der GRÜNEN IM BUNDESTAG
in deren 2. Rechenschaftsbericht (November 1984),
S. 3—6.
13) Bundesprogramm, S. 29; Bundesdelegiertenver-
sammlung der GRÜNEN in Sindelfingen, 16. 1. 1983
(Beschlüsse); ihrem Selbstverständnis entsprechend
haben die GRÜNEN IM BUNDESTAG auch gleich
zu Beginn der Wahlperiode die Öffentlichkeit der
Bundestagsausschüsse gefordert (BT-Drs. 10/4,
29. 3. 1983), und sie haben auch weitgehend die Öff-
nung der Fraktionsarbeit beibehalten.

II. Oppositionsverständnis und öffentliche Kontrolle

Der .klassische' Dualismus von Parlament und
Regierung wurde in der Realität der parla-
mentarischen Demokratie in der Bundesrepu-
blik durch eine andersgeartete und komple-
xere Funktionstrennung abgelöst, die nun
angesichts zweier Oppositionsparteien in ein
neues Stadium der Bewährung getreten ist.
Entsprechend hatte sich seit der „Kleinen Par-
lamentsreform" (1969/70) nun auch bei Abge-
ordneten zunehmend die am stilisierten Vor-
bild des britischen Parlamentarismus orien-
tierte Vorstellung durchgesetzt, daß im Parla-
mentarischen Regierungssystem insbeson-
dere der Opposition die Aufgabe zufällt, die
Regierung und die mit ihr verbundenen und
sie unterstützenden Mehrheitsfraktionen öf-
fentlich zu kontrollieren, sie zu kritisieren
und Alternativen zur Politik der regierenden
Mehrheit zu formulieren. (Die Mehrheitsfrak-
tionen kontrollieren vor allem intern10).) In
diesem Sinne wurden die Minderheiten-
rechte schrittweise ausgebaut, und auch die
neue Geschäftsordnung von 1980 hat Verbes-
serungen gebracht. Die Stärkung der Opposi-
tion vollzog sich dabei im wesentlichen über
einen Ausbau von Fraktionsrechten, womit
den Bedingungen eines Mehrparteienparla-
ments Rechnung getragen wird. Diese Ten-
denz hat sich mit der neuen Geschäftsord-
nung noch verstärkt: Die Wahrnehmung von
Minderheitenrechten ist nun fast ausschließ-
lich Sache der Fraktionen11). Einzelne bedeu-
tende Minderheitenrechte, so die Einsetzung
eines Untersuchungsausschusses, einer En-
quete-Kommission sowie die Beantragung öf-
fentlicher Anhörungen der Ausschüsse kön-

11) Vgl. PIPr. 8/225/ 25. 6. 1980, S. 18280 B; R. Stück-
len, Rechte der Minderheit stärken, in: DAS PAR-
LAMENT vom 9. 10. 1980; H.-A Roll/A Rüttger,
Zur Neufassung der Geschäftsordnung des Deut-
schen Bundestages, in: ZParl, (1980) 4, S. 484 ff.

nen nur mit Unterstützung eines Viertels der
Mitglieder des Bundestages wahrgenommen
werden; kleinere Fraktionen wie die GRÜ-
NEN sind hier auf die Kooperationsbereit-
schaft der größeren angewiesen ).12

Auch bei der Wahrnehmung der Kontroll-
und Gesetzgebungsfunktion hängt der Erfolg
der Opposition entscheidend davon ab, wie
die Vermittlung in der Öffentlichkeit gelingt.
In den Bundestagsausschüssen stimmen ja
nach einer im allgemeinen kollegial geführ-
ten Diskussion bei Themen von einigem poli-
tischem Gewicht die Abgeordneten der Re-
gierungsfraktionen fast durchweg so ab, wie
dies zuvor in der Fraktion bzw. in den zustän-
digen Arbeitsgruppen und Arbeitskreisen
(nach Beratung und unter Einfluß von Regie-
rungsvertretern) intern entschieden worden
ist; dabei spielen auch die Vorentscheidungen
im kleinen Kreis der Koalitionsgespräche
eine kaum zu überschätzende Rolle. Von Sei-
ten der Oppositionsfraktionen kann eine von
der parlamentarischen Mehrheit unterstützte
Regierungspolitik nur dann wesentlich beein-
flußt werden, wenn es ihr gelingt, eine ent-
sprechende Resonanz in den Massenmedien
und den Fachöffentlichkeiten zu bewirken
und einen Druck der öffentlichen Meinung
auszulösen (wobei für SPD und GRÜNE die
Unterstützung durch Gewerkschaften bzw.
Bürgerinitiativen bedeutsam ist); zudem spielt
das antizipatorische Einarbeiten oppositionel-
ler Entwürfe eine Rolle. Mit ihrem weitge-
henden Anspruch auf Öffentlichkeit aller par-
lamentarischen Gremien hat die neue Frak-
tion der GRÜNEN insofern eine wichtige
Einstellung für ihre Rolle als Oppositionspar-
tei mitgebracht13). (Die Situation verändert



sich allerdings dann, wenn eine im Bundestag
in der Opposition stehende Partei im Bundes-
rat über die Mehrheit verfügt und die Regie-
rungsmehrheit in Bonn sich entsprechend
veranlaßt sieht, schon im Vorfeld der Bera-
tungen die bereits öffentlich artikulierten
oder zu erwartenden Einwände zu berück-
sichtigen. Diese „konkordanz-demokratische
Barriere" erschwert den „Machtwechsel": So
geht es der SPD aufgrund früherer Erfahrun-
gen zunächst um eine Bundesratsmehrheit.)
Der „Rollentausch" von CDU/CSU und SPD
und vor allem die Konkurrenz der beiden Op-
positionsfraktionen im 10. Deutschen Bundes-
tag haben zu einer erheblich stärkeren Inan-
spruchnahme der öffentlichkeitswirksamen
Kontrollinstrumente geführt So wurde wie-
derholt die Entlassung von Bundesministern
oder die Herbeirufung von Regierungsmit-
gliedern ins Bundestagsplenum beantragt.
Bereits zur Halbzeit der Wahlperiode sind
etwa ebensoviele Große Anfragen einge-
bracht worden, wie in der 8. und 9. Wahlpe-
riode zusammen (bis Ende 1984: DIE GRÜ-
NEN 40, SPD 19, CDU/CSU und FDP: 1114)).
Große Anfragen stellen ein wichtiges Instru-
ment dar, um die Regierung zu detaillierten
Stellungnahmen zu bewegen und größere par-
lamentarische Debatten zu selbstgewählten
Themen durchzusetzen — somit öffentliche
„Richtungskontrolle'' zu üben ).15

Erst seit dem Regierungswechsel 1982 hat die
vielleicht wichtigste Verbesserung der neuen
Geschäftsordnung von 1980 Früchte getragen:
Nun haben auch Minderheitengruppen in
Frakionsstärke die Möglichkeit, unabhängig
von der Fragestunde eine Aktuelle Stunde
durchzusetzen (GOBT, Ani. 5, I, S. 27). Im Un-
terschied zur CDU/CSU-Opposition haben
die derzeitigen Oppositionsfraktionen von
dieser kommunikationsfreundlichen und ak-
tuellen Möglichkeit zur Herausforderung der
Regierung (5-Minuten-Beiträge) gerne und
häufig Gebrauch gemacht, in der Anfangs-
phase vor allem die GRÜNEN. (Von den 40
Aktuellen Stunden bis Ende 1984 hatten die
GRÜNEN und die SPD 16 beantragt). Seit17

Herbst 1984 zumindest haben sich auch die
Regierungsfraktionen auf diese „Konkurrenz-
situation" eingestellt, mit dem Ergebnis, daß
nun meist drei Aktuelle Stunden in einer Sit-
zungswoche stattfanden und in jeder Woche
ein interfraktionelles Taktieren und Aushan-
deln begann16).

Die Oppositionsfraktionen haben bis Ende
1984 67 Gesetzentwürfe eingebracht (SPD: 35;
GRÜNE: 32). Daß keiner dieser Entwürfe ver-
abschiedet wurde, überrascht nicht. Ihre Aus-
arbeitung ist für die Oppositionsfraktionen
gleichwohl insofern von Bedeutung, als es
darum geht, alternative Politikentwürfe öf-
fentlich zur Diskussion zu stellen. Der lange
Weg eines Gesetzentwurfs über die parla-
mentarischen Hürden gibt immer wieder Ge-
legenheit, erneut die Diskussion in der (Fach)-
Öffentlichkeit anzuregen. Auch die GRÜNEN
im Bundestag sehen dies offenbar ähnlich:
„Unsere ..konstruktive Arbeit im Sinne von
.machbar jetzt' — auch wenn sie fern jeder
Durchsetzungschance ist (und das geht selbst
der SPD so) — hat ihren Sinn darin, daß die
betroffenen Verbände, Initiativen, sozialen
oder wirtschaftlichen Gruppen sehen, daß es
denkbare Ansätze zum Handeln, Anknüp-
fungspunkte für den .Umbau der Gesellschaft'
gäbe, wenn der politische Wille und die ent-
sprechenden Machtverhältnisse da wären."17)

Die neue Fraktion der GRÜNEN hat im Pro-
zeß der Parlamentarisierung Erfahrungen ge-
macht, die auch den anderen Fraktionen
wohlbekannt sind: Sie beklagen fast einhellig,
daß die konzeptionelle Abstimmung der zahl-
reichen Einzelaktivitäten noch nicht hinrei-
chend gelungen ist. Dies hat wesentlich damit
zu tun, daß die GRÜNEN in mehreren Politik-
feldern erst jetzt (und nach dem Mißerfolg bei
den Landtagswahlen 1985 unter erschwerten
Bedingungen) in einen Prozeß der program-
matischen Klärung und Konkretisierung mit
unbestimmtem Ausgang eingetreten sind und
damit einen programmatischen Wettstreit
mit der SPD aufnehmen, der, sofern er von
beiden Seiten öffentlich geführt wird, von
großer Bedeutung für die politische Kultur in



der Bundesrepublik sein kann18 ). Nicht min-
der haben die genannten Schwierigkeiten
aber mit der (notwendigerweise) arbeitsteili-
gen, aber gleichwohl durch Parlamentsrefor-
men korrigierbaren Struktur und Arbeits-
weise des Bundestages zu tun, an die sich
auch die Fraktion der GRÜNEN angepaßt hat.
Die Schwierigkeit liegt darin, daß die Frak-
tion der GRÜNEN ebenso wie die SPD-Frak-
tion nicht darauf verzichten kann, sowohl auf
die zahlreichen Vorlagen der Regierung als

auch die der konkurrierenden Fraktionen zu
reagieren und in Reden und Abstimmungen
Position zu beziehen. Damit werden Kräfte
gebunden, die für eine konzeptionelle Arbeit
fehlen; die Glaubwürdigkeit der Arbeit wird
beeinträchtigt. Bereits die Enquete-Kommis-
sion Verfassungsreform19) hat sich mit die-
sem Problem befaßt. An ihrem Beitrag zur
Verbesserung dieser Situation müssen sich
auch die Vorschläge in der gegenwärtigen
Reformdiskussion messen lassen.

III. Informationsdefizite und parlamentarisches Selbstverständnis

Wirksame öffentliche Kontrolle setzt voraus,
daß auch die Oppositionsparteien Zugang zu
allen der Regierung und den bevorzugt infor-
mierten Regierungsfraktionen zur Verfügung
stehenden Daten besitzen und über hinrei-
chende Mittel verfügen, um sich von unab-
hängigen oder ihr nahestehenden Institutio-
nen „alternative" Informationen und Gutach-
ten zu verschaffen; ferner, daß sie über ent-
sprechende .Analyse-Kapazitäten" verfügen.
Sodann hängt eine stärkere Eigenverantwor-
tung der Abgeordneten und damit auch eine
Verbesserung der Kommunikationsfähigkeit
des Bundestages davon ab, ob eine angemes-
sene personelle und sächliche Ausstattung
den einzelnen Abgeordneten in die Lage ver-
setzt, über sein Spezialgebiet hinaus Impulse
aufzunehmen und in den fraktionsinternen
und öffentlichen Diskussionsprozeß einzu-
bringen. Beide Aspekte spielen in der gegen-
wärtigen Parlamentsreform-Diskussion eine
wichtige Rolle.
Die deutliche Überlegenheit der Ministerial-
Verwaltung gegenüber dem Parlament ist
auch in der „Selbstverständnis-Debatte" von
Abgeordneten verschiedener Fraktionen im-
mer wieder hervorgehoben worden20 ) (bei-

spielsweise verfügt das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium über 139 Referate). Hinzu kommt
die Zuarbeit von nachgeordneten Instituten
und Ämtern und die Unterstützung durch
eine Vielzahl von Beiräten.
Eine Fülle von Informationen geht in die in-
zwischen zahlreichen Berichte der Bundesre-
gierung ein, die häufig auch vom Bundestag
angefordert werden und Anlaß für Debatten
sein können21 ). Die Auswertung der oft um-
fangreichen, nicht-immer leicht lesbaren oder
auf die Bedürfnisse der Abgeordneten zuge-
schnittenen Berichte hat auch den Wunsch
nach übersichtlicheren Darstellungen in der
Ad-hoc-Kommission Parlamentsreform aus-
gelöst. Seit Jahren wird außerdem auch eine
bessere Gestaltung der Bundestagsdrucksa-
chen gefordert.
Da die Ministerien zunehmend die neuen In-
formations- und Kommunikationsmedien nut-
zen und ihre Datenbanken ausbauen, sehen
sich vor allem Oppositionsführungen, aber
auch Abgeordnete aus allen Fraktionen vor
die Herausforderung gestellt, eine weitere In-
formations- und Kompetenzverschiebung zu-
gunsten der Ministerialverwaltungen zu ver-
hindern. Darauf hat die „Interparlamentari-
sche Arbeitsgemeinschaft" schon vor Jahren
hingewiesen und ein generelles Zugriffsrecht
des Bundestages auf Datenbanken der Exeku-
tive empfohlen, das durch Ergänzung des
Grundgesetzes und weitere zusätzliche Rege-
lungen abgesichert werden soll. Sicherzustel-
len sei auch, daß die Regierung dem Parla-



ment spätestens zum Zeitpunkt der Einbrin-
gung des Gesetzes alle Daten und Programme
einschließlich der durchdachten Alternativen
zur Verfügung stellen müssen22 ). In diesen
Zusammenhang gehört auch die in der Ad-
hoc-Kommission Parlamentsreform erörterte
wichtige Forderung, die Abgeordneten besser
und gegebenenfalls früher über Gutachten zu
unterrichten, die die Regierung sich durch
Beiräte, nachgeordnete Institute und Ämter
oder durch Aufträge an Hochschulen und
wissenschaftliche Einrichtungen erarbeiten
läßt23 ).
In der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zugunsten des Antrags der Bundes-
tagsfraktionen der SPD und der GRÜNEN auf
vollständige Herausgabe der einstimmig vom
Flick-Untersuchungsausschuß angeforderten
Akten wird die Bedeutung wirksamer parla-
mentarischer Kontrolle unterstrichen. Betont
wird, daß das Parlament „ohne eine Beteili-
gung am geheimen Wissen der Regierung we-
der das Gesetzgebungsrecht noch das Haus-
haltsrecht noch das parlamentarische Kon-
trollrecht gegenüber der Regierung auszu-
üben vermöchte"24 ).
Allerdings dürfte eine Stärkung der Informa-
tions- und Kontrollbefugnisse in gebotenem
Umfang nur durch entsprechende Verfas-
sungsänderungen erreichbar sein. Dies gilt
insbesondere für die im Kontext der Parla-
mentsreform-Diskussion geforderte Veranke-
rung von Informationspflichten der Bundesre-
gierung gegenüber dem einzelnen Abgeord-
neten und ein allgemeines Akteneinsichts-
recht für alle Abgeordneten bei Behörden.
Eine Ergänzung des Grundgesetzes hatte
auch die Enquete-Kommission Verfassungs-
reform für notwendig gehalten, um den En-
quete-Kommissionen ein umfassendes Infor-
mationsrecht einzuräumen25 ).

Beklagt wird, daß die Arbeit des Bundestages
bzw. der Ausschüsse allzusehr durch die Re-
gierungsvorlagen bestimmt wird. Von beson-
derer Bedeutung ist hier die Frage, wie das
Parlament insgesamt, vor allem aber die Op-
positionsfraktionen, besser in die Lage ver-
setzt werden können, aufgrund eigenständig
überprüfter Informationen begründete und
durchdachte Alternativen zu entwickeln und
welche aktiv-kreative Rolle die einzelnen Ab-
geordneten dabei spielen können. Aber auch
für die Regierungsfraktionen, ja, für die von
Verwaltungsvorlagen abhängigen Regie-
rungsmitglieder selbst ist es von Interesse,
Alternativen auf der Grundlage von Informa-
tionen „durchzuspielen", die nicht aus dem Re-
gierungsbereich stammen. Da schon die Aus-
wahl der Informationen aufgrund politischer
Vorentscheidungen und 'verwaltungsinterner
Nutzungsinteressen erfolgt, hat sich bereits
die Interparlamentarische Gesellschaft für
ein gesetzlich geregeltes Zugriffsrecht des
Parlaments auf Datenbestände außerhalb des
Regierungsbereichs und zudem für ein eige-
nes Informationssystem des Parlaments aus-
gesprochen. Dabei wird allerdings unzutref-
fend vorausgesetzt, daß das Interesse an der
Entwicklung alternativer Politik-Konzeptio-
nen und Programme bei Regierungs- und Op-
positionsfraktionen etwa gleich gelagert sei.
Die Frage nach den Auswahlkriterien stellt
sich natürlich auch dann, wenn Informations-
systeme bei der Bundestagsverwaltung stär-
ker ausgebaut werden sollen, die sich als
„neutrale Einrichtung" versteht. (Anzumerken
ist, daß jedenfalls die großen Oppositionsfrak-
tionen sich jeweils auf die Zusammenarbeit
mit den von der entsprechenden Partei ge-
stellten Landesregierungen stützen können.)
In diesem Zusammenhang spielen auch Be-
mühungen eine wichtige Rolle, den Bundes-



rechnungshof stärker an das Parlament her-
anzuführen26 ). Nach dem Votum des Rech-
nungsprüfungs-Ausschusses soll zwar auch
künftig von einer verbindlichen Auftragser-
teilung durch das Parlament abgesehen, doch
in einem neuen Bundesrechnungshof-Gesetz
verankert werden, „daß Ersuchen des Bundes-
tages und des Bundesrates um Gutachten und
Prüfungen durch den Bundesrechnungshof
vorrangig berücksichtigt werden"27 ). Nach
den Vorstellungen des Bundesfinanzministers
sollen Präsident und Vizepräsident des Bun-
desrechnungshofes zwar künftig vom Bundes-
tag gewählt werden, das Vorschlagsrecht soll
aber weiterhin der Bundesregierung zuste-
hen. Im Unterschied zur Empfehlung des
Rechnungsprüfungs-Ausschusses, der eben-
falls ein Vorschlagsrecht der Regierung künf-
tig ablehnt, sollen nach den Vorstellungen
der SPD-Fraktion der Präsident und der Vize-
präsident des Bundesrechnungshofes künftig
allein vom Bundestag (nicht auch vom Bun-
desrat) gewählt werden, und zwar mit Zwei-
Drittel-Mehrheit, um eine Beteiligung der
Opposition zu sichern28 ). Dafür spricht in der
Tat die spezifische Aufgabe der Opposition
bei der Regierungskontrolle.
Die seit der „Kleinen Parlamentsreform" im-
mer wieder gestellte Frage nach der ange-
messenen Ausstattung des Parlaments wird
angesichts der raschen Entwicklung der In-
formations- und Kommunikationsmedien in
allen gesellschaftlichen Bereichen neu ge-
stellt; dabei wird je nach eigenem Rollenver-
ständnis und Status bevorzugt an die Fraktio-
nen und deren Arbeitskreise und -gruppen,
die Wissenschaftlichen Dienste und die Bun-
destags-Ausschüsse (Fachdienste, Ausschuß-

Sekretariate), nicht zuletzt auch an die Büros
der Abgeordneten gedacht29 ). Während die
Fraktionsführungen vor allem an einem Aus-
bau der Fraktionsdienste interessiert sind,
setzen sich Abgeordnete aus allen Fraktionen
für erhebliche Verbesserungen der Arbeitsbe-
dingungen der einzelnen Abgeordneten ein.
Es geht darum, die Abgeordneten und ihre
Mitarbeiter durch bessere Ausstattung von
zeitaufwendigen Routinearbeiten zu entla-
sten und Zeit für wichtige politische Aufga-
ben sowie für die konzeptionelle Arbeit zu
gewinnen. Es wird für Abgeordnete immer
schwieriger, aus der täglichen (interessen-ge-
steuerten) Informationsflut die für seine Ar-
beit relevanten Informationen auszuwählen
und zu verarbeiten30 ).
Die Mitarbeiter der Abgeordneten in Bonn
sind überwiegend mit qualifizierter Sachbear-
beiter-Tätigkeit ausgelastet; wissenschaftli-
che Zuarbeit ist nur sehr begrenzt möglich.
Ohne erhöhte Analyse-Kapazität würde sich
diese Situation für die einzelnen Abgeordne-
ten auch mit dem unmittelbaren Zugang zu
Terminals kaum verbessern, da eine sachge-
mäße Nutzung von Datenbanken bei komple-
xeren Fragen Spezialkenntnisse erfordert31 ).
Die Fraktionsmitarbeiter (der großen Fraktio-
nen) arbeiten ganz überwiegend den Arbeits-
kreis- und Arbeitsgruppen-Vorsitzenden und
auch den Obleuten zu; allerdings ist die Pra-
xis nicht einheitlich32 ). Im Hinblick auf die
gebotene sachliche Konzentration der Arbeit
wäre auch daran zu denken, die Zahl der
Fraktionsmitarbeiter zu erhöhen, doch beste-
hen bei „nichtprivilegierten" Abgeordneten
begründete Zweifel, ob ihnen diese Mitarbei-
ter dann auch zur Verfügung stünden.



Die Forderungen der eingangs erwähnten Ab-
geordneten-Gruppe nach einer erheblichen
Aufstockung der Mitarbeiter-Pauschale ha-
ben zu ersten Erfolgen geführt: Die Mittel
wurden um 1 500 DM auf 7 200 DM erhöht; so
haben die Abgeordneten jetzt die Möglich-
keit, je einen vollen Mitarbeiter im Wahlkreis
und in Bonn zu beschäftigen. Ein Sachbearbei-
ter im Wahlkreis sowie ein wissenschaftli-
cher Mitarbeiter und ein Sekretär in Bonn
werden zumindest für erforderlich gehal-
ten33 ). Die bessere finanzielle Ausstattung der
Abgeordneten könnte es ihnen erlauben, über
ihre Spezialistenrolle im Ausschuß hinaus
auch Impulse von Gruppen, Bürgern und In-
itiativen zu „verarbeiten".
Für eine „alternative" und längerfristig ange-
legte konzeptionelle Arbeit der Fraktionen —
etwa in Fragen der Technologiefolgenab-
schätzung und -bewertung ) — ist einmal an
die Bedeutung der Enquete
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-Kommissionen zu
denken, gegebenenfalls aber auch an eine un-

abhängige, aber primär im Auftrag des Parla-
ments arbeitende Einrichtung, sodann an die
Bedeutung der zahlreichen (öffentlichen) An-
hörungen der Ausschüsse und der Fraktio-
nen35 ). Auszubauen wären die Kapazitäten
der Ausschüsse und Fraktionen, aber zusätz-
lich auch der einzelnen Abgeordneten, um
Gutachten und Informationen von unabhängi-
gen Einrichtungen einzuholen, und sie so von
der spezifischen, interessengeleiteten Infor-
mationszufuhr der Bürokratie und der Ver-
bände unabhängiger zu machen.

Die Verbesserung der Kontrollfähigkeit wie
auch das Gelingen weitergehender Parla-
mentsreformen insgesamt sind jedoch nur
dann zu erwarten, wenn auch bei den Frak-
tionsführungen der Regierungsparteien das
gemeinsame Interesse an einer glaubwürdi-
gen parlamentarischen Demokratie stärker
gewichtet wird als der augenblickliche Vor-
teil privilegierter Machtteilhabe.

IV. Beteiligungschancen einzelner Abgeordneter und
parlamentarische Kommunikationsfähigkeit

Auch die Mehrheitsfraktionen kontrollieren
die Regierung; aber im Interesse der „Ge-
schlossenheit" nach außen soll dies möglichst
nicht-öffentlich geschehen. Kritik geübt wird
etwa in Arbeitsgruppensitzungen oder im
kleinen Kreis von Koalitionsgesprächen. Mit
Rücksicht auf den großen Teilnehmerkreis
wird auf Fraktionssitzungen i. d. R. zurückhal-
tender argumentiert, da kritische Stimmen
von hier aus leichter an die Öffentlichkeit
dringen. Die Kontrollchancen der Abgeordne-
ten sind je nach der Position im Gefüge der
Fraktionshierarchie sehr unterschiedlich ge-
rade in den „Regierungsfraktionen". Unmut

wird immer wieder darüber zum Ausdruck
gebracht, daß die Fraktionsführung die Abge-
ordneten zur Geschlossenheit und zum Ver-
zicht auf die öffentliche Austragung von Kon-
troversen mahnt, während sich Spitzenpoliti-
ker der Koalition mit kontroversen Stellung-
nahmen öffentlich profilieren36 ). So mahnt
der Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion
seine Fraktion stets aufs neue, nicht nur im
Plenum, sondern bereits in der Fraktionssit-
zung geschlossen zu votieren, da die Abstim-
mungsergebnisse ja in der Öffentlichkeit oh-
nehin bekannt würden, und aus diesem
Grund auch brisante Themen, die gegebenen-
falls in den Arbeitsgruppen kontroverse Dis-
kussionen ausgelöst haben, in einer entschei-
dungsreifen Phase am besten gar nicht mehr
zu diskutieren. Da aber nur die Fraktionssit-
zungen allen Abgeordneten die Gelegenheit
bieten können, sich über ihre Spezialaufgaben
hinaus über Richtung und Kontext der Regie-



rungs- und Fraktionspolitik zu informieren
und auf diese einzuwirken, entstehen durch
diesen Druck zur Geschlossenheit erhebliche
Kommunikations- und Beteiligungsdefizite.
Die überfraktionelle Abgeordneten-Initiative
hat eine wesentliche Ursache für den man-
gelnden Erfolg bisheriger Reformansätze her-
ausgestellt: Vermieden wurden auch in der
Geschäftsordnungsreform von 1980 all jene
Reformvorschläge, von denen eine Beein-
trächtigung der „Geschlossenheit" der Frak-
tionen sowie mehr Transparenz der inner-
fraktionellen Arbeit und der Ausschußarbeit
erwartet wurde. In der Tat hat sich gezeigt,
„daß die zur verbesserten Wahrnehmung der
Kommunikationsfunktion des Bundestages
wohl wirksamsten Regelungen gerade jene
wären, die geeignet sein könnten, den engen
Spielraum der „nicht-privilegierten" Abgeord-
neten gegenüber der Fraktionsregie zu erwei-
tern"37 ). Die Bereitschaft hierzu ist im 10. Bun-
destag offenbar gewachsen38 ).
Von der Vereinbarung kürzerer Redezeiten
im Zusammenhang mit dieser Geschäftsre-
form hatte man auch eine „Belebung" der De-
batten erhofft. Warum haben sich die Erwar-
tungen nicht erfüllt? In Kurzdebatten ist der
Sprecher der Fraktion gehalten, den Frak-
tionsstandpunkt in konzentrierter Form dar-
zustellen. In größeren Debatten sollten die
Fraktionen ihre Redezeit so aufteilen, daß nur
einem Redner bis zu 45 Minuten zur Verfü-
gung stehen und alle anderen nicht länger als
15 Minuten sprechen können. Beeinträchtigt
wurde ein möglicher Erfolg dieser Regelung
dadurch, daß bei wichtigen Debatten Regie-
rungs- und Bundesratsmitglieder von ihrem
jederzeitigen Rederecht (Art. Abs. 2) über43 -
mäßig Gebrauch machten. So kamen die mei-
sten Abgeordneten erst nach dem Ende der
Direktübertragung bzw. nach Redaktions-
schluß der Zeitungen oder gar nicht mehr zu
Wort39 ). Nach einer eigenen Untersuchung
der Direktübertragungen des Fernsehens im
ersten Jahr der 9. Wahlperiode betrug der Re-
dezeitanteil der „einfachen" Abgeordneten bei

der CDU/CSU-Fraktion nur knapp 10 %40 ).
Entsprechend den Vorschlägen der Ad-hoc-
Kommission Parlamentsreform soll die Stan-
dard-Redezeit fürden einzelnen Beitrag künf-
tig 10 Minuten betragen. Nun endlich sollen
Zwischenfragen nicht mehr auf die Redezeit
angerechnet werden.
Mehr Spontaneität und eine Bereicherung
des argumentativen Spektrums könnte vor al-
lem durch die Realisierung jener Vorschläge
der Abgeordneten-Initiative erreicht werden,
die mit der Verbesserung der Redechancen
auch den Partizipationsspielraum der einzel-
nen Abgeordneten (gegenüber dem Frak-
tionsreglement) erweitern wollen. Es wurde
vorgeschlagen, mindestens 30% der Redezeit
bei größeren Debatten für offene, von der
Fraktion nicht verplante Debattenbeiträge
freizuhalten; dabei soll es möglich sein, mit
Kurzbeiträgen vor anderen Rednern zu Wort
zu kommen41 ).
Die Verbesserung der kommunikativen Kom-
petenz des Bundestages setzt voraus, daß
auch Minderheitenmeinungen in der frak-
tionsinternen Diskussion, aber auch im Ple-
num und gegebenenfalls in öffentlichen Aus-
schüssen nicht nur ausnahmsweise und unter
stark erschwerten formalen und psychologi-
schen Bedingungen artikuliert werden kön-
nen42 ). Darum geht es offenbar auch der Ab-
geordneten-Initiative bei ihren Vorschlägen,
wobei die fraktionsinterne Struktur nur indi-
rekt angesprochen ist43). Im Interesse der
Funktionsfähigkeit des parlamentarischen
Regierungssystems ist es in der Tat geboten,



für die Freiheit der Rede und der Abstim-
mung in der parlamentarischen Praxis unter-
schiedliche Maßstäbe anzulegen. Gewiß soll-
ten im Gegensatz zur bisherigen Praxis auch
gelegentliche Abstimmungsniederlagen —
etwa wenn es um auch unter Experten um-
strittene Folgewirkungen von Zukunftstech-
nologien geht — nicht schon als Gefährdung
der Regierungsfähigkeit angesehen werden.
Grundsätzlich ist freilich ein legitimes Inter-
esse der Regierung und der sie stützenden
Fraktionen anzuerkennen, sich auf Entschei-
dungen verlassen zu können, für die in den
Regierungsfraktionen Mehrheiten zustande
gekommen sind. Erleichtert werden soll aber
die Möglichkeit, auch abweichende Gründe
und Positionen vorzutragen. Dies ist im Inter-
esse einer demokratischen Legitimation vor
allem dann bedeutsam, wenn bestimmte Posi-
tionen von keiner anderen Fraktion, sehr
wohl aber außerhalb des Parlaments in rele-
vantem Umfang artikuliert werden.
Die Forderung der Abgeordneten-Initiative,
Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG in der parlamentari-
schen Praxis stärker zur Geltung zu bringen,
ist Mißverständnissen ausgesetzt: Es kann
hier nicht in erster Linie um die Einlösung
individueller Selbstverwirklichungs-Ansprü-
che gehen, sondern um die Verbesserung de-
mokratischer Rückkoppelung. Will man den

Satz, daß „alle Staatsgewalt vom Volke aus-
geht" auch unter Bedingungen des parteien-
staatlichen und durch Verbandseinfluß ge-
prägten Parlamentarismus ernst nehmen, und
sieht man gerade in der Volksrepräsentation
ein unverzichtbares Verfahren zur annähe-
rungsweisen Einlösung dieses demokrati-
schen Partizipationsanspruchs, so ergibt sich
für die Einschätzung des „freien Mandats" im
Kontext mit Art. 21 Abs. 1 GG und der grund-
gesetzlich garantierten Kommunikationsfrei-
heit folgendes44 ): Sein Sinn in der parlamen-
tarischen Demokratie ist es nicht, die Verbin-
dung der Abgeordneten zur Basis zu reduzie-
ren, sondern oligarchischen Tendenzen in
Partei und Fraktion entgegenzuwirken und
die Aufnahme neuer Themen und Ideen in
die parlamentarische und fraktionsinterne
Diskussion zu erleichtern. Begünstigt werden
soll die Offenheit des Willensbildungsprozes-
ses. Diese verfassungsrechtliche Schutzfunk-
tion des Art. 38 Abs. 1 GG für die innerpartei-
liche Demokratie wird offenbar auch in der
Bundestagsfraktion der GRÜNEN zuneh-
mend erkannt. Jedenfalls haben die GRÜNEN
im Bundestag die Vorschläge der Initiative
Parlamentsreform (und den entsprechenden
Entschließungsantrag) als Beitrag zur „Demo-
kratisierung des Parlamentarismus" unter-
stützt45 ).

V. Parlamentarische Kompetenz und demokratische Legitimation

Ein Verzicht auf Fernsehübertragungen von
Plenarsitzungen nach dem Beispiel Großbri-
tanniens wurde (ungeachtet manch ungünsti-
ger Auswirkungen auf das Debattenklima) in
der Ad-hoc-Kommission Parlamentsreform
nicht in Betracht gezogen. Schließlich ist der
Bundestag bei der Wahrnehmung seiner de-

mokratisch legitimierenden Kommunika-
tions- und Kontrollfunktion auf die Vermitt-
lungsleistung der Massenmedien angewiesen.
Eine Einschränkung der Fernsehübertragun-
gen, wie dies der gegenwärtigen Tendenz der
Fernsehanstalten entspricht, ist schon des-
halb nicht begrüßenswert, weil sie der Hierar-
chisierung der Partizipationsstruktur des
Bundestages förderlich ist (1983 wurden noch
ca. 30% der gesamten Debattenzeit übertra-
gen, 1984 waren es nur mehr knapp 20%; das
Pressezentrum des Bundestages beklagt diese
Entwicklung)46 ). Nur wenig informativ sind
oft die knappen, zusammenfassenden Fern-
sehnachrichten über Plenardebatten am
Abend; angesichts der von der Ad-hoc-Kom-
mission Parlamentsreform kritisierten gerin-



gen Originalberichterstattung aus Plenarver-
handlungen in der Regionalpresse können In-
formationsdefizite und Informationsverzer-
rungen die Folge sein. Als Lösung wäre an
regelmäßige Sondersendungen mit zusam-
menfassenden Berichten zu denken47 ). Um
die Parlamentsberichterstattung in den ge-
druckten Medien zu verbessern, wurden in
der Ad-hoc-Kommission verschiedene Vor-
schläge erörtert; sie betreffen die Weiterent-
wicklung der Pressedienste, das Angebot von
Matern-Seiten zur Übernahme der Texte
durch Zeitungen sowie den subventionierten
Vertrieb von attraktiver gestalteten Sitzungs-
berichten.
Die öffentlichkeitswirksame Wahrnehmung
seiner Aufgabe, politische Entwicklungen zu
begleiten, zu bewerten und zu kritisieren48 ),
wird dem Bundestag nicht nur durch die
überwiegend gouvernementale Orientierung
der Massenmedien erschwert. Seit Jahren
wird nicht nur von der jeweiligen Opposition,
sondern von Abgeordneten aller Fraktionen
kritisiert, daß die Bundesregierungen über
Kabinettsitzungen nicht zunächst im Bundes-
tag selbst berichten, sondern in der Bundes-
pressekonferenz oder mit Einzelinterviews
von Kabinettsmitgliedern den Weg in die Öf-
fentlichkeit sucht.

Die Ad-hoc-Kommission Parlamentsreform
hat die Anregung der Abgeordneten-Initia-
tive aufgegriffen und die probeweise Einfüh-
rung einer Kabinettsberichtserstattung vorge-
schlagen, die (nach Vereinbarung auf Vor-
schlag der Bundesregierung oder des Bundes-
tages) bei wichtigen und aktuellen Sachkom-
plexen im Anschluß an Kabinettsitzungen in
Sitzungswochen erfolgen soll. Nach einem
Bericht der Regierung schließen sich Fragen
der Abgeordneten und Antworten des Be-
richterstatters der Regierung von jeweils
höchstens zehn Minuten Länge an. Nach Ab-
lauf von 40 Minuten sollen die Fraktionen die
Möglichkeit (!) haben, eine Stellungnahme
von jeweils fünf Minuten abzugeben. Darauf
legt die SPD-Opposition größten Wert, wäh-
rend die Parlamentarischen Geschäftsführer
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion dies, offen-
bar im Interesse einer dominanten Selbstdar-

Stellung der Regierung, bisher ablehnten und
damit die Erprobung verzögerten.
Weiterführend ist der Vorschlag, die Regie-
rung auch aufgrund des Antrags einer Frak-
tion zur Berichterstattung zu veranlassen49 ).
Bei neuen Informations- und Beschlußlagen
sind die Oppositionsfraktionen nicht nur,ge-
genüber der Regierung, sondern häufig auch
gegenüber den in Arbeitsgruppen bzw. Frak-
tionssitzungen informierten Regierungsfrak-
tionen benachteiligt. Friedrich Schäfer hat da-
her konsequent gefordert, daß „alle Fraktio-
nen vor einer Kabinettsitzung über die Tages-
ordnung der Kabinettsitzung und über die
einzelnen Vorlagen mit den erforderlichen
Unterlagen rechtzeitig unterrichtet wer-
den"50 ). Frühere Versuche seien gescheitert,
weil die Bundesregierung dazu nicht bereit
gewesen war51 ).
Die Chance des Bundestages, als zentrale de-
mokratisch legitimierte Entscheidungsinstanz
ernst genommen zu werden, hängt wesentlich
davon ab, ob er aktuelle und die längerfristige
politische Entwicklung bestimmende Themen
(Zukunftstechnologien) rechtzeitig und kom-
petent zu behandeln und zu diskutieren in
der Lage ist. Hier liegt die Bedeutung der
Aktuellen Stunden, der Enquete-Kommissio-
nen52 ), aber eben auch einer günstig termi-
nierten Kabinettsberichtserstattung im Bun-
destag und einer (erweiterten) öffentlichen
Ausschußberatung, wie sie seit vielen Jahren
vorgeschlagen und nun endlich auch nach
den Vorstellungen der Ad-hoc-Kommission
Parlamentsreform erprobt werden spll.
Als Signal einer sich wandelnden parlamenta-
risch-politischen Kultur könnte die zuneh-
mende Bereitschaft zur regulären oder jeden-
falls häufigeren Öffentlichkeit der Aus-
schüsse gewertet werden53 ). Von der in der
Geschäftsordnung vorgesehenen Möglichkeit
öffentlicher Ausschußsitzungen war fast nie
Gebrauch gemacht worden. Angesichts der



Bedeutung, die der steten Kommunikation
zwischen Parlamentariern und Bürgern für
die demokratische Legitimation des politi-
schen Systems zukommt, ist eine Nicht-Öf-
fentlichkeit der politisch bedeutsamen Aus-
schüsse in der Tat problematisch. Ein Ab-
schirmen von Einflüssen der Verbände (Fach-
öffentlichkeiten) gelingt ohnehin nicht54 ),
überdies gelangen laufend Informationen an
die Öffentlichkeit, die dem Bürger eine Ein-
ordnung und Bewertung der oft parteitaktisch
eingefärbten Berichte erschweren. Die Erfah-
rungen mit öffentlichen Anhörungsverfahren
sprechen dafür, erklärte jüngst der Abgeord-
nete de With, daß sich Abgeordnete in öffent-
lichen Ausschußsitzungen nicht anders ver-
hielten als sonst in ihrem Ausschuß. „Kreativi-
tät, Witz aber auch Kollegialität" würden vor
der Öffentlichkeit sichtbar; das Verständnis
für parlamentarische Arbeitsvorgänge würde
zunehmen55 ). Seltener geworden ist jetzt das
Standard-Argument, Öffentlichkeit würde die
Kompromißfindung erschweren: Bekanntlich
fallen die wichtigeren Entscheidungen zuvor
in den Fraktionen, und auch nach einem fa-
cettenreichen Diskussionsverlauf wird — von
marginalen oder parteipolitisch kaum festge-
legten Fragen abgesehen — schließlich vor
allem von der Regierungsmehrheit das in der
Fraktion abgesprochene Votum in aller Regel
durchgehalten. Von einer für die älteren Par-
teien provokativen Konsequenz ist daher die
Forderung der GRÜNEN, Öffentlichkeit auch
dort herzustellen, wo die Entscheidungen fal-
len: So sollten jedenfalls auch bei den ande-
ren Fraktionen Fraktionssitzungen öffentlich
sein. Ohne deutliche Verhaltensveränderun-
gen der Abgeordneten könnte das allerdings
(vor allem bei den Regierungsparteien) zu ei-
ner weiteren Verlagerung entscheidender
Vorgänge in nichtöffentliche Gremien und
Zirkeln führen.
Nach ersten Empfehlungen der Ad-hoc-Kom-
mission Parlamentsreform sollen die Aus-
schüsse (von den geschlossenen Ausschüssen
abgesehen) von der Möglichkeit der Geschäft-
sordnung in § 69 Abs. 1 Satz 2 häufiger Ge-
brauch machen und die Öffentlichkeit zulas-
sen — auch in gemeinsamen Sitzungen meh-
rerer Ausschüsse. Die Kommission schließt

mit ihren Empfehlungen an den Bericht der
Enquete-Kommission Verfassungsreform zur
Neugestaltung der Gesetzesberatung an, der
eine erweiterte öffentliche Ausschußberatung
empfiehlt56 ). Widerstände gegen eine Aus-
weitung der Publizität waren wohl auch der
Grund, warum der Bundestag diesen Vor-
schlägen der Enquete-Kommission nicht nä-
her getreten ist, deren Realisierung geeignet
ist, Kommunikationsfähigkeit, Transparenz
und Effizienz sowie die Beteiligungschancen
der Abgeordneten gleichermaßen zu verbes-
sern.
Die Kommission hatte mit Recht eine Alter-
native von-Rede- oder Arbeitsparlament ab-
gelehnt. Sie suchte nach Lösungen, wie ange-
sichts der oft detaillierten und hochspeziali-
sierten Gesetzgebungsarbeit der Bundestag
dennoch in die Lage versetzt werden könnte,
sich vertieft mit grundsätzlichen und politisch
bedeutsamen Fragen zu befassen. Die Enque-
te-Kommission wie nun auch die Ad-hoc-
Kommission Parlamentsreform gehen von der
Erfahrung aus, daß in häufig mit thematisch
sehr unterschiedlichen Tagesordnungspunk-
ten überladenen Debatten der oft beklagte
„Schichtwechsel der Spezialisten“ stattfin-
det57 ). Um das Plenum von allzu spezialisier-
ten „Fachreferaten" der Ausschußexperten zu
entlasten, soll nach Auffassung der Enquete-
Kommission zwischen der ersten und einer in
der Regel abschließenden zweiten Beratung
eine gemeinsame öffentliche Sitzung des fe-
derführenden und der mitberatenden Aus-
schüsse durchgeführt werden. Diese Vor-
schläge sind mit der Hoffnung verbunden, daß
diese Ausschußberatung ein (fach-)öffentli-
ches Forum für knappe, freie und lebhafte po-
litische Debatten sein könnte. Dabei sollen
sowohl jene sachlichen Details erörtert wer-
den, mit denen man die Diskussion im Ple-
num nicht länger belasten will, aber auch in
kurzen argumentativem Austausch Akzente
gesetzt werden.
Nach den Vorschlägen der Ad-hoc-Kommis-
sion (die sich nicht nur auf die Gesetzesbera-
tung beziehen) kommen öffentliche Sitzungen
vor allem für die Schlußberatung von Vorla-
gen in Betracht. Bei geeigneten Themen soll,
den Konsens der Fraktionen vorausgesetzt,
im Plenum in zweiter und dritter Beratung
ohne Aussprache abgestimmt werden kön-



nen. Die Bedeutung des von der Enquete-
Kommission wie auch in abgewandelter Form
von der Ad-hoc-Kommission vorgeschlage-
nen Verfahrens würde insbesondere darin lie-
gen, jene in ein oder zwei Debattenrunden
vorgetragenen speziellen Darlegungen von
Fraktionsspezialisten aus dem Plenum her-
auszuverlagern und dabei der interessierten
(Fach)-Offentlichkeit eine intensivere Befas-
sung mit dem Thema zu ermöglichen, als dies
die komprimierten Kurzdebatten im Plenum
zulassen. Vor allem kommt es darauf an,
Raum für vertiefte Debatten zu wichtigen
Themen (z. B. durch verbundene Debatten an-
läßlich mehrerer thematisch verwandter Vor-
lagen) und zu politischen Richtungsentschei-
dungen zu schaffen und damit auch die Kom-
munikationsfähigkeit zu verbessern. (Nicht zu
unterschätzen ist dabei die Bedeutung ge-
meinsamer öffentlicher Sitzungen der betei-
ligten Ausschüsse, weil so die Beachtung von
Problemzusammenhängen besser gesichert
werden kann; in Fraktionssitzungen fehlt
hierfür oft die Zeit; überdies hat die CDU/
CSU-Fraktion auf die mehrere Arbeitsgrup-
pen übergreifenden Arbeitskreise verzich-
tet58 ).)
Beachtung verdient der Vorschlag der „Initia-
tive Parlamentsreform", bei öffentlichen An-

hörungen der Ausschüsse nicht nur wissen-
schaftliche Sachverständige und Verbandsex-
perten zu hören, sondern auch solche Bürger
und Gruppen zu beteiligen, die einschlägige
Erfahrungen gesammelt bzw. spezielle Sach-
kenntnisse erworben haben59 ). In diesen Zu-
sammenhang gehört auch die Empfehlung an
den Petitionsausschuß, Gruppen oder Abord-
nungen von Petenten zur Erörterung ihrer
Bitten und Beschwerden persönlich gegebe-
nenfalls auch im Rahmen einer Anhörung60 )
zu empfangen, ferner die Zulassung von Mas-
senpetitionen und deren Behandlung in Ple-
nardebatten.

Für den Erfolg der vorstehend skizzierten Re-
form entscheidend ist jedoch nicht die Plausi-
bilität der einzelnen Vorschläge allein, son-
dern die durchdachte Kombination und Ab-
stimmung verschiedener Verfahrensänderun-
gen und damit einhergehend entsprechende
Verhaltensänderungen von Abgeordneten.
Die (oft auch überzogene) öffentliche Kritik
am Typus des abgeschliffenen, angepaßten,
die politische Dauer-Karriere anstrebenden
Politikers könnte hier stimulierend wir-
ken61 ).



Carl-Christoph Schweitzer

Anmerkungen zur Diskussion um die Parlamentsreform
In der Ausgabe B 6/85 dieser Zeitschrift, die
dem Thema „Krise des Parlamentarismus?"
und der Diskussion um eine Parlamentsre-
form gewidmet war, bejahte unter sechs am-
tierenden oder ehemaligen und in ihrer Zeit
durchaus herausragenden Mitgliedern des
Deutschen Bundestages strictu sensu nur Hil-
degard Hamm-Brücher das Vorhandensein ei-
ner einer solchen Krise. Zwei (Friedrich Schä-
fer und Norbert Lammert) verneinten dies
ganz klar, zwei weitere (Hermann Höcherl
und Hans de With) glaubten zumindestens an
ernste, aber relativ leicht behebbare Mängel.
Der Abgeordnete der GRÜNEN, Hans Ver-
heyen, schließlich ging bei seinen ebenfalls
durchaus interessanten Reformvorschlägen
zur Parlamentsarbeit im einzelnen von einem
grundsätzlich anderen Konzept aus, das heißt,
er plädierte unter anderem für eine neue Ver-
bindung von repräsentativer Demokratie und
Basisdemokratie. Letzteres ließe sich viel-
leicht noch mit den Kernelementen der frei-
heitlich-demokratischen Grundordnung des

Zwar ist zunächst darauf hinzuweisen, wie
auch in der Fachliteratur fleißig vermerkt
wird, daß es in der 35jährigen Geschichte des
Bundestages durchaus bemerkenswerte Bei-
spiele für Abstimmungsentscheidungen von
Abgeordneten gibt, die sich nach ihrem Ge-
wissen, nicht aber nach der erkennbaren oder
zum Ausdruck gebrachten Mehrheit ihrer
Fraktion und Partei gerichtet haben — so
zum Beispiel bei der Einführung der allgemei-
nen Wehrpflicht in den fünfziger Jahren, der
Notstandsgesetzgebung der sechziger Jahre
oder der Reform des Paragraphen 218 in den
siebziger Jahren. Dennoch wird bislang in der
bundesdeutschen Politikwissenschaft, aber
auch in publizistischen Abhandlungen der
weitere Befund zu wenig scharf herausgear-
beitet: Die Bundestagsabgeordneten aller „tra-
ditionellen" Fraktionen werden in einem Aus-
maß direkt und indirekt von ihren Fraktions-
führungen gegängelt, das nicht nur im Wider-
spruch zu Art. 38 GG, sondern auch zu der
immerhin indirekt im Grundgesetz veranker-
ten Geschäftsordnung des Bundestages steht.
Der Verfasser muß bei dieser Feststellung die

Grundgesetzes vereinbaren, erforderte aber
zweifelsfrei eine Änderung zumindestens von
Art. 38 GG.
Aus der Sicht des Politikwissenschaftlers
stellt dieser Grundgesetz-Artikel, der schon
viel Stoff für wissenschaftliche Abhandlungen
abgegeben hat ), in der Tat einen entschei1 -
denden Dreh- und Angelpunkt der Gesamt-
problematik dar, worauf die Initiatorin der
Bundestags-„Reformgruppe der HO", Hilde-
gard Hamm-Brücher, immer wieder zu Recht
hingewiesen hat. Ein zweiter Angelpunkt der
Gesamtproblematik berührt Kernfragen einer
politischen Ethik und ein dritter schließlich
Inhalte eines hoffentlich sehr bald erneut zu
schnürenden Reformpaketes in Sachen Bun-
destagspraxis. Zu diesen drei Komplexen
seien im folgenden Anmerkungen ange-
bracht, wobei deren empirische Überprüfbar-
keit — dies gilt vor allem im Hinblick auf den
Stellenwert von Art. 38 GG in’ der Verfas-
sungswirklichkeit — ein wichtiges Auswahl-
kriterium dargestellt hat.

I.
„GRÜNEN" unberücksichtigt lassen, weil ihm
dazu noch keine empirisch abgesicherten Da-
ten vorliegen.
Unter direkter Gängelung ist in diesem Zu-
sammenhang einmal die nachweisbare Tatsa-
che gemeint, die daher längst hätte problema-
tisiert werden müssen, daß gemäß den (immer
noch so geltenden) Fraktionsgeschäftsord-
nungen die mündlichen und schriftlichen Fra-
gen, die der einzelne Abgeordnete als einer
von über 500 legislativen Kontrolleuren der
Exekutive wöchentlich an die Bundesregie-
rung richten kann, der Vorzensur durch die
Fraktionsgeschäftsführungen unterliegen und
zumindest aber auf diesem Wege erheblich
verändert werden können2). Die diesem par-
lamentstheoretischen Skandalen, das so zum



Beispiel von britischen Unterhausabgeordne-
ten nicht hingenommen werden würde, zu-
grundeliegende „Philosophie" besagt bei Re-
gierungs- und Oppositionsparteien im Parla-
ment, daß die Fraktionsgeschäftsführungen
für eine maximale Geschlossenheit im Er-
scheinungsbild der Fraktion nach außen zu
sorgen haben. Besonders Abgeordnete einer
Regierungspartei sollten „ihrer" Regierung in
der Fragestunde nicht in den Rücken fallen
bzw. diese nicht in Schwierigkeiten bringen
können. Gelegentlich wird auch das Argu-
ment vom notwendigen Ausbügeln stilisti-
scher Unbeholfenheiten auf Seiten des Frage-
stellers ins Feld geführt.
Zum anderen ist in diesem Zusammenhang
auf den Widerspruch zwischen Bestimmun-
gen des Grundgesetzes und der Bundestags-
geschäftsordnung einerseits und politischer
Alltagspraxis andererseits im Hinblick auf
das grundsätzlich garantierte, jederzeitige Re-
derecht des Abgeordneten im Plenum zu ver-
weisen3). Daß in großen Fraktionen nicht alle,
die in Plenardebatten reden wollen, auch tat-
sächlich zum Zuge kommen können, ist in
modernen Parlamenten selbstverständlich
und gilt auch für Großbritannien: Debatten
müssen innerhalb eines gewissen zeitlichen
Rahmens abgewicktelt werden. Der Bundes-
tagspräsident ist (wiederum laut Bundestags-
geschäftsordnung) verpflichtet, für eine politi-
sche Ausgewogenheit der Rednerliste (sozu-
sagen nach dem Pro- und Kontraprinzip) etc.
zu sorgen. \
Bei dem, was hier gemeint ist, geht es aber
letztlich um die Verletzung eines entschei-
denden Prinzips, des Rechtes nämlich eines
jeden Parlamentariers auf ein von seiner
Fraktion abweichendes Verhalten. Dieses
Recht muß, wenn es sinnvoll sein soll, die
Möglichkeit implizieren, ein entsprechendes
Verhalten vor dem obersten Repräsentations-
gremium des Volkssouveräns ausführlich dar-
legen zu können. Eine sogenannte persönli-
che Erklärung, die ja laut Geschäftsordnung
des Bundestages nur im Zusammenhang mit
einem vorausgegangenen Schlagabtausch im
Plenum oder aber als Erklärung zu einer Ab-
stimmung4) zulässig ist, kann kein Ersatz für
eine die eigene Position in der Sache begrün-
dende Kurzrede sein.

Für gravierende Beschneidungen des parla-
mentarischen Rederechtes des einzelnen Ab-
geordneten gibt es eine Fülle von Belegen.
Erwähnt seien hier nur drei: So „durfte" in der
7. Legislaturperiode der SPD-Verteidigungs-
experte Konrad Ahlers (damals Mitglied des
Verteidigungsausschusses, früher immerhin
auch einmal Sprecher des Bundesverteidi-
gungsministeriums, ganz abgesehen von sei-
ner langjährigen Tätigkeit als Sprecher der
gesamten Bundesregierung) in einer wichti-
gen Verteidigungsdebatte nicht das Wort er-
greifen. Dasselbe widerfuhr damals Walther
Leisler Kiep (immerhin Schatzmeister seiner
Bundespartei und in jener Legislaturperiode
unter anderem Mitglied des Auswärtigen
Ausschusses) in einer Debatte über ostpoliti-
sche Verträge, oder — in jüngster Zeit, das
heißt 1985 — dem Abgeordneten Herbert
Hupka in der Debatte über das umstrittene
Schlesiertreffen im jetzigen Frühsommer. Das
letztere Beispiel ist besonders bemerkens-
wert und eben leider nicht als atypisch anzu-
sehen, weil der Name dieses Abgeordneten
und Vorsitzenden der Landsmannschaft der
Schlesier von vielen Rednern im angreifen-
den, manchmal auch im verteidigenden Sinne
erwähnt wurde und der so in den Mittelpunkt
Gerückte durchweg in dieser Debatte im Ple-
num anwesend war5).
Angesichts solcher klaren Befunde ist daher
der Forderung des früheren Bundesinnenmi-
nisters Hermann Höcherl zuzustimmen6):
„Der Bundestag wäre gut beraten, jeder offi-
ziellen Tagesordnung eine Stunde anzufügen,
in der .Abweichler' in 5- bis lOminütigen Bei-
trägen ihre persönliche, vom Grundgesetz ge-
schützte Meinung vortragen können." Die ein-
zig denkbare Reformalternative wäre in letz-
ter Konsequenz, den Mut aufzubringen,
Art. 38 GG ganz zu streichen, da er der politi-
schen Wirklichkeit nicht mehr gerecht wird,
— wenn er überhaupt jemals in der „westli-
chen" Parlamentsgeschichte einschließlich
der Großbritanniens mit den politischen Fak-
ten in Übereinstimmung zu bringen war. Inso-
fern erscheint auch die Feststellung von Hans
de With fragwürdig, daß hinter der heutigen



Kritik am Parlament ein „überholtes Ver-
ständnis von Parlamentarismus" steht7).

11) Vgl. hierzu beispielhaft D. Lattmann, Die Ein-
samkeit des Politikers, München 1977, sowie die
Schilderung der Abweichler bei der Anti-Terrorge-
setzgebung des Jahres 1977/78 bei E. Schütt-
Wetschky (Anm. 7), S. 217 f.

Wer könnte allerdings — politikwissenschaft-
lich gesehen, das heißt unter Einbeziehung
aller Befunde nicht nur der Verfassungstheo-
rie (sowie in diesem Falle des bundesrepubli-
kanischen Wahlrechtes), sondern auch der
Verfassungswirklichkeit unseres gesamten
politischen Systems — leugnen, daß die Logik
unserer parteienstaatlichen Demokratie un-
ausweichlich zu einem Primat von Art. 21 ge-
genüber Art. 38 GG (das heißt Vorrang der
Parteienfremdbestimmung des einzelnen Ab-
geordneten vor seiner Eigenbestimmung) ge-
führt hat? Selbst DIE GRÜNEN gehen davon
aus, daß „das Mandat kein Privateigentum ist,
sondern auch an die Partei bzw. Fraktion ge-
bunden, solange Partei und Fraktion sich an
ihre Wahlaussagen halten (? d. V). Diese frei-
willige Rückverpflichtung (? d. V.) des Abge-
ordneten gegenüber seiner Basis sollte ein
selbstverständliches Element der politischen
Kultur einer repräsentativen Demokratie
sein". Auch sie plädieren also im Grunde mit
einer solchen, für ihre Bewegung durchaus als
typisch anzusehenden Äußerung für eine Ab-
schaffung von Art. 38 GG, weil sie letztlich für
ein sogenanntes imperatives Mandat eintre-
ten 8).
Stellt schließlich — so sei abschließend im
Hinblick auf Art. 38 GG gefragt — der Rekurs
auf die stets als notwendig beschworene
Fraktionsdisziplin einen Ausweg aus dem Di-
lemma zwischen der Scylla (Verbot des Frak-
tionszwanges) und der Charybdis (Abschaf-
fung des ganzen Art. 38 GG) dar?
Die Antwort muß ein „Jein" sein: „Ja", weil es
in der Tat keiner Fraktion im Parlament, ja
keiner Partei insgesamt ohne ein Maximum
an politischer Geschlossenheit möglich wäre,
sich vor der Öffentlichkeit als politisch wirk-
same Kraft zu profilieren, politische Macht zu
erwerben oder zu erhalten. In einer Fraktion
muß die Linie der Gesamtheit letztlich per

Mehrheitsentscheidung festgelegt und dann
auch von den Sprechern dieser Fraktion nach
außen vertreten werden. Auf diese Weise
summiert sich also gewissermaßen die von
den einzelnen Fraktionsangehörigen implizit
übernommene Verpflichtung zur Selbstdiszi-
plin im Endeffekt zu dem, was man als Frak-
tionsdisziplin bezeichnet9). Die Antwort muß
ein „Nein" ergeben, weil unter dem Deckman-
tel dieser Fraktionsdisziplin zweierlei nicht
passieren darf: Einmal das Abwürgen eines
Minderheitenschutzes und zum anderen, da-
mit zusammenhängend, die Einschüchterung
eines von seiner Fraktionsmehrheit abwei-
chenden Abgeordneten.
Von direkten Zwängen bzw. einer direkten
Gängelung war schon die Rede; an indirekten
Formen wäre auf eine ganze Skala subtiler
Möglichkeiten der Druckausübung durch die
Fraktions- und Parteiführungen in Richtung
einzelner Abweichler hinzuweisen, was in po-
litikwissenschaftlichen Abhandlungen leider
zu wenig in concreto geschieht. Allgemein ge-
haltene Hinweise auf eine Druckausübung
sind wenig aussagekräftig10). Zu erwähnen
sind hier Belohnungs- und Sanktionsmecha-
nismen etwa im Hinblick auf begehrte Aus-
landsreisen, begehrte Ausschußsitze und last
not least auf das Winken mit der Listenabsi-
cherung auf allen Parteiebenen vor Bundes-
tagswahlen. über allem steht aber natürlich
ein mehr psychologisch zu deutender Anpas-
sungsdruck, der sich im Falle eines Abgeord-
neten der Regierungsseite, besonders bei mi-
nimalen „Mehrheitsverhältnissen" im Gesamt-
parlament, auf die Frage reduziert: Wer will
für den Sturz der eigenen Regierung verant-
wortlich sein, oder im Falle einer Opposi-
tionspartei auf die Frage: Wer will die Ver-
antwortung für ein Vertun der Chance auf
Rückgewinnung der politischen Macht auf
sich nehmen?11)
Ein Ausweg bietet sich dadurch an, daß man
in der Parlamentspraxis der Bundesrepublik
Deutschland von dem Gedanken Abschied
nimmt, wonach eine Abstimmungsniederlage
der Regierung in jedem Einzelfalle ein irrepa-



rables Unglück für diese Regierung darstellt,
weil sie damit in ihren Grundfesten erschüt-
tert würde. Zu Recht hatte demgegenüber
schon 1979 der damalige Bundestagspräsident
Richard Stücklen, heute einer der Vizepräsi-
denten, auf einer Tagung der Deutschen Ver-
einigung für Parlamentsfragen formuliert:
„Das einzige, was ich bedauere, ist die Angst
vor einer Abstimmungsniederlage, obwohl
nach unserem Grundgesetz, wenn damit nicht
die Vertrauensfrage verbunden ist, für die Re-
gierung keine Konsequenzen entstehen, es
sei denn, daß das Erscheinungsbild der Koa-
lition oder der Regierung in der Öffentlich-
keit ... in Mitleidenschaft gezogen wird."12)

Bei den besonders knappen Mehrheitsver-
hältnissen in der Schlußphase der- Ära
Schmidt hätte es also zum Beispiel durchaus
möglich sein müssen, daß die Regierung das
eine oder andere Gesetz im Plenum „verlor"
— zu denken wäre hier etwa an die Antiter-
rorgesetzgebung der Jahre 1977/78 —, ohne
daß damit eine Dolchstoßlegende innerhalb
des Regierungslagers aufgekommen oder tat-
sächlich die Regierung zu einem Rücktritt
veranlaßt worden wäre. Nur bei echten politi-
schen „Schicksalsfragen" oder solchen, die der
Regierungschef als Inhaber der Richtlinien-
kompetenz so ansieht und deklariert, müßte
der Bundeskanzler eine bestimmte Gesetzes-
vorlage oder sonstige Maßnahme mit der
Vertrauensfrage verbinden, was in der Bun-

desrepublik bislang in 35 Jahren strictu sensu
überhaupt noch nie geschehen ist — in Groß-
britannien hingegen sehr häufig vorkommt—,
und auf diese Weise vor der gesamten Öffent-
lichkeit deutlich machen, daß Abgeordnete
auf der Regierungsseite, sollten sie auf ihren
abweichenden Abstimmungsintentionen im
Zusammenhang mit einem Vertrauens- oder
Mißtrauensantrag bestehen, „ihre" Regierung
zu Fall bringen würden. Anfang 1983 hätte
zum Beispiel Helmut Kohl — jetzt allerdings
auf das Oppositionsverhalten abzielend — zu
diesem Instrument Zuflucht nehmen können,
indem er eine Grundgesetzänderung im Par-
lament eingebracht und diese dann mit der
Vertrauensfrage verbunden hätte13).
In Großbritannien — einer parlamentarischen
Demokratie, zu der es im übrigen entgegen
vieler in der Literatur vertretener Ansich-
ten14) sehr viel mehr Parallelen als Unter-
schiede gibt — wird heute auch nicht mehr
strikt an der „Tradition" festgehalten, wonach
eine Abstimmungsniederlage der Regierung
im Zusammenhang mit einem Vertrauens-
oder Mißtrauensantrag automatisch deren
Rücktritt nach sich zu ziehen hat. Das be-
rühmte Beispiel des Rücktritts von Arthur
Neville Chamberlain im Mai 1940, der damit
seinem Parteifreund Winston Churchill Platz
machte, nur weil seine Mehrheit in einer sol-
chen Abstimmung geschrumpft war, liegt
eben auch schon 45 Jahre zurück!

II.

Damit kommen wir zu dem zweiten Problem-
kreis, den wir im Bereich einer politischen
Ethik ansiedeln können: Sollte man nicht be-
sonders in einer Zeit — so wäre zu fragen —,
in der die Parlamentstätigkeit zumindest auf

Bundesebene unausweichlich und sogar be-
legt durch entsprechende Feststellungen des
Bundesverfassungsgerichts15) zu einer Voll-
zeitbeschäftigung geworden ist, gegenüber
der Parlaments- und der allgemeinen Öffent-
lichkeit deutlicher Merkmale eines spezifi-
schen parlamentarischen Berufsethos heraus-
arbeiten? Sticht gegenüber einer solchen For-
derung das Gegenargument, wonach auch Ab-



geordnete „Menschen wie alle anderen" sind
— mit positiven wie negativen Eigenschaften,
unterschiedlichen Intelligenzquotienten, mit
beruflichem Ehrgeiz, dem Wunsch nach Kar-
riere, vor allem aber nach materieller Wohl-
standsmehrung — und deshalb auch nicht mit
besonderen Maßstäben gemessen werden
sollten?

Die Konzentration auf die in Mode gekom-
mene Forderung nach sogenannten gläsernen
Taschen der Abgeordneten ist in diesem Zu-
sammenhang insofern recht unglücklich, weil
in der Tat nicht einzusehen ist, warum sich
unter allen Berufsgruppen allein die Bundes-
tagsabgeordneten finanziell — vor wem auch
immer — sozusagen öffentlich ausziehen soll-
ten. Dies würde im übrigen auch gegen
grundgesetzlich verankerte Gleichheits-
grundsätze verstoßen.

Bei den ins Auge zu fassenden Möglichkeiten
der Überwindung dessen, was im Bereich des
Abgeordnetenverhaltens zu einer Krise (zu-
mindest zu Krisenerscheinungen) des Parla-
mentarismus in der Bundesrepublik Deutsch-
land (aber keineswegs nur dort) beigetragen
hat, geht es — so lautet jedenfalls die These
des Verfassers — nicht darum, die Mitglieder
des Deutschen Bundestages sozusagen in ei-
ner Art Apartheid-Reservat anzusiedeln, son-
dern vielmehr um den altmodischen Ruf nach
Fixierung einer Standesehre, eines allgemei-
nen Ehrenkodexes für diesen Berufsstand.
Ärzte haben nach wie vor ihren hypokrati-
schen Eid und ebenso wie zum Beispiel An-
wälte, Zeitungsverleger, Redakteure oder
Handwerker Standes-(Ehren)gerichte. Sie alle
dürfen keine schludrige, ihrem speziellen Be-
ruf zuwiderlaufende Arbeit mit ihrem Güte-
siegel versehen. Werbetreibende dürfen
keine irreführenden, wahrheitswidrigen An-
gaben über gepriesene Produkte in Umlauf
setzen, Theologen und Seelsorger keiner dop-
pelten Moral huldigen, geschweige denn „le-
ben" usw. Die Beispiele ließen sich beliebig
vermehren.

Keineswegs bedeutet dies ein Plädoyer für
das Aufstellen von Eignungsvoraussetzungen
und schon gar nicht für das Praktizieren von
„Eignungstests" in Sachen Bundestagsabge-
ordnete oder Politiker ganz allgemein, ob-
wohl es sehr stringente Anforderungen dieser
Art für den Einstieg in viele andere Berufs-
sparten gibt — vom öffentlichen Dienst bis
hin zu Managementfunktionen aller Art. Al-
lerdings könnte man sich tatsächlich idealiter
— um einen ganz anderen Bereich anzuspre-

chen — psychologische und andere Tests bei
der Vorauswahl zum Beispiel von Kandidaten
für höchste Staatsämter wünschen. Festzuhal-
ten bleibt jedenfalls: In den westlichen Demo-
kratien hat der Prozeß der Auslese von Füh-
rungskräften im Hinblick auf höchste Ämter
in Legislative und Exekutive in letzter Zeit
immer wieder Anlaß zu Besorgnis gege-
ben ).16

Allein mit einer Verbesserung der bislang
schon geltenden, aber sicherlich auslegungs-
fähigen und vor allem in der Praxis zu lax
gehandhabten „Verhaltensregeln" für die Mit-
glieder des Deutschen Bundestages, die spe-
ziell auf eine mögliche Verquickung von per-
sönlichen finanziellen Vorteilen und der Aus-
übung des Mandats im Namen des Volkes
abzielen ), ist es offensichtlich nicht mehr
getan. Noch wichtiger wäre die — nun seit
35
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Jahren überfällige, aber vor fünf Jah-
ren ausgerechnet aus der Geschäftsordnung
des Bundestages als Postulat wieder gestri-
chene — Einführung einer allgemeinen Eh-
renordnung für die Bundestagsabgeordneten,
deren Befolgung oder Verletzung ein beson-
derer Ehrenrat zu überwachen hätte (sie
könnte auch noch mit einer Art „Amtseid"
verbunden werden, analog zu dem von Bun-
desregierung und Bundespräsident zu leisten-
den). Eine solche Ehrenordnung könnte, ja
müßte sicherlich sehr sorgfältig konzipiert
werden, wobei zu bedenken ist, daß die Auf-
stellung einer „Verbotsliste" enumerativ gar
nicht möglich wäre. Immerhin, einige Leit-
sätze ließen sich schon formulieren — vor
allem verständlich formulieren für den ei-
gentlichen Volkssouverän bzw. die Gesamt-
heit der Volkssouveräne, deren feines Gespür
für Recht und Unrecht, für Lauterkeit oder
Unaufrichtigkeit, Befolgung von Eigennutz
oder von Gemeinwohlinteressen durch die
Volksvertreter nicht unterschätzt werden
sollte, leider aber immer wieder von manchen
sich in Bonn und anderswo vom Volke
manchmal abkapselnden politischen Füh-
rungseliten unterschätzt wird. Solche Volks-
sprüche wie „Politik verdirbt den Charakter"
sind eben nicht zufällig zu Volksweisheiten
geworden.
An welche „Gebote" oder „Verbote" wäre zu
denken? Zum Beispiel: „Du sollst keine zu-*

16)



sätzlichen, das heißt durch keine zusätzliche
Arbeit verdienten, öffentlichen Gelder in An-
spruch' nehmen, wenn Du schon aus öffentli-
chen Geldern (nämlich als einfacher Bundes-
tagsabgeordneter) bezahlt wirst, nur weil Dir
solche zusätzlichen Gelder möglicherweise
zustehen." Oder: „Erst recht sollst Du Dir
keine Sondervorteile durch die öffentliche
Hand, zum Beispiel auf dem Wege von billi-
gem öffentlichen Bauland, verschaffen." Oder:
„Du sollst in Bundestagsausschüssen nicht an
finanziellen Beschlüssen mitwirken, wenn es
um Deinen eigenen .Hauptberuf geht, also
etwa als Beamter oder Landwirt." Oder: „Du
sollst Dich mit größter Sorgfalt selbst an alle
Gesetze halten und Dein Mandat freiwillig
aufgeben, da Du ja nach Art. 38 GG im Zwei-
felsfalle nicht zur Aufgabe gezwungen wer-
den kannst, wenn Du rechtskräftig zu einer
Geld- oder Gefängnisstrafe verurteilt worden
bist."
Dieses letztere Gebot scheint auf den ersten
Blick banal und überflüssig, hat aber einen
empirisch abgesicherten Hintergrund. Bis
heute war und ist es nicht möglich, einen
Bundestagsabgeordneten zum Beispiel selbst
dann zur Aufgabe seines Mandates zu bewe-
gen, wenn dieser mit einer Gefängnisstrafe
unter einem Jahr wegen falscher Angaben
und anderer Betrügereien gegenüber geldge-
benden öffentlichen Stellen verurteilt wurde.
Zunächst ist hier ein Urteil mit „Bewährung"
ins Auge zu fassen. Rein theoretisch wäre es
aber durchaus möglich, daß ein Strafgefange-
ner zur Teilnahme an Plenar- und Ausschuß-
sitzungen des Deutschen Bundestages bei ei-
nem solchen Strafmaß „vorgeführt" würde. In
der Praxis ist letzteres in der Bundesrepublik
Deutschland gottlob noch niemals in den Be-
reich des Möglichen gerückt. Lange vor dem
abträglichen „Flickwerkeln" gab es aber schon
zumindest einen nachgewiesenen Fall der Er-
schleichung öffentlicher Mittel zur Aufbesse-
rung nicht der eigenen Kasse, sondern derje-
nigen der eigenen Partei, ohne daß dies zu
einer Beendigung des in Frage stehenden
Mandats geführt hätte, was im übrigen in
Großbritannien grundsätzlich praktiziert
wird. ).18

Im Grunde ginge es um die Möglichkeit, für
„jedermann" klar erkennbare Verstöße eines
einzelnen Abgeordneten gegen das Ansehen
des Gesamtparlaments auch unter Beibehal-
tung von Art. 38 GG zu ahnden, zumindest
aber eine Instanz zu schaffen, die auf einen
moralischen Delinquenten einen so starken
moralischen Druck ausübte, daß dieser aus
Gründen der Selbstachtung gar nicht umhin
könnte, sein Mandat zur Verfügung zu stel-
len. Wird dieser Grundsatz erst einmal akzep-
tiert, so wäre der nächste Schritt die Konzi-
pierung und Einsetzung eines entsprechen-
den parlamentarischen Ehrenrates. Er könnte
zweckmäßigerweise aus allen Fraktionsvor-
sitzenden ex officio bestehen und einer
gleichen Anzahl von ehemaligen Parlamenta-
riern, die sich im Laufe ihrer parlamentari-
schen Tätigkeit ein hohes öffentliches Anse-
hen erwarben — und dies alles unter Vorsitz
des jeweiligen Bundestagspräsidenten sowie
unter Einschluß seiner Stellvertreter19).
Ob zusätzlich an die Errichtung eines beson-
deren parlamentarischen „Ethik-Ausschusses“
nach dem Vorbild der USA zu denken wäre,
kann im Rahmen dieser Überlegungen zu-
nächst einmal offen bleiben20 ). Ohnehin soll-
ten die hier angedeuteten Überlegungen
nicht den Eindruck erwecken, der allein
schon aus Gründen der Repräsentativität, das
heißt im Hinblick auf neuneinhalb Legislatur-
perioden, völlig falsch wäre, daß Verstöße ge-
gen einen möglichen Ehrenkodex bisher eher
die Regel als tatsächlich eine große Aus-
nahme dargestellt haben. Das Ansehen einer
jeden Institution wird aber in den Augen der
Öffentlichkeit schon durch einige wenige lä-



diert, zumal dann, wenn gegen solche Ver-
stöße anscheinend überhaupt keine sinnvol-
len, gewissermaßen präventiven Vorkehrun-
gen getroffen wurden. Ohnehin gilt: Das An-

Wo sieht nun der Politikwissenschaftler „es-
sentials" eines neuzuschnürenden Parla-
rnentsreformpaketes und wie bewertet er in
diesem Zusammenhang — wiederum kurz zu-
sammengefaßt — die diesbezüglich seit ei-
nem halben Jahr, zum Teil erstmalig, zum Teil
erneut im Raume stehenden Vorschläge?
Zunächst zu einem aus politikwissenschaftli-
cher Sicht grundlegenden Mißverständnis,
dem einige der heutigen Reformer im Deut-
schen Bundestag, an der Spitze Hildegard
Hamm-Brücher, selbst zum Opfer fallen. Letz-
tere formuliert in ihrem Beitrag: „Im politi-
schen Kräftefeld verläuft die Gewaltenteilung
zwischen Exekutive und Legislative nach wie
vor eindeutig zuungunsten der Legislative ...
Dieses Ungleichgewicht ist keine Theorie,
sondern eine Erfahrung, die mir... zur Ge-
wißheit geworden ist: Die eindeutige Überle-
genheit der Exekutive und die selbstverschul-
dete Unterlegenheit der Legislative."21 )
Demgegenüber ist festzustellen: In modernen
parlamentarischen Demokratien — dies gilt
also etwa für die britische genauso — verläuft
eine Gewaltenteilung strictu sensu nicht
mehr zwischen Exekutive und Legislative als
Ganzem, kann also das Parlament gar nicht
mehr gegenüber der Regierung als Gesamt-
kontrolleur auftreten, weil es zu einer unauf-
löslichen und durch Personalunion von Kabi-
nettsmitgliedern, Parlamentarischen Staatsse-
kretären und Bundestagsabgeordneten gefe-
stigten politischen Interessenidentität zwi-
schen Regierung und Regierungsmehrheit in
der Legislative gekommen ist. Für die politi-
sche Wissenschaft stellt dies eine schon sehr
alte Erkenntnis dar, der vielleicht die ebenso
alte hinzuzufügen wäre, daß auch in Großbri-
tannien die im obigen Zitat zum Ausdruck
gebrachte idealtypische Vorstellung von Ge-
waltenteilung unter den Bedingungen einer
parlamentarischen Demokratie nie in Rein-
kultur verwirklicht worden ist. Kontrolle ob-
liegt daher der Opposition, die aber aus der
Natur der Sache heraus — als „mathematisch"
immer unterlegen in Plenum und Ausschüs-
sen — die Regierung sozusagen nur „anbel-

sehen des Parlaments lebt ganz entscheidend
von „roten Preußen" wie Herbert Wehner und
„schwarzen" wie Paul Mikat, um hier prototy-
pisch zwei Namen zu nennen.

III.
len", nicht aber „beißen" kann, da sie nicht
über die entscheidende Voraussetzung von
wirksamer Kontrolle verfügt, nämlich über
die Möglichkeit, gegen diese Regierung zu ef-
fektiven Sanktionen zu schreiten. Somit fällt
solche wirksame Kontrolle der Exekutive im
engeren Sinne heute eigentlich nur noch der
Regierungsfraktion bzw. den Regierungsfrak-
tionen in dem stillen Kämmerlein stunden-
langer, wöchentlicher Fraktionssitzungen
zu 22 ).
Darüber hinaus kann, um den zweiten Teil
des Zitates aus dem Beitrag von Hildegard
Hamm-Brücher aufzugreifen, die Legislative
als Gesetzgebungsorgan ihre „Unterlegenheit"
im modernen Gesetzgebungsverfahren nie-
mals ausgleichen (und ist somit diese „Unter-
legenheit" nicht „selbstverschuldet"), weil die
Bürokratie bei den so überaus komplizierten
Lebensbereichen, die in unserer Zeit rege-
lungsbedürftig sind, zwangsläufig mit einem
nicht wettzumachenden Informations- und
Expertenvorsprung ausgestattet ist. Nicht zu-
fällig weisen die Statistiken aus, daß seit vie-
len Legislaturperioden rund 80% aller Gesetz-
gebungsvorhaben von der Bundesregierung
eingebracht werden und nicht aus dem Bun-
destag (oder dem Bundesrat) selbst kommen.
In Großbritannien liegt dieser Prozentsatz so-
gar noch höher.
Dem einzelnen Bundestagsabgeordneten kön-
nen keine durchorganisierten Ministerialap-
paraturen zur Seite gestellt werden. Insofern
geht auch die immer wiederkehrende Forde-
rung von Abgeordneten nach einer noch bes-
seren administrativen Infrastruktur für sie
selbst (also etwa nach je zwei ausgebildeten
Assistenten) am Kern der Sache vorbei23 ). Die



Mitglieder des Bundestages müssen in erster
Linie „Generalisten" sein und sollten sich dar-
über hinaus im Hinblick auf ihre Ausschußtä-
tigkeit nur auf einem eng überschaubaren Ge-
biet spezialisieren, was bei großen Fraktionen
möglich, bei kleineren unmöglich ist und für
diese dann ein unvermeidbares Pech dar-
stellt.
Der tatsächliche Einfluß „der" Legislatoren auf
„die" Gesetzgebung im Sinne von durchgrei-
fenden Abänderungen von Regierungsent-
würfen wird auch weiterhin im Plenum wie in
den Ausschüssen marginal bleiben. Der Op-
position gelingt es nur ganz selten, kann es
nur ganz selten gelingen, wichtige Abände-
rungsanträge durchzusetzen. Insofern erge-
ben sich Möglichkeiten in dieser Hinsicht aus
der Legislative heraus nur für die jeweilige
Regierungsfraktion, und dies (nota bene) vor
allem im Vorfeld der Gesetzeserarbeitung
durch die Bundesregierung, das heißt durch
gemeinsame Beratungen der jeweiligen Frak-
tionsexperten und der Fraktionsspitzen mit
„ihrer" Regierung und deren Experten. Diese
Gesamtwertung kann durch empirisch unter-
mauerte politikwissenschaftliche Fallstudien
als belegt gelten, obwohl es bedauerlicher-
weise bisher noch zu wenige dieser Art gibt,
was nicht zuletzt auf die mangelnde For-
schungsoffenheit von Regierung und Bundes-
tag zurückzuführen ist24 ).
Mit einem weiteren parlamentstheoretisch
ernsteren, aber sicherlich reformierbaren Be-
fund haben wir es — und damit soll bewer-
tend zu einigen anderen im Raume stehenden
Reformvorschlägen aus Wissenschaft und Po-
litik übergegangen werden — im Hinblick auf
die Tätigkeit des Vermittlungsausschusses im
Gesetzgebungsverfahren zu tun. Dieser Aus-
schuß hat sich immer mehr zu einem „Parla-
ment im Parlament" entwickelt, das viele be-
deutsame Gesetze verabschiedet, da seine
einvernehmlich erzielten Ergebnisse vom
Bundestagsplenum automatisch per Abstim-
mung und ohne längere Aussprache gebilligt
werden, wobei wichtige gesetzliche Bestim-
mungen durch die Beratungen im Vermitt-

lungsausschuß völlig verändert worden sein
können. Grundsätzlich sollte daher ein halber
Debattentag für die Plenardiskussion solcher
Ergebnisse des Vermittlungsausschusses re-
serviert werden. Schließlich dürfte es sich in
den meisten Fällen um sehr wichtige Gesetze
handeln, die ja gerade deshalb der Bundesrat
in der Vergangenheit entweder mit einem
suspensiven oder mit einem absoluten Veto
versah25 ). e
Wird in diesem Zusammenhang also eine
Ausweitung des Zeitbudgets für den Gesetz-
gebungsvorgang gefordert, so geht der begrü-
ßenswerte Vorschlag — schon in der Enqu-
te-Kommission für Verfassungsreform vor
acht Jahren amtlich vorgebracht —, die An-
zahl der einzelnen Lesungen je nach Thema
zu reduzieren, in die gegenteilige Richtung:
Eine Reform auf diesem Gebiet sollte endlich
voll formalisiert und mit dem weiteren Re-
formrezept verbunden werden, als Regel an
die Stelle der zweiten Lesung im Plenum die
Beratung aller beteiligten Ausschüsse zusam-
men unter Leitung des jeweils federführen-
den Ausschusses zu setzen und diese Aus-
schußberatungen dann auch der Öffentlich-
keit zugänglich zu machen26 ). Man könnte in
diesem Zusammenhang unter Umständen so-
gar soweit gehen und nach britischem Vor-
bild die Umwandlung des Plenums in einen
„Ausschuß des ganzen Hauses“ ins Auge fas-
sen.
Die Forderung nach mehr Öffentlichkeit ist
generell von großer Bedeutung. Im Vergleich
sowohl zur präsidentiellen Demokratie der
USA als auch zur parlamentarischen Demo-
kratie Großbritanniens schneidet die Bundes-
republik Deutschland hier, „idealtypisch" ge-
sehen, sehr schlecht ab. Reformen müssen in
drei Richtungen zielen: Einmal sollten noch
sehr viel mehr Ausschußsitzungen der allge-
meinen Öffentlichkeit zugänglich sein; zum
zweiten sollte die Anzahl der Anhörungsver-
fahren mit auswärtigen Experten noch weiter
erhöht werden; und zum dritten wäre zu
überlegen, ob die grundsätzlich geheim tagen-
den drei Ausschüsse (Auswärtiges, Verteidi-
gung, Innerdeutsche Beziehungen) nicht nur
für die übrigen Bundestagsabgeordneten (also
auch für die Nichtausschußmitglieder), son-



dem auch häufiger für die allgemeine Öffent-
lichkeit zugänglich gemacht werden sollten,
was in den beiden großen angelsächsischen
Demokratien selbstverständlich ist.
An diesem Punkt werden Grundfragen des
parlamentarischen Selbstverständnisses be-
rührt, weil in solchen Gremien, die eben nicht
einmal allen Bundestagsmitgliedern offenste-
hen — in der sogenannten parlamentarischen
Kontrollkommission der Nachrichtendienste
ist die Zahl der „Geheimwissenden" sogar auf
nur acht Bundestagsabgeordnete reduziert —,
Informationen gehandelt werden, die dem
Gesamtparlament nicht zugänglich gemacht
werden dürfen. Natürlich müssen zum Bei-
spiel Fragen der inneren und äußeren Sicher-
heit streng vertraulich behandelt werden. In
der bundesrepublikanischen Praxis wird aber
zweifellos des Guten — oder auch Schlechten
— zu viel getan, mit anderen Worten: Es gibt
auch in dieser Beziehung zu viele Parlamente
im Parlament als Kontrollinstanzen der Exe-
kutive.
Mit der Realisierung all dieser — zum Teil
schon vor längerer Zeit gemachten — Vor-
schläge wären sozusagen mehrere Fliegen
mit einer Klappe geschlagen: Die Gesetzge-
bungsarbeit würde gestrafft, der Vorgang
selbst für die allgemeine Öffentlichkeit trans-
parenter und last not least der Anreiz der Prä-
senz von Abgeordneten im Plenum und den
Ausschüssen27 ) sehr viel größer — was wie-
derum dem in dieser Hinsicht völlig zu Recht
als lädiert anzusehenden Image der rund 500
vollbezahlten Volksvertreter zugute kommen
würde.
Das leidige Problem der Plenarpräsenz würde
aber natürlich vor allem auch dadurch ent-
schärft werden können, daß alle Abgeordne-
ten — also gerade auch die sogenannten Hin-
terbänkler — eine größere Chance zur Inter-
vention in Plenardebatten bekämen, worauf
in anderem Zusammenhang schon hingewie-
sen wurde. Es ist einfach unverständlich, daß
in dieser Hinsicht längst auf dem Tisch lie-
gende Vorschläge in praxi noch nicht reali-
siert worden sind. Sicherlich ist es auch kein
Zufall, daß sowohl bei den „110"-Bundestagsre-
formern als auch bei den Abgeordneten, die
die neueste (Eigen-)Umfrage beantworteten,

in diesem Punkte der größte Konsens zu ver-
zeichnen ist28 ). Es muß einfach vom Zeitbud-
get her möglich sein, endlich zu mehr offenen
„Runden" (das heißt nicht mehr von den Frak-
tionen vorab genau nach Umfang und Redner-
einsatz festgelegten) mit Rede-Beiträgen von
fünf bis zehn Minuten auch außerhalb von
„Aktuellen Stunden" zu kommen. Wenn dies
das Zeitbudget für Plenardebatten nicht zu-
läßt, dann müßten eben analog zu Großbritan-
nien mehr Plenartage in der Woche einge-
führt werden.
Nur auf diesem Wege können im Parlament
Frustrationen abgebaut, vor allem aber zwei
von dem Klassiker unter den Parlamentstheo-
retikern, Walter Bagehot, in den Mittelpunkt
seiner Analyse gestellten Parlamentsfunktio-
nen besser verwirklicht werden, nämlich die
„educative" und die „informative" Funktion.
Die Abgeordneten sollten in toto das betrei-
ben, was wir im deutschen Sprach- und Poli-
tikgebrauch politische Bildungsarbeit nen-
nen; sie können dies aber nur, wenn sie selber
im Plenum „ernst" genommen werden. Hinzu
kommen muß allerdings in diesem Zusam-
menhang — und dies betrifft eine weitere Re-
formforderung, der auch in der Praxis zuneh-
mend entsprochen wird —, daß die Abgeord-
neten, ob Wahlkreis- oder Listenabgeordne-
te29 ), eine ständige Verpflichtung zur bericht-
erstattenden Rückkoppelung ihren Wahlkrei-
sen gegenüber empfinden, und zwar nicht nur
ihrer Parteibasis, sondern der gesamten Wäh-
lerschaft gegenüber. Der eigentliche Reform-
ansatz liegt bei diesem Gedanken darin, daß
sich zum Beispiel an den Einbau einer ent-
sprechenden Verpflichtung in irgendeiner
Form in unser Parteienrecht denken läßt, da
man ja auch hier Art. 38 GG beachten muß,
solange er in seiner bisherigen Fassung beste-
hen bleibt.
Ein letzter Reformvorschlag im Rahmen eines
Prioritätenpaketes betrifft die Arbeit der Un-
tersuchungsausschüsse des Deutschen Bun-
destages. Auch dieses Feld ist analytisch in
bezug auf konkrete Vorschläge schon lange
bestellt worden30 ). Dem Verfasser geht es



hier allein um die sogenannten Mißstandsun-
tersuchungen, das heißt nicht um sogenannte
Enquöte-Kommissionen. Letztere sollen ja in
erster Linie der Verwirklichung einer besse-
ren Gesetzgebung dienen, wobei anzumerken
ist, daß deren mit großem Fleiß oft über Jahre
hinweg erarbeiteten konkreten Vorschläge
bislang zu 80% Makulatur geblieben sind31 ).
Im Bereich der Aufdeckung und möglichen
Beseitigung von konkreten Mißständen kann
und sollte in der Tat das Parlament seiner „äl-
testen" Aufgabe, nämlich der Kontrolle, noch
besser nachkommen und ein Maximum an
Transparenz der politischen Vorgänge und
Entscheidungsprozesse sicherstellen. In Pa-
renthese sei an dieser Stelle angemerkt, daß
der Gedanke, eine solche Transparenz und
Kontrolle auf dem Wege von Fragestunden
erzwingen zu können, mehr in den Bereich
parlamentarischer Utopien fällt. Selbstver-
ständlich gehört es (im übrigen auch in Groß-
britannien) zu einem gelegentlich sehr belieb-
ten Spiel der jeweiligen Regierung, bohren-
den Fragen von Oppositionsabgeordneten —
die eigenen werden ohnehin nur selten boh-
ren wollen — mit rhetorischen Glanzleistun-
gen des gekonnten Nichtsagens auszuwei-
chen.
Ein kurzer Vergleich zur britischen Praxis
von Mißstandsuntersuchungen verdeutlicht
die Linie der zu fordernden Reform in diesem
Bereich: In beiden Ländern werden zwar sol-
che Untersuchungsausschüsse formal glei-
chermaßen vom Parlament, das heißt auf ei-
nen Beschluß des Parlamentes hin, eingesetzt.
In Großbritannien aber hat einerseits die je-
weilige Regierung das Vorschlagsmonopol,
besonders was die personelle Zusammenset-
zung betrifft (sie bleibt im Deutschen Bundes-
tag völlig ausgeschaltet); andererseits sind
hier die Mitglieder in der Regel unabhängige
Persönlichkeiten von hohem öffentlichen An-
sehen und mit praktischen Erfahrungen als
Richter ausgestattet. Selbst „Ein-Mann-Unter-
suchungsausschüsse" hat es in Großbritan-
nien schon gegeben, so in Gestalt des Lord
Denning, der seinerzeit die Profumo-Affäre zu
untersuchen hatte.

Im Deutschen Bundestag hingegen spiegeln
auch alle Untersuchungsausschüsse von der
Zusammensetzung her die Mehrheitsverhält-
nisse im Gesamtparlament wider und beste-
hen ausschließlich aus Bundestagsabgeordne-
ten einschließlich des Vorsitzenden. Diese
Ausschüsse wenden zwar sinngemäß die
deutsche Strafprozeßordnung an — etwa im
Hinblick auf die Vorladung und Anhörung
von Zeugen —, täuschen aber bei' näherer Be-
trachtung ein richterliches oder justizförmi-
ges Verfahren vor, weil sie letztlich nur eine
Arena des politischen Kampfes mit quasi juri-
stischen Mitteln darstellen.
So ist es denn auch nicht verwunderlich, daß
— von ganz wenigen Ausnahmen abgesehen
— bei der Abfassung eines Abschlußberichtes
an das Plenum und der Abstimmung im Aus-
schuß über diesen Bericht sich Mehrheits-
und Minderheitsvoten im Detail gegenüber-
stehen. Auch in diesen Gremien ist also die
parlamentarische Mehrheit bestrebt, „ihre"
Regierung herauszupauken, die jeweilige
Minderheit bestrebt, ihr gerade am Zeug zu
flicken. Mit anderen hat der Verfasser die de-
zidierte Ansicht vertreten, daß diese Form
von Untersuchungsverfahren unter den Ge-
sichtspunkten einer effektiveren Kontrolle
der Exekutive durch die Legislative reformbe-
dürftig ist.
Als Gesamtfazit dieser politikwissenschaftli-
chen Anmerkungen zu einem wichtigen
Thema kann festgehalten werden, daß auf-
grund der eigenen theoretischen und prakti-
schen Erfahrungen mit allem Nachdruck Hil-
degard Hamm-Brücher „und Genossen" (so be-
kanntlich die traditionelle Antragsformel
auch deutscher Parlamente) aus allen Fraktio-
nen zugestimmt werden muß, die eine Krise
des bundesdeutschen Parlamentarismus kon-
statieren. Weder in der Bundesrepublik
Deutschland noch in Großbritannien haben
wir es dabei allerdings mit einer „Krise zum
Tode" zu tun. Dennoch müssen die sichtbaren
und latenten Krankheitssymptome, von de-
nen einige hier angedeutet wurden, von allen
sich der Idee der westlichen Demokratie ver-
pflichtet Fühlenden ernstgenommen werden.
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